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Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

nennen wir es beim Namen: Deutschland geht 

das Geld aus. Das Sondervermögen ist längst 

verplant und die Wirtschaft kommt nicht in Gang. 

Eine Besserung ist nicht in Sicht. Wir müssen 

sparen, lautet folgerichtig die neue Losung, die 

Kanzler und Vizekanzler ausgegeben haben.

Wir mittelständischen Unternehmer haben 

nichts dagegen, wenn die politisch Verantwortli-

chen endlich einmal Geld nicht nur ausgeben, 

sondern sich auch Gedanken darüber machen, wo neue Mit-

tel herkommen. 

Vorbei sind hoffentlich die Jahre, in denen Klientelpolitik be-

trieben und ohne erkennbaren Plan Gelder ausgegeben wur-

den. Höher, weiter, besser. Das war das Motto, mit dem Par-

teien in der Vergangenheit versuchten Wählerstimmen zu ge-

winnen. Was übrig bleibt, ist ein bitteres Erwachen und die 

Erkenntnis, dass schmerzliche Einschnitte erforderlich sind, 

weil der Bundeshaushalt nicht mehr zu finanzieren ist.

Allerdings werden jetzt hastig und ohne Konzept Spargeset-

ze geschrieben. Warum sollten die, die in der Vergangenheit 

mit vollen Händen Wohltaten aus nicht vorhandenem Geld 

verteilt haben, auch plötzlich wissen, wie man klug spart?

Wenn man sich zum Beispiel anschaut, dass eine Pflegeein-

richtung in Niedersachsen jedes Jahr von bis zu 44 Prüfins-

tanzen besucht wird. Diese Vorgänge verursachen im Haus 

jährliche Kosten von 150.000 Euro. Hier ließen sich leicht zwei 

Milliarden Euro pro Jahr für die Pflegeversicherung einspa-

ren, und die Mitarbeitenden der Prüfinstitutionen würden 

ebenfalls entlastet.

Aber zum Abbau von Bürokratie braucht man Mut und nicht 

eine Kommission, die aus drei Dutzend Ministerialbeamten 

zusammengesetzt ist.

Oft genug hat der bpa in den letzten Jahren bei Anhörungen 

eindringlich darauf hingewiesen, dass so manches neue Ge-

setz den Bundes- und die Länderhaushalte enorm belasten 

würde. Es wollte niemand hören. Die zuständigen Ministerien 

hatten stets andere Zahlen, die sie bei ihren Berechnungen 

der Kosten zugrunde legten. Später wurde dann klar: Die Zah-

len der Ministerien waren falsch, die des bpa waren richtig.

Jetzt also sparen. Da sind wir dabei. Sinnvoll 

zu sparen ist das tägliche Brot eines jeden Un-

ternehmers. Blindes Sparen aber, wie wir es 

aktuell erleben, gefährdet Infrastruktur und In-

novationskraft eines Unternehmens und ist si-

cher auch für die Pflegeversicherung, das Ge-

sundheitswesen und den Bundeshaushalt ins-

gesamt der falsche Weg.

Aktuell wird wieder kopflos gespart. Im GKV-

Beitragssatzstabilisierungsgesetz haben wir 

mitansehen müssen, wie die privaten und tari-

fungebundenen Träger gegenüber den tarifgebundenen bei 

der Refinanzierung von Gehältern benachteiligt werden. Wir 

haben uns in den letzten Jahren auf Wunsch der Politik in ein 

System der Bezahlung auf Tarifniveau eingefunden, das sich 

die Politik ja selbst ausgedacht hat. Jetzt aber soll dieser Weg 

nur ein Weg zweiter Klasse sein? Die Arbeit der Mitarbeiten-

den bei uns ist offenbar weniger wert. Unglaublich. Und nicht 

zu akzeptieren. Es ist nicht mehr die Zeit für Klientelpolitik. 

Das PNOG darf diese Fehler nicht wiederholen. 

Das PNOG widerspricht im Entwurf in weiten Teilen dem, 

was die verantwortlichen Parteien selbst vorher angekündigt 

haben. Entlastung versprochen – Belastung geliefert. Es ist 

eine Mogelpackung mit langer Nase. Es ist PNOGchio. Des-

halb wird diese Figur, die Sie auch auf dem Titel dieses Maga-

zins sehen, unsere Kampagne in diesem Sommer begleiten. 

Wir zeigen, wo der Gesetzentwurf unehrlich ist und wie es 

besser geht, ohne den Spardruck zu ignorieren.

Die jetzt notwendige Kraftanstrengung kann nur gelingen, 

wenn die Lasten gerecht verteilt werden. Die Rahmenbedin-

gungen in der Pflege müssen fair bleiben, sonst wird es staat-

lich organisierte Wettbewerbsverzerrung. Dafür wird sich der 

bpa mit der Macht von mehr als 14.000 Mitgliedseinrichtun-

gen einsetzen. Das wird nicht zu überhören sein.

Ihr

Bernd Meurer

P.S.: Mit diesem Magazin verabschiedet sich Susanne Jauch, 

die das Magazin in den vergangenen Jahren maßgeblich mitver-

antwortet hat, in den Ruhestand. Herzlichen Dank für Geduld, 

Sorgfalt und das stets pünktliche Erscheinen des Magazins!

Editorial

Sparen, aber fair. Damit es kein PNOGchio-Gesetz wird
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BMG auf Irrwegen
Wie die aktuelle Pflegegesetzgebung die private Langzeitpflege  
systematisch und empfindlich schwächt 

Von Norbert Grote

Es gibt Gesetze, die gut gemeint sind und schlecht gemacht 

werden. Und es gibt Gesetze bzw. Gesetzesinitiativen, bei 

denen man sich fragen muss, ob sie überhaupt gut gemeint 

sein sollen. Der Referentenentwurf zum Pflegeneuord-

nungsgesetz (PNOG) und das GKV-Beitragssatzstabilisie-

rungsgesetz gehören zu jener zweiten Kategorie. Bundesmi-

nisterin Nina Warken hat im Auftrag des Bundeskanzlers das 

Sparen zum Hauptziel der Gesundheits- und Pflegepolitik 

erklärt und verfolgt diesen Weg unbeirrt trotz erheblichen 

Gegenwinds vieler relevanter Stakeholder aus der Branche. 

Was als Reform der Pflegeversicherung angekündigt wurde, 

entpuppt sich bei näherer Betrachtung als ein Programm zur 

systematischen Schwächung der Langzeitpflege – auf Kos-

ten der Pflegebedürftigen, ihrer Familien und der Einrichtun-

gen, die täglich dafür sorgen, dass Menschen in Würde ver-

sorgt werden. Und das am 10. Juli im Bundestag beschlosse-

ne GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetz ist ebenfalls ein 

reines Spargesetz, das zudem noch in Zusammenhang mit 

der Refinanzierung von Gehältern neue Ungleichbehand-

lungstatbestände zwischen tarifgebundenen und tarifunge-

bundenen ambulanten Pflegeeinrichtungen schafft, die  

zu erheblichen Wettbewerbsverzerrungen und damit zur 

Schwächung der ambulanten privaten Langzeitpflege füh-

ren werden. Für tarifgebundene Einrichtungen im Bereich 

der häuslichen Krankenpflege, Haushaltshilfe und außerkli-

nischen Intensivpflege wird der im Gesetz vorgesehene  

Deckel bei der Refinanzierung von Vergütungssteigerungen 

in Höhe der Veränderungsrate nach § 71 SGB V (abzüglich  

eines Prozentpunktes in den kommenden drei Jahren) auf-

geweicht und sie erhalten 50 Prozent der Differenz zu den 

Tarifsteigerungen zusätzlich refinanziert. Sozusagen eine 

„politisch verordnete Wettbewerbsverzerrung“, wie unser 

Präsident Bernd Meurer als Reaktion auf den Gesetzesbe-

schluss kommentiert und diese Pläne aufs Schärfste kriti-

siert hat. Nicht ganz abwegig ist es, dass diese unsägliche 

Regelung mit Hinweis auf eine Harmonisierungsnotwendig-

keit auch in das PNOG übernommen werden könnte. Das 

würde eine systematische Schwächung der privaten Lang-

zeitpflege bedeuten! 

In fast 25 Jahren Verbandsarbeit habe ich erlebt, wie politi-

sche Entscheidungen in der Pflege bisweilen unbefriedigend, 

manchmal ärgerlich und auch falsch waren. Was der Referen-

tenentwurf zum PNOG jedoch in seiner Kombination mit dem 

GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetz anrichtet, übertrifft 

alles Bisherige in seiner Konsequenz. Fünf Wirkungsmecha-

nismen stechen dabei besonders hervor – und jeder einzelne 

davon wäre schon Grund genug für eine fundamentale politi-

sche Neubesinnung.

1. Leistungskürzungen durch die Hintertür

Nennen wir die Dinge beim Namen: Der Referentenentwurf 

zum PNOG kürzt massiv bei den Leistungen für Pflegebedürf-

tige. Nicht offen, nicht ehrlich, sondern durch eine Reihe 

technischer Eingriffe, die in der Summe einen beispiellosen 

Kaufkraftverfall für die Betroffenen bedeuten.

Das augenfälligste Beispiel ist die sogenannte Dynamisie-

rungsregelung. Nach geltendem Recht stand den Pflegebe-

dürftigen zum 1. Januar 2028 eine Leistungserhöhung von 

rund 11 Prozent zu – eine kumulierte Anpassung, die den 

Kaufkraftverlust der Inflationsjahre ausgleichen sollte. Das 

Norbert Grote, bpa-Hauptgeschäftsführer
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PNOG streicht zwei Drittel davon. Statt 11 Prozent sollen die 

Leistungen nur noch um rund 3,5 Prozent steigen, und das 

auch noch verschoben auf den 1. Juli 2028. Die Einsparungen 

für die Pflegekassen sind im Referentenentwurf selbst ausge-

wiesen: 4,05 Milliarden Euro im Jahr 2028, 3,42 Milliarden Eu-

ro im Jahr 2029, 3,50 Milliarden Euro im Jahr 2030. In nur drei 

Jahren werden den Pflegebedürftigen damit mehr als 10 Mil-

liarden Euro entzogen. 

Hinzu kommt die Streckung der Leistungszuschläge nach  

§ 43c SGB XI. Diese Zuschläge, die Pflegebedürftige in voll-

stationären Einrichtungen je nach Verweildauer entlasten, 

greifen künftig deutlich später. Die weiteren Stufen treten je-

weils sechs Monate verzögert in Kraft. Das klingt nach einer 

marginalen Verschiebung – ist es aber nicht. Da die wenigs-

ten Bewohnerinnen und Bewohner länger als 27 Monate im 

Pflegeheim verbleiben, werden die höheren Zuschlagsstu-

fen, die eigentlich bei langen Aufenthalten spürbar entlasten 

sollten, für die meisten Betroffenen praktisch wirkungslos. 

Der Personenkreis, der davon profitiert, schrumpft erheblich. 

Gleichzeitig steigt die Zahl derer, die auf Leistungen der Sozi-

alhilfe angewiesen sind – ein politisches Ziel, das niemand 

laut ausspricht, das aber die logische Konsequenz dieser Ge-

setzgebung ist.

Besonders schmerzhaft ist der Rückbau der Verhinderungs-

pflege. Dieses Instrument hat sich über Jahrzehnte bewährt: 

Es ermöglichte pflegenden Angehörigen eine echte Auszeit 

und sicherte gleichzeitig die Versorgung der Pflegebedürfti-

gen. Der Referentenentwurf zum PNOG ersetzt die Verhinde-

rungspflege durch ein eng gefasstes „Überbrückungsbud-

get“, das nur noch für Akutsituationen gedacht ist und erheb-

lich weniger Mittel bereitstellt (siehe auch Seite 16). Was als 

Vereinfachung des Systems vermarktet wird, ist in Wahrheit 

eine massive versteckte Leistungskürzung – und eine, die 

pflegende Angehörige unmittelbar in ihrer täglichen Belas-

tung trifft. Daran ändert auch nichts, dass die Pflegebedürfti-

gen zukünftig ein Budget zur „freien“ und flexiblen Verfü-

gung haben sollen, in dem Leistungen der Verhinderungs-

pflege und zum Verbrauch bestimmte Hilfsmittel beinhaltet 

sind. In der Summe gibt es weniger Leistungen und in der 

Versorgungsrealität neue Problemstellungen im Falle einer 

Verhinderung von Pflegepersonen.

2. Unterfinanzierung und Ungleichbehandlung als  

neues Systemziel?

Wer eine Pflegeeinrichtung betreibt, hat in den vergangenen 

Jahren mit den Regelungen zur Tariftreue, die der Bundesge-

setzgeber 2022 eingeführt hat, eine Entlohnung der Mitarbei-

tenden in der Pflege und Betreuung auf Tarifniveau gewähr-

leistet. Zudem wurde sichergestellt, dass es einen einheitli-

chen und fairen Rahmen zur Refinanzierung gestiegener Löh-

ne in der Pflege und Betreuung gibt. Mit dem GKV-Beitrags-

satzstabilisierungsgesetz und einer möglichen Übernahme 

der entsprechenden Deckelungsregelung bei der Refinanzie-

rung von Vergütungssteigerungen in einem zukünftigen 

PNOG würde diese Situation auf einen Schlag zunichte ge-

macht – mit verheerender Konsequenz für private und in der 

Regel tarifungebundene Pflegeanbieter. Selbstverständlich 

stehen alle knapp 34.000 Pflegeeinrichtungen in Deutsch-

land, egal ob bei der Caritas, Diakonie, AWO oder im bpa  

organisiert, im Wettbewerb um Personal. Das Personal ist die 

entscheidende Determinante, um qualitätsgesichert Leistun-

gen in der Grund- und Behandlungspflege erbringen zu  

können. Deshalb verbietet es sich, ungleiche und wettbe-

werbsverzerrende gesetzgeberische Rahmenbedingungen 

zu schaffen. Hier muss umgehend eine politische Kurskorrek-

tur erfolgen, das können mehr als die Hälfte der Pflegeanbie-

ter in Deutschland, die in privater Trägerschaft betrieben 

werden, zu Recht erwarten.

Besonders brisant ist eine Detailregelung zum Übergang im 

Referentenentwurf zum PNOG mit großen wirtschaftlichen 

Implikationen: Die Aussetzung der Tariftreue und der Wirt-

schaftlichkeitsfiktion zum 2. Januar 2027 soll alle Pflegeein-

richtungen, die zu diesem Stichtag keine neue Vergütungs-

vereinbarung abgeschlossen haben, umfassen. Im vollstatio-

nären Bereich, wo Einzelverhandlungen üblicherweise über 

das gesamte Jahr verteilt geführt werden, ist das die große 

Mehrheit. Diese Einrichtungen müssen ab dem 1. Januar 

2027 das regional übliche Entgelt zahlen, können es aber in 

neuen Pflegesatzverhandlungen nicht mehr automatisch gel-

tend machen. Die Konsequenz: Pflegeheime geraten in wirt-

schaftliche Existenznöte – ohne eigenes Verschulden, allein 

aufgrund eines gesetzgeberischen Stichtagsproblems, das 

offensichtlich nicht zu Ende gedacht wurde.

Der stille Kapazitätsabbau ist bereits im Gange. Immer mehr 

vollstationäre Einrichtungen reduzieren ihre Belegung, weil 

sie sich den Betrieb nicht mehr leisten können. Ambulante 

Dienste streichen Touren zusammen. Mehr als 500 Millionen 

Euro schulden allein die Sozialhilfeträger den Pflegeeinrich-

tungen – Gelder, die teils seit Jahren ausstehen. Die Bera-

tungsgesellschaft PWC hat errechnet, dass jedes fünfte Pfle-

geheim auf mehr als 100.000 Euro aus der Hilfe zur Pflege 

wartet. Der Referentenentwurf zum PNOG adressiert keine 

dieser strukturellen Ursachen. Es verschärft sie.

3. Zerschlagung bewährter Beratungsstrukturen

Wer mit einem Pflegedienst in Kontakt kommt, trifft auf Men-

schen, die nicht nur pflegen, sondern auch beraten, schulen 

und begleiten. Diese Beratungs- und Schulungsleistungen – 

Beratungseinsätze nach § 37 Abs. 3 SGB XI, Pflegekurse nach 

§ 45 SGB XI – sind kein Luxus und kein Randphänomen der 

Pflegeversicherung. Sie sind ein entscheidender Stabilisie-

rungsfaktor für die häusliche Versorgung. Mehr als fünf Milli-
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onen Pflegebedürftige wurden allein im Jahr 2025 von Pfle-

gediensten in ihrer Häuslichkeit beraten. Die Ausgaben für 

diese Leistungen belaufen sich auf mindestens 600 Millionen 

Euro jährlich – und jeder Euro davon ist gut investiert, weil er 

teure Krankenhausaufenthalte und vorzeitige vollstationäre 

Aufenthalte verhindert.

Der Referentenentwurf zum PNOG streicht diese Strukturen 

ab dem 1. Januar 2028 ersatzlos und überträgt die Aufgaben 

auf eine neue „Pflegebegleitung“, die bei Pflegekassen und 

Kommunen angesiedelt werden soll. Wer diesen System-

wechsel nüchtern durchrechnet, stößt auf absurde Zahlen: 

Die bestehenden Pflegekassenstrukturen nach § 7a SGB XI er-

reichen mit mehr als 1.000 Vollzeitäquivalenten gerade einmal 

3,1 Prozent der Pflegebedürftigen. Um auch nur die Hälfte der 

Pflegebedürftigen mit dem neuen, deutlich umfassenderen 

Pflegebegleitungsanspruch zu erreichen, wären mindestens 

weitere 20.000 zusätzliche Mitarbeitende erforderlich – die 

der direkten pflegerischen Versorgung entzogen werden. Von 

einer kostenneutralen Umsetzung zu sprechen, wie es der Re-

ferentenentwurf suggeriert, grenzt an Irreführung.

Wer berät in diesen neuen Strukturen? Nicht mehr die Pflege-

fachkräfte, die die Menschen täglich in ihrer Häuslichkeit be-

suchen, die die Familien kennen, die auch am Freitagabend 

und am Wochenende erreichbar sind. Sondern Mitarbeiten-

de, also Pflegefachkräfte und gegebenenfalls auch Sachbear-

beiterinnen und Sachbearbeiter bei Pflegekassen und in 

kommunalen Pflegestützpunkten, die weder die räumliche 

Nähe noch den pflegefachlichen Erfahrungsschatz der ambu-

lanten Dienste mitbringen. Das klingt nicht nach Modernisie-

rung. Das klingt nach Rückschritt.

Die Beratungsstrukturen, die in Deutschland über mehr als 

drei Jahrzehnte Pflegeversicherung gewachsen und bewährt 

sind, sollen nun – ohne Not, ohne ausreichend Personal und 

ohne realistische Finanzierung – innerhalb von eineinhalb Jah-

ren zerschlagen werden. Das ist kein Irrweg. Das ist ein fataler 

Kahlschlag, der sich politisch durch nichts rechtfertigen lässt!

4. Personalabzug aus der Pflege in die Bürokratie

In nahezu keinem anderen Berufsfeld ist der Fachkräfteman-

gel so dramatisch und die Zukunftsperspektive so beunruhi-

gend wie in der Pflege. Jede fünfte Pflegekraft geht in den 

nächsten zehn Jahren in Rente. Noch in den 2020er-Jahren 

wird es nicht mehr ausreichend nachrückende Absolventin-

nen und Absolventen von Pflegeschulen geben, um die Lü-

cke der ausscheidenden Baby-Boomer zu schließen. Das 

Statistische Bundesamt geht von einem Rückgang um rund 

140.000 Pflegekräfte bis 2034 aus. Dieser Befund ist nicht 

neu. Er ist seit Jahren bekannt. Und er hätte – so möchte man 

meinen – jede Reformüberlegung in der Pflege maßgeblich 

prägen müssen.

Im Referentenentwurf zum PNOG findet man dazu nichts, aber 

eine brandbeschleunigende Regelung, die der direkten Pflege 

dringend benötigtes Fachpersonal entzieht: Die Pflegebeglei-

tung: Um allein die verpflichtenden Beratungseinsätze für Pfle-

gegeldempfängerinnen und -empfänger voll in den neuen Kas-

senstrukturen oder Kommunalstrukturen abzusichern, müssten 

mehr als 6.000 Pflegefachpersonen aus Pflegeeinrichtungen 

abgezogen und in Pflegestützpunkten, Pflegekassen oder kom-

munalen Stellen eingesetzt werden. Bei einer echten Ausgestal-

tung der geplanten „Pflegebegleitung“ wären es – wie oben be-

schrieben – sogar rund 20.000. Diese Pflegekräfte fehlen dann 

selbstverständlich in der direkten pflegerischen Versorgung. 

Sie fehlen in der vollstationären Versorgung. Sie fehlen bei den 

ambulanten Diensten, die ohnehin kaum Neuaufnahmen stem-

men können, und auch in Tagespflegeeinrichtungen. Der Fach-

kräftemangel, der heute schon Versorgungsengpässe verur-

sacht, würde damit aktiv verschärft – ohne dass den Pflegebe-

dürftigen dadurch in irgendeiner Form geholfen wäre.

5. Krankenhäuser haben bei der Personalgewinnung  

die Nase noch weiter vorn

Von der schon erwähnten Wettbewerbsverzerrung profitie-

ren die Krankenhäuser in besonderem Maße. Für sie gibt es 

neben der 50-prozentigen Refinanzierung von Tarifsteigerun-

gen oberhalb der Grundlohnsummenentwicklung auch Aus-

nahmen über ihre eigene Finanzierungssystematik im Kran-

kenhausentgeltgesetz. 

Das ist pures Gift für die Entwicklung in der Langzeitpflege, 

denn die Abwanderung in die Krankenhäuser wird damit 

deutlich befeuert. Allein seit 2019 haben die Krankenhäuser 

knapp 63.000 zusätzliche Pflegekräfte eingestellt. Das war 

vor allem durch die Herausnahme der Pflegekosten aus dem 

DRG-System möglich. Woher diese Kräfte abgeworben wur-

den, kann sich jeder denken.

Ein Gesetzentwurf gegen die Pflege

Was bleibt als Gesamtbild? In Verbindung mit der GKV-Reform 

ein Gesetzentwurf, der die Leistungen für Pflegebedürftige 

kürzt, die Einrichtungen unterfinanziert, Wettbewerbsnachtei-

le für private und in der Regel tarifungebundene Pflegeeinrich-

tungen einführt sowie bewährte Beratungsstrukturen zerstört 

und den Personalmangel in der Langzeitpflege verschärft – 

und der gleichzeitig mit dem Versprechen der Modernisierung 

und Strukturreform versehen wird. Der Spagat zwischen Spar-

gesetz und Strukturreform misslingt vollständig. Der Referen-

tenentwurf zum PNOG gibt keine Antwort auf die eigentliche 

Frage, wie die pflegerische Versorgung in Deutschland nach-

haltig gesichert werden kann.

Dabei gibt es Antworten. Der bpa hat sie, teilweise in Allianz 

mit relevanten Stakeholdern der Pflegebranche, gemeinsam 
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formuliert und in einem abgestimmten Forderungskatalog 

vorgelegt: Finanzierung versicherungsfremder Leistungen 

aus Steuermitteln, Beibehaltung von notwendigen Spielräu-

men bei der Lohngestaltung, schnellere Pflegesatzverhand-

lungen, Abschlagszahlungen durch die Sozialhilfeträger, Ab-

bau bürokratischer Hürden bei der Anerkennung internatio-

naler Pflegefachkräfte. Das alles ist bekannt. Das alles liegt 

auf dem Tisch. Der Referentenentwurf zum PNOG greift da-

von substanziell relevant nichts auf.

Es ist nicht zu spät, den aktuellen pflegepolitischen Irrweg zu 

verlassen. Das parlamentarische Verfahren steht damit erst 

im Herbst dieses Jahres auf der Agenda. Der bpa wird alles 

daransetzen, dass die Abgeordneten des Deutschen Bundes-

tages die Konsequenzen dieser Pflegegesetzesinitiative aus 

dem BMG in ihrer ganzen Breite und Konsequenz erkennen 

und die notwendigen Korrekturen vornehmen. Die Men-

schen, die auf Pflege angewiesen sind, und die, die sie täglich 

leisten, haben es verdient.

Die Pflegereform darf kein PNOGchio-Gesetz werden

Mit dem Entwurf zum Pflegeneuordnungsgesetz (PNOG) 

hat das Bundesgesundheitsministerium seine Pläne für ei-

ne Reform der Pflegeversicherung dargelegt. Sie wider-

sprechen politischen Ankündigungen der Vergangenheit 

komplett und schwächen die pflegerische Versorgung. Bei 

den regierungsinternen Abstimmungen und der parla-

mentarischen Debatte im Herbst müssen die massivsten 

Widersprüche aufgelöst werden, damit die Reform keine 

Mogelpackung – kein PNOGchio-Gesetz – wird.

Keine Ungleichbehandlung bei der Refinanzierung von 

Gehältern:  Die Politik hat gesetzlich dafür gesorgt, dass 

alle Pflegekräfte auf Tarifniveau bezahlt werden. Jetzt 

zeigt sie der Hälfte der Branche eine lange Nase und führt 

im GKV-Bereich eine Ungleichbehandlung tarifungebun-

dener bzw. privater Einrichtungen im Bereich der ambu-

lanten häuslichen Krankenpflege, Haushaltshilfe und au-

ßerklinischen Intensivpflege gegenüber tarifgebundenen 

Einrichtungen bei der Refinanzierung von Gehältern ein. 

Das schlägt dem Fass den Boden aus und kommt einer ge-

setzlich verordneten Wettbewerbsverzerrung gleich. Eine 

solche Regelung darf in keinem Fall Eingang in ein zukünf-

tiges PNOG finden.

Keine Zerschlagung der Beratungsstrukturen: Die Politik 

hat mit der Pflegeversicherung auch gut ausgebaute Bera-

tungsstrukturen ermöglicht und mit den Beratungsbesu-

chen nach § 37 Abs. 3 SGB XI sowie „45er-Schulungen“ 

pflegender Angehöriger im Bereich des SGB XI viele tau-

send ambulante Pflegedienste strukturell eingebunden. Sie 

haben damit einen wichtigen Beitrag zum Verbleib vieler 

pflegebedürftiger Menschen in ihrem vertrauten Zuhause 

geleistet. Jetzt zeigt sie den Pflegediensten die lange Nase 

und will diese etablierten Strukturen zerschlagen, um sie 

bei Kassen und Kommunen wieder aufzubauen. Verloren 

gehen dabei Praxiserfahrung und die unmittelbare Nähe zu 

den Betroffenen. Für die geplante Pflegebegleitung müssen 

bis zu 20.000 Pflegefachkräfte der direkten Versorgung ent-

zogen werden, was den Fachkräftemangel vergrößert.

Keine Einschränkung von ambulanten Angeboten: Pflege-

dienste müssen durch gesetzliche Vorgaben ein breites 

Angebot an Leistungen vorhalten. Nun zeigt ihnen die Po-

litik die lange Nase, indem bewährte ambulante Leistun-

gen und flexible Entlastungsangebote erheblich einge-

schränkt werden bzw. von ambulanten Pflegediensten zu-

künftig nicht mehr erbracht werden dürfen. Leistungen ei-

nes neuen Sozialraumbudgets sollen 16.000 Pflegedienste 

nicht erbringen dürfen und die eigenständige Leistung der 

Verhinderungspflege wird quasi gestrichen. Die Tages-

pflege wird geschwächt, weil der Entlastungsbetrag nicht 

mehr für die Kosten von Unterkunft und Verpflegung ein-

gesetzt werden kann. Das bringt die ambulante Versor-

gung in unnötige Turbulenzen. 

Keine Ignoranz gegenüber dem Personalmangel: Die 

größte Belastung für die pflegerische Versorgung ist der 

Mangel an Personal. Der Gesetzentwurf ignoriert diese 

Problematik vollständig und schafft zusätzliche Belastun-

gen für die Teams und Arbeitgeber. Kluge Konzepte wie 

die Kompetenzvermutung, die von allen relevanten Akteu-

ren in der Pflege unterstützt wird und sofort tausende Mit-

arbeitende als internationale Fachkräfte in die Versorgung 

bringen würde, werden ignoriert. Das ist fahrlässig ange-

sichts der Herausforderungen, die die demografische Ent-

wicklung in den nächsten Jahren mit sich bringt.

www.pnogchio.de
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Private Anbieter sind ein wichtiger Pfeiler der  
Versorgung – gerade in der Fläche
Interview mit Oliver Hildenbrand, dem neuen Gesundheitsminister  
in Baden-Württemberg 

Herr Minister Hildenbrand, was muss 

sich Ihrer Meinung nach ändern, um die 

pflegerische Versorgung sicherstellen 

zu können? 

Pflege ist eine der großen sozialen Fra-

gen unserer Zeit. Eine grundlegende 

Reform ist wirklich überfällig: Wir müs-

sen die Pflege jetzt zukunftsfest ma-

chen. Dafür müssen wir vor allem die 

häusliche und ambulante Pflege stär-

ken. Leistungen der Pflegeversicherung 

sollten einfacher, flexibler und überall 

zugänglich sein. Gleichzeitig brauchen 

wir eine bessere Zusammenarbeit zwi-

schen den Versorgungsbereichen und 

mehr Tempo bei der Digitalisierung. 

Mit unserem Förderprogramm „OrtsNa-

hePflege BW“ treiben wir genau das im 

Land voran: bessere Vernetzung beste-

hender Pflege- und Unterstützungsan-

gebote vor Ort, neue sektorenübergrei-

fende Versorgungsstrukturen, stärkere 

Attraktivität für Fachkräfte und smarte 

digitale Lösungen für den Alltag.

Klar ist: Gute Pflege geht nur gemein-

sam. Im Schulterschluss mit Land, Kom-

munen, Kranken- und Pflegekassen, An-

bietern und der Zivilgesellschaft. 

Was tun Sie, um internationale Pflege-

kräfte zu gewinnen, zu halten und zu 

integrieren? Wie sieht Ihre Fachkräf-

testrategie für die Langzeitpflege aus?

Internationale Fachkräfte sind ein wich-

tiger Teil unserer Strategie. Mit „Fach-

kräfteLÄND“ und der Landesagentur 

für Fachkräftezuwanderung (LZF) ha-

ben wir Verfahren beschleunigt und 

bündeln Kompetenzen, gerade für die 

Gesundheitsberufe. Diesen Weg bauen 

wir weiter aus: Wir haben uns im Koali-

tionsvertrag darauf verständigt, die 

neue Landesagentur zu stärken und ihre 

Aufgaben zu erweitern.

Gleichzeitig setzen wir auf bilaterale  

Kooperationen und faire Partnerschaf-

ten, etwa mit dem indischen Bundes-

staat Maharashtra, mit dem wir Ende 

letzten Jahres eine gemeinsame Ab-

sichtserklärung unterzeichnet haben. 

Kernelemente sind Sprachförderung, 

schnellere Anerkennung von Abschlüs-

sen sowie klare Standards.

Entscheidend ist aber auch, dass Men-

schen bei uns bleiben wollen. Wir haben 

uns daher in der Koalition darauf ver-

ständigt, die Integration zugewanderter 

Fachkräfte zu stärken – im Beruf und im 

Alltag. In der verabredeten Novelle des 

Partizipations- und Integrationsgesetzes 

werden wir die zugewanderten Fach- 

und Arbeitskräfte ausdrücklich berück-

sichtigen. Gute Arbeitsbedingungen, be-

zahlbarer Wohnraum, verlässliche Kin-

derbetreuung und gute Bildung gehören 

als wichtige Standortfaktoren zusam-

men. Das ist eine gemeinsame Quer-

schnittsaufgabe aller Ressorts der Lan-

desregierung.

Die Digitalisierung kann Pflegende ent-

lasten. Welche Schwerpunkte setzen 

Sie, um die Chancen von Digitalisie-

rung in der Pflege zu nutzen?

Digitalisierung kann die Pflege spürbar 

entlasten. Ein Beispiel dafür sind Televi-

siten in Pflegeeinrichtungen: Pflege-

kräfte, Ärztinnen und Ärzte können sich 

schnell abstimmen, ohne vor Ort sein 

zu müssen. Das spart Wege, erhöht die 

Sicherheit und verbessert die Versor-

gung. Deshalb fördert mein Haus aktu-

ell sechs Projekte und bereitet den 

Schritt in die Regelversorgung vor. 

Zugleich unterstützen wir Einrichtun-

gen der ambulanten und stationären 

Langzeitpflege bei allen Fragen rund 

um die Digitalisierung ganz praktisch, 

etwa über das „Landeskompetenzzent-

rum Pflege & Digitalisierung Baden-

Württemberg“ und dessen Transfermo-

bil. Künftig wollen wir hier auch Pflege-

bedürftige und deren Angehörige stär-

ker in den Blick nehmen. 

Mit welchen Maßnahmen wollen Sie 

die häusliche Pflege stärken?

Die häusliche Pflege ist das Rückgrat 

unserer Versorgung. Deshalb entlasten 

wir pflegende Angehörige gezielt. Wir 

bauen Unterstützungsangebote im All-

tag unbürokratisch und wohnortnah 

aus. Mit der Unterstützungsangebote-

Verordnung haben wir bürokratische 

Hürden gesenkt und neue Möglichkei-

ten geschaffen, etwa durch ehrenamtli-

che Helferinnen und Helfer. Zusätzlich 

Wir müssen die Pflege jetzt zukunftsfest machen. 
Dafür müssen wir vor allem die  

häusliche und ambulante Pflege stärken.
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investieren wir gezielt in die pflegeri-

sche Infrastruktur vor Ort und unter-

stützen den Auf- und Ausbau von Ta-

ges-, Nacht- und Kurzzeitpflegeplätzen. 

Welche Maßnahmen planen Sie für die 

stationäre Pflege und für die Eingliede-

rungshilfe? Grüne und CDU haben sich 

im Koalitionsvertrag darauf geeinigt, ei-

nen Bestandsschutz für Einrichtungen 

der stationären Pflege und der Einglie-

derungshilfe vorzusehen, die vor dem 

01.09.09 in Betrieb gegangen sind. Bis-

her schreitet der Platzabbau infolge der 

Umsetzung der Landesheimbauverord-

nung bzw. der TPQG-Ausführungsver-

ordnung aber weiter voran. 

Wie und wie schnell wird Ihr Ministeri-

um als zuständiger Verordnungsgeber 

die Ankündigung aus dem Koalitions-

vertrag umsetzen? 

Wir prüfen derzeit, wie wir den im Koali-

tionsvertrag vereinbarten Bestands-

schutz rechtssicher umsetzen können. 

Das ist komplex und muss auch für Ein-

richtungen fair und nachvollziehbar sein, 

die sich bereits frühzeitig auf den Weg 

gemacht und umgebaut haben. Bis zur 

Klärung haben wir die Beratungs- und 

Prüfbehörden gebeten, auslaufende 

Übergangsfristen oder befristete Befrei-

ungen bis zum 31.12.2027 zu verlängern.

Wichtig ist: Ein genereller Platzabbau 

ist trotz der 2009 eingeführten Einzel-

zimmervorgabe in der Pflegestatistik 

nicht zu sehen. In den letzten Jahren 

gab es sogar eine leichte Zunahme bei 

den Pflegeplätzen. Häufig fehlt es eher 

an Personal als an Räumen.

Im Koalitionsvertrag heißt es, dass Sie 

bei Neubauten mit Blick auf die Ausge-

Fo
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Oliver Hildenbrand (Bündnis 90/Die Grünen) ist seit 13. Mai 2026 Minister für Soziales, Arbeit und Gesundheit in Baden-Würt-

temberg. Hildenbrand wurde am 10. Februar 1988 in Wertheim (Main-Tauber-Kreis) geboren. Nach dem Abitur absolvierte er ein 

Freiwilliges Soziales Jahr im Zentrum für Psychiatrie Emmendingen. Anschließend studierte er an den Universitäten Bamberg 

und Bonn Psychologie und schloss das Studium mit dem Master of Science ab. Von 2013 bis 2021 war er Landesvorsitzender 

von Bündnis 90/Die Grünen in Baden-Württemberg. Seit 15. April 2021 ist Hildenbrand Mitglied des Landtags von Baden-Würt-

temberg (Direktmandat im Wahlkreis Stuttgart III).
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staltung und die Regelungen zum per-

sönlichen Wohnraum (Einzelzimmer, 

Doppelzimmer, Verfügungszimmer) die 

Erfahrungen in anderen Ländern be-

rücksichtigen möchten. Was genau ist 

geplant?

Wir beobachten die Erfahrungen anderer 

Bundesländer genau und beziehen sie in 

unsere Überlegungen und Entscheidun-

gen ein. Ziel bleibt eine gute Balance zwi-

schen Qualität, Selbstbestimmung und 

wirtschaftlicher Umsetzbarkeit.

Wie wollen Sie die gleichberechtigte 

Teilhabe von Menschen mit Behinde-

rungen voranbringen?

Inklusion ist Grundprinzip einer moder-

nen Gesellschaft. Sie kann nur dann als 

Querschnittsaufgabe gelingen, wenn 

sie konsequent in allen Bereichen mit-

gedacht und eingefordert wird. Die ak-

tuelle Debatte ist stark von Fragen zur 

Finanzierung der Eingliederungshilfe 

für Menschen mit Behinderungen ge-

prägt. Das Land hat die Kommunen hier 

bereits mit einer knappen Milliarde Eu-

ro entlastet. Daneben geht es meiner 

Meinung nach aber vor allem um die 

Qualität der Unterstützung: Was brau-

chen Menschen mit Behinderungen 

konkret, und wie kommt diese Hilfe im 

Land auch wirklich an? Ein viel disku-

tiertes Beispiel ist die Schulbegleitung. 

Hier haben wir uns im Koalitionsvertrag 

vorgenommen, die Qualität zu stärken – 

unter anderem durch mehr pädagogi-

sche Assistentinnen und Assistenten an 

den Schulen, insbesondere im Bereich 

der Sonderpädagogischen Bildungs- 

und Beratungszentren (SBBZ). 

Gleichzeitig treiben wir die Umsetzung 

des Bundesteilhabegesetzes voran. Das 

kann aber nur gemeinsam mit Kommu-

nen und Leistungserbringern gelingen. 

Wir stehen in Baden-Württemberg näm-

lich vor der besonderen Situation, dass 

wir 44 Träger der Eingliederungshilfe 

haben, die diese Aufgabe jeweils als 

weisungsfreie Pflichtaufgabe ausfüh-

ren. Ich kann feststellen: Wir sind hier 

auf einem guten Weg. Jetzt geht es dar-

um, die letzten Schritte geeint zu gehen.

Generalistisch ausgebildete Pflegekräf-

te wandern zunehmend in die Kranken-

häuser ab und fehlen in der Langzeit-

pflege. Aus diesem Grund setzt sich der 

bpa für die Wiederbelebung der eigen-

ständigen Altenpflegeausbildung ein. 

Wie stehen Sie zur Diskussion um eine 

eigenständige Altenpflegeausbildung?

Foto: Jakob Sauter, Sozialministerium Baden-Württemberg

Oliver Hildenbrand im Gespräch
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Die generalistische Pflegeausbildung 

vermittelt breite Kompetenzen, die in 

verschiedenen Pflegebereichen an-

wendbar sind und die angesichts einer 

Gesellschaft mit immer mehr Hochaltri-

gen und multimorbid Erkrankten auch 

fachlich geboten ist. Eine Rückkehr zu 

getrennten Ausbildungen würde dem 

Grundgedanken der Generalistik zuwi-

derlaufen und zusätzliche Ressourcen 

binden, ohne den Fachkräftemangel 

wirklich zu beheben.

Im Übrigen halte ich es für fraglich, ob 

die Abwanderung von der Langzeitpfle-

ge in die Krankenhäuser auf die Gene-

ralistik zurückzuführen ist. Ein im Auf-

trag meines Ministeriums durchgeführ-

tes Pflegepersonal-Monitoring aus 

dem Jahr 2022 hat ergeben, dass bei 

den Pflegenden eine Tendenz zur „Sek-

torentreue“ festgestellt werden konnte, 

wobei die bei den ambulanten Diensten 

am deutlichsten ausgeprägt ist.

Bereits jetzt schulden die Sozialämter 

der Kommunen den Pflegeeinrichtun-

gen bundesweit mehr als eine halbe 

Milliarde Euro, weil sie der Bearbeitung 

der Anträge zur „Hilfe zur Pflege“ nicht 

hinterherkommen. Was können Sie un-

ternehmen, um diese existenzbedro-

henden Rückstände zu beseitigen? 

Die „Hilfe zur Pflege“ ist in Baden-Würt-

temberg eine Pflichtaufgabe der Kom-

munen. Die Einflussmöglichkeiten des 

Landes sind daher darauf beschränkt, 

die Gesetzmäßigkeit der Verwaltung  

sicherzustellen. Die „Hilfe zur Pflege“ 

setzt als steuerfinanzierte Leistung der 

Sozialhilfe erst dann ein, wenn der pfle-

gerische Bedarf nicht durch den Einsatz 

von Einkommen und Vermögen selbst 

gedeckt werden kann. Die Verfahren 

sind oft aufwändig, etwa wegen der 

umfangreichen Vermögensprüfung und 

fehlender Unterlagen. 

Wir stehen dazu im Austausch mit dem 

Landkreis- und Städtetag. Beide kom-

munalen Landesverbände haben sich 

bereit erklärt, im Einzelfall zwischen 

Pflegeheim und Land- bzw. Stadtkreis 

zu vermitteln und so zu pragmatischen 

Lösungen beizutragen.

Wie stehen Sie zur Idee einer aktiveren 

kommunalen Planungstätigkeit und 

kommunalen Steuerung in der Pflege? 

Sind die Städte und Gemeinden finan-

ziell und personell dazu in der Lage? 

Welche Aufgaben in der Langzeitpflege 

sollen Ihrer Ansicht nach von den Städ-

ten und Kommunen geleistet werden?

Gute Pflege braucht gute Planung vor 

Ort. Die Stadt- und Landkreise kennen 

die konkreten Bedarfe, verfügen über 

breite Erfahrungen in der Sozialplanung 

und haben entsprechende Strukturen 

und Kompetenzen aufgebaut. Sie kön-

nen regionale Entwicklungen frühzeitig 

erfassen und bringen unterschiedliche 

Akteure zusammen.

Damit kommunale Pflegeplanung wirk-

sam, vorausschauend und bedarfsge-

recht erfolgen kann, braucht es belast-

bare Datengrundlagen und geeignete 

Steuerungsinstrumente. Deshalb stär-

ken wir die Datenbasis und Instrumente, 

etwa mit der Arbeitsgruppe „Sozialpla-

nung in der Langzeitpflege“, in der die 

Kommunen aktiv mitwirken. Ein Ergeb-

nis ist das Forschungsprojekt „Monito-

ring Kommunale Pflegeplanung Baden-

Württemberg – Analysen zur Pflege

infrastruktur“, dessen Ergebnisse im 

Herbst 2026 vorliegen sollen. 

Von einer fundierten kommunalen Pfle-

gestrukturplanung profitieren auch die 

Anbieter, weil sie auf verlässliche Infor-

mationen über regionale Bedarfe und 

Entwicklungen angewiesen sind. Die 

beste Bedarfsermittlung und Gesamt-

planung beispielsweise in der Einglie-

derungshilfe für Menschen mit Behin-

derungen nützen natürlich nichts, wenn 

man hinterher keinen Anbieter findet, 

der diese Leistung auch erbringt. 

Welche Rolle spielen aus Ihrer Sicht die 

privaten Anbieter bei der Sicherstel-

lung der pflegerischen Infrastruktur? 

Private Anbieter sind ein wichtiger Pfei-

ler der Versorgung – gerade in der Flä-

che. Sie bringen sich in wichtigen Gre-

mien ein und gestalten die Pflege aktiv 

mit. Auch bei neuen Versorgungsfor-

men setzen wir auf Ihr Engagement. So 

eröffnet der derzeit diskutierte Referen-

tenentwurf des Pflegeneuordnungsge-

setzes (PNOG) neue Perspektiven für 

die Kurzzeitpflege und zusätzliche Be-

teiligungsmöglichkeiten für private Trä-

ger. So soll die Kurzzeitpflege laut Ent-

wurf künftig Teil einer neuen „pflegeri-

schen Überbrückungsversorgung“ wer-

den. Sie soll nicht nur geplante Auszei-

ten ermöglichen, sondern auch pflege-

rische Akutsituationen und Notfälle 

auffangen. Wenn der Bund die Reform 

verabschiedet und die entsprechenden 

Rahmenbedingungen schafft, hoffen 

wir natürlich auch auf entsprechende 

Initiativen privater Anbieter in Baden-

Württemberg, um diese Angebote flä-

chendeckend umzusetzen.

Eine Replik des baden-württembergi-

schen bpa-Landesvorsitzenden auf das 

Interview mit dem Minister finden Sie 

auf Seite 25.

Ein genereller Platzabbau ist trotz der 2009  
eingeführten Einzelzimmervorgabe  

in der Pflegestatistik nicht zu sehen. In den letzten 
Jahren gab es sogar eine leichte Zunahme  

bei den Pflegeplätzen. Häufig fehlt es eher an  
Personal als an Räumen.
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Die Personalbemessung in der vollsta-

tionären Pflege (PeBeM) sollte ein ech-

ter Fortschritt sein: weg von willkürli-

chen Fachkraftquoten, hin zu einer wis-

senschaftlich fundierten Personalaus-

stattung. Fast drei Jahre nach Inkraft-

treten liegt nun der Bericht der Bun-

desregierung zur PeBeM-Umsetzung 

vor und zeigt: Das für die politisch an-

gestrebte Mehrpersonalisierung not-

wendige Personal ist am Arbeitsmarkt 

nicht verfügbar.

Die Bundesregierung kommt folgerichtig 

zu dem Ergebnis, dass eine weitere An-

hebung der maximalen Personalanhalts-

werte nach § 113c Abs. 1 SGB XI derzeit 

nicht erfolgen kann. Auch eine bun

deseinheitliche Mindestpersonalausstat-

tung soll zunächst nicht eingeführt wer-

den. Denn eine verpflichtende Umset-

zung der bestehenden Zielwerte hätte 

gravierende Folgen: Pflegeheime müss-

ten bundesweit Plätze unbelegt lassen, 

wenn sie die neuen Personalschlüssel 

nicht erfüllen könnten. In einer Situation, 

in der vielerorts bereits Pflegeplätze feh-

len, würde dies die pflegerische Versor-

gung verschlechtern, Angehörige zusätz-

lich belasten und zahlreiche Einrichtun-

gen in die Insolvenz führen. 

Der Bericht der Bundesregierung stützt 

sich unter anderem auf eine Auswertung 

des GKV-Spitzenverbandes. Betrachtet 

wurden 3.918 Vergütungsvereinbarun-

gen aus November 2024 bis April 2025. 

Von den Vereinbarungen, die bereits 

nach drei Qualifikationsniveaus differen-

zieren, erreichten bei den Assistenzkräf-

ten nur rund 55 Prozent die vorgesehe-

nen Zielwerte der bundeseinheitlichen 

Mindestpersonalausstattung. Bei den 

Fachkräften waren es rund 78 Prozent, 

bei den Hilfskräften rund 84 Prozent. 

Dennoch fordern einzelne Stimmen ei-

ne weitere Anhebung der Personalan-

haltswerte und eine verpflichtende Gel-

tung der Zielwerte für das Mindestper-

sonal. Nur so könne eine gute pflegeri-

sche Versorgung ermöglicht werden. 

Das ist aus mehrerlei Gründen nicht 

nachvollziehbar. All die Einrichtungen, 

die die Werte nicht erfüllen könnten, 

müssten unmittelbar einen Belegungs-

stopp umsetzen. Da es das fehlende 

Personal aber am Arbeitsmarkt offen-

kundig nicht gibt, würden diese Plätze 

nicht nur kurzfristig-, sondern dauer-

haft fehlen. Dabei reden wir potenziell 

über eine sechsstellige Zahl an weg

fallenden Versorgungsangeboten. Wie 

soll man das Pflegebedürftigen und 

verzweifelt nach einem Pflegeplatz su-

chenden Angehörigen erklären? Und 

stellt es eigentlich eine qualitativ hoch-

wertige pflegerische Versorgung dar, 

wenn Menschen dieser dringend benö-

tigte Pflegeplatz aufgrund von Zahlen-

werten verweigert wird, die bis vor kur-

zem noch ganz anders lauteten?

Darüber hinaus muss die Verschärfung 

der Personalvorgaben auch kritisch  

gesehen werden in Anbetracht der von 

der Politik parallel betriebenen Stärkung 

alternativer Versorgungsformen wie der 

mit der letzten Pflegereform eingeführ-

ten gemeinschaftlichen Wohnformen. 

Es ist nicht zu erklären, wieso es in  

Pflegeheimen immer mehr Personal 

braucht, gleichzeitig aber der Eindruck 

erweckt wird, dass in alternativen Ange-

boten mit viel weniger Kräften eine ver-

gleichbare Versorgungssicherheit ge-

währleistet werden könne.

Herausforderungen in der Umsetzung

Kurz- und mittelfristig ist in der Perso-

nalsituation keine grundlegende Ent-

spannung zu erwarten. Zwar steigen die 

Zahlen der Ausbildungsanfänger wie-

der leicht an, die tatsächlichen Ab-

schlüsse sinken aber. Für die Langzeit-

pflege wäre selbst eine positive Ent-

wicklung ohnehin allenfalls begrenzt 

entlastend, weil Krankenhäuser immer 

mehr Auszubildende an sich ziehen.

Auch die neue Pflegefachassistenzaus-

bildung wird die Herausforderung nicht 

lösen. In vielen Bundesländern verlän-

gert sich die Ausbildungsdauer gegen-

über dem Status quo. Damit stehen den 

Einrichtungen eher weniger als mehr 

Absolventinnen und Absolventen zur 

Verfügung.

Dass es überhaupt noch einen Beschäf-

tigtenanstieg gibt, ist maßgeblich der Zu-

wanderung von ausländischen Fachkräf-

ten und Auszubildenden zu verdanken. 

Seit 2022 ist das Wachstum bei den Mitar-

beitenden ausschließlich auf ausländi-

sche Pflegekräfte zurückzuführen. Jeder 

fünfte Beschäftigte in der Pflege hat keine 

deutsche Staatsbürgerschaft. Dennoch 

verhindern viel zu lange Anerkennungs-

verfahren, dass das Potenzial vollständig 

ausgeschöpft wird. Mit Umsetzung der 

Personalbemessung – Umdenken ist erforderlich
Von Pascal Tschörtner
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Pascal Tschörtner, bpa-Geschäfts-

führer und Geschäftsbereichsleiter 

stationäre Versorgung
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Der Referentenentwurf des Pflegeneuordnungsgesetzes 

(PNOG) wird als Reform zur Stärkung der häuslichen Pflege 

verkauft – tatsächlich drohen jedoch Leistungskürzungen, 

mehr Bürokratie und ein massiver Eingriff in funktionieren-

de Versorgungsstrukturen.

Kürzungen bei Sachleistungen  

durch die Hintertür 

Die Bundesgesundheitsministerin kolportiert, die Vorschläge 

würden die häusliche Pflege stärken und Pflegebedürftige 

sowie ihre Angehörigen entlasten. Begründet wird dies mit 

der Bündelung des bisherigen Leistungsangebots. Dieses sei 

zu vereinfachen, da es bislang teils sehr differenziert und da-

mit oft schwer zu durchdringen sei. Für viele Betroffene sei 

damit eine spürbare Anhebung der Leistungen verbunden.

Man muss nicht Mathematik studiert haben, um dies als 

falsch zu entlarven. Die angekündigten Verbesserungen ent-

puppen sich bei genauer Betrachtung als Verschlechterun-

gen: Zwar steigen die Sachleistungsbeträge moderat, gleich-

zeitig werden zentrale Ansprüche gestrichen oder darin mit 

aufgerechnet, wie z. B. die Verhinderungspflege. Pflegebe-

dürftige im Pflegegrad 1 verlieren den Entlastungsbetrag 

vollständig. 

Die 42 Euro für Pflegehilfsmittel fallen ebenso ersatzlos weg. 

Auch im neuen Überbrückungsbudget – versteht man dieses 

als Ersatz für die Verhinderungspflege – liegt der Betrag sehr 

deutlich unter dem bisherigen Leistungsniveau. Da muss 

schon ein sehr spezieller Taschenrechner genutzt werden, 

um das als „Zusammenlegung“ der Budgets und Anhebung 

von Leistungen zu bezeichnen. 

Der bpa sieht darin weder eine echte Flexibilisierung noch ei-

ne Vereinfachung, sondern das, was es ist: eine faktische 

Leistungskürzung. Diese bedroht sowohl die Versorgung der 

Betroffenen als auch die bestehende Struktur der ambulan-

ten Pflege; denn was als Leistungsanspruch für die Pflegebe-

dürftigen wegfällt, gefährdet zugleich die wirtschaftliche 

Leistungsfähigkeit der Pflege- und Betreuungsdienste.

Neue Strukturen statt besserer Versorgung:  

Überbrückungsbudget und Pflegenotdienste

Das Überbrückungsbudget, gerade schon erwähnt, soll künf-

tig in den Pflegegraden 2 bis 5 für „pflegerische Akutsituatio-

nen“ bereitstehen. Der Betrag liegt zum einen deutlich unter 

Neuordnung bedeutet Rückschritt für  
die ambulante Versorgung 
Von Sven Wolfgram
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Sven Wolfgram, bpa-Geschäftsführer und Leiter Geschäfts-

bereich ambulante Versorgung

vom bpa geforderten Kompetenzvermu-

tung könnten noch viel mehr ausländi-

sche Pflegefachkräfte unmittelbar ihre 

Expertise als Fachkräfte einbringen.

Vor diesem Hintergrund reicht es nicht 

aus, die Zielwerte vorerst unverbindlich 

zu lassen und in zwei Jahren erneut zu 

prüfen, ob sich die Lage verbessert hat. 

Wir brauchen endlich eine grundsätz

liche Flexibilisierung der Personalvor-

gaben, insbesondere in den Bundes

ländern, die weiterhin an willkürlichen 

Fachkraftquoten festhalten. 

Die Zukunft der Personalbemessung 

darf nicht in immer noch feineren rech-

nerischen Vorgaben liegen. Entschei-

dend sind mehr Kompetenzorientie-

rung, mehr Flexibilität und mehr Ver-

antwortung vor Ort. Einrichtungen 

müssen in die Lage versetzt werden, 

ihr Personal auf Basis fachlicher Bedar-

fe einsetzen zu können. Die im Koaliti-

onsvertrag angekündigte neue Ver-

trauenskultur muss hier ihren Aus-

druck finden.
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dem gemeinsamen Jahresbetrag, der aktuell für Kurzzeit- und 

Verhinderungspflege genutzt werden kann. Zudem sieht die 

Reform die Etablierung von Pflegenotdiensten und Notbetreu-

ungsdiensten vor. Nur diese dürfen Notfälle versorgen. Aller-

dings müssen sie zuvor einen separaten Vertrag mit den Pfle-

gekassen geschlossen haben und Personal vorhalten. Kaum 

vorstellbar, dass sich Dienste auf dieses Abenteuer einlassen. 

Der bpa sieht keinen Bedarf für diese neue Leistungserbrin-

gerkategorie. Schon heute werden akute Situationen durch 

ambulante Pflegedienste bewältigt: Denn was ist ein akuter 

Pflegenotfall anderes, als dass die private Pflegeperson 

plötzlich ausfällt?

Statt bestehende Strukturen zu stärken, erzeugt man mit der 

Einführung separater Notdienste neue Probleme: Um kurz-

fristig einsatzfähig zu sein, müssten Personalreserven vor-

gehalten werden, obwohl bereits heute ein massiver Perso-

nalmangel in der Regelversorgung besteht. Diese „Leerzei-

ten“ müssten zudem finanziert werden. Insgesamt entste-

hen also eher Fehlanreize zur Vorhaltung teurer, unnötiger 

Strukturen, die den Fachkräftemangel weiter verschärfen – 

ohne erkennbaren Mehrwert für Pflegebedürftige und ihre 

Angehörigen.

Vom Entlastungsbetrag zum Sozialraumbudget:  

Ausschluss professioneller Anbieter

Ein Sozialraumbudget soll den bisherigen Entlastungsbetrag 

ersetzen – allerdings unter Ausschluss zugelassener Pflege-

dienste. Denn das Sozialraumbudget sollen nur niederschwel-

lige Anbieter oder Anbieter von Nachbarschaftshilfen nutzen 

können. Das bedeutet:

K	� bewährte Anbieter werden systematisch aus einem Leis-

tungsbereich gedrängt

K	� Pflegebedürftige müssen sich in unübersichtlichen Paral-

lelstrukturen orientieren

K	� Pflegebedürftige mit Pflegegrad 1 erhalten nur noch Bera-

tungen

K	� Finanzierungsmöglichkeiten für Leistungen ambulanter 

Dienste und Tagespflegen fallen weg

Die geplante Spaltung der Anbieter bei gleichen Leistungen 

lehnt der bpa kategorisch ab. Sowohl Pflege- als auch Betreu-

ungsdienste verfügen über qualifiziertes Personal und lang-

jährige Erfahrung mit niedrigschwelligen Unterstützungsan-

geboten. Sie konnten bisher umfassende Leistungen „aus ei-

ner Hand“ anbieten und werden hier massiv beschnitten. 

Dies schadet sowohl den Pflegebedürftigen als auch den am-

bulanten Diensten. Das geplante Sozialraumbudget schließt 

zudem Pflegebedürftige mit Pflegegrad 1 aus. Insgesamt ent-

zieht es den Pflegebedürftigen finanzielle Mittel für die indivi-

duelle Gestaltung. So kann das Sozialraumbudget auch nicht 

wie zuvor der Entlastungsbetrag in Tagespflegeeinrichtun-

gen eingesetzt werden. Dies gefährdet zusätzlich deren wirt-

schaftliche Stabilität und kann langfristig zu einem Abbau 

von Versorgungsangeboten führen.

Pflegebegleitung: Zwang statt Wahlfreiheit und Zerstörung  

funktionierender Strukturen

Die geplante Pflegebegleitung nach § 7c SGB XI soll beste-

hende Beratungsstrukturen fast vollständig ersetzen. Ab 2028 

soll jede pflegebedürftige Person eine zugewiesene Pflegebe-

gleitperson erhalten. Wahlmöglichkeiten sind nicht vorgese-

hen. Stellen sollen diese Pflegebegleitpersonen die Pflege-

kassen, die Kommunen oder Pflegestützpunkte. Gleichzeitig 

fallen bewährte Beratungsangebote (§§ 37 Abs. 3 und 45 SGB 

XI), die heute ganz überwiegend durch Pflegedienste erbracht 

werden, weg. Es ist kaum zu glauben, dass dahinter tatsäch-

lich der Gedanke steht, Pflegebedürftige auch künftig in funk-

tionierenden, praxisnahen Strukturen zu unterstützen.

Die negativen Folgen der im PNOG vorgesehenen Pflegebe-

gleitung sind gravierend:

K	� Verlust gewachsener Vertrauensverhältnisse 

K	� Verlust von Wahlmöglichkeiten bei den Betroffenen

K	� Aufbau kostenintensiver Parallelstrukturen

K	� Abzug von Fachkräften aus der direkten Versorgung

K	� mehr Bürokratie statt Entlastung

Dass ausgerechnet Kommunen künftig die Verantwortung für 

Pflegebegleitung sowie für präventive und koordinierende 

Aufgaben übernehmen sollen, obwohl sie ihre bestehenden 

Aufgaben schon heute oft nur eingeschränkt wahrnehmen, 

verstärkt die Zweifel an der Umsetzbarkeit. Interessant ist da-

bei das Vertrauen der Bundesregierung in die Leistungsfähig-

keit kommunaler Strukturen. Auf der anderen Seite scheut 

man sich bislang, Kommunen z. B. wie zwingend notwendig 

in zentrale digitale Abrechnungsprozesse der Pflege einzube-

ziehen. Der aktuelle Referentenentwurf des GeDIG (Gesetz für 

Daten und digitale Innovationen im Gesundheitswesen) spart 

zusätzliche Pflichten für Kommunen völlig aus.

Der bpa ist der Meinung, dass ein bürokratisches System bei 

Kassen und Kommunen dies künftig nicht leisten kann und 

Pflegebegleitung praktisch nur über die vorhandenen Struk-

turen der ambulanten Pflegedienste wirksam und wirtschaft-

lich umsetzbar ist. Dabei ist die Zusammenlegung der beste-

henden separaten Beratungsformate zu einer Pflegebeglei-

tung sicher möglich und kann die bestehenden Strukturen 

entlasten. Der bpa fordert daher, die Pflegebegleitung konse-

quent in bestehenden ambulanten Pflegediensten zu veran-

kern. Nur so können vorhandene Kompetenzen, gewachsene 

Strukturen und etablierte Vertrauensverhältnisse effektiv ge-

nutzt und weiterentwickelt werden.
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Internationale Fachkräfte gewinnen
Vietnamesische Delegation zu Besuch in der bpa-Bundesgeschäftsstelle 

Hochrangige Vertreterinnen und Ver-

treter eines der größten Krankenhäu-

ser Vietnams, die eine vierstellige Zahl 

junger Menschen jährlich zu Pflege-

kräften ausbilden, waren Anfang Juni 

zu Besuch in der bpa-Bundesgeschäfts-

stelle in Berlin. Dort tauschten sie sich 

mit bpa-Präsident Bernd Meurer, bpa-

Vizepräsidentin Margit Benkenstein, 

der bpa Servicegesellschaft und weite-

ren Vertreterinnen und Vertretern des 

bpa aus.

Im Mittelpunkt stand eine zentrale Fra-

ge: Wie können Pflegekräfte nicht nur 

für die Akut-, sondern auch für die Lang-

zeitpflege begeistert und den Bedarfen 

in Deutschland und Vietnam gleicher-

maßen gerecht werden? Dafür braucht 

es Vertrauen, klare Curricula und Part-

ner, die langfristig denken. 

Im Anschluss besuchte die Gruppe den 

Deutschen Bundestag. Dort fand ein 

einstündiges Gespräch mit Bundes-

tagsvizepräsident Bodo Ramelow MdB 

statt. Auch hier ging es um die bilatera-

le Zusammenarbeit im Pflegebereich 

mit Vietnam. Bundestagsvizepräsident 

Ramelow würdigte die bereits erzielten 

Ausbildungserfolge und hob das Enga-

gement des bpa hervor.

Bodo Ramelow wollte noch im Juni er-

neut nach Vietnam reisen, um dort über 

die Erfahrungen mit der Ausbildung vi-

etnamesischer Pflegekräfte in Deutsch-

land zu berichten. Er sicherte zu, den in-

tensiven Austausch mit dem bpa fortzu-

setzen und sich für den Ausbau weiterer 

Kooperationen einzusetzen.

Solche Begegnungen zeigen: Interna

tionale Fachkräftegewinnung ist mehr 

als Vermittlung. Sie beginnt mit Aus

bildung, gegenseitigem Verständnis 

auf Augenhöhe und verlässlichen Part-

nerschaften. cr

Foto: Christopher Ratter

Austausch mit bpa-Präsident Bernd 

Meurer, bpa-Vizepräsidentin Margit 

Benkenstein und weiteren Vertretern 

des bpa über die Pflegekräfteausbil-

dung in Vietnam

Foto: Alexander Mühle

Bundestagsvizepräsident Bodo 

Ramelow MdB und bpa-Vizepräsi-

dentin Margit Benkenstein besuch-

ten mit den vietnamesischen 

Gästen den Deutschen Bundestag 

und erkundeten das Berliner 

Regierungsviertel

Was das PNOG bewirkt: Mehr Staat, weniger Versorgung

Der Entwurf des PNOG steht exemplarisch für eine Fehlent-

wicklung in der Pflegepolitik: Statt auf bestehende, leis-

tungsfähige Strukturen zu setzen, werden neue Systeme ge-

schaffen, die Ressourcen binden, Kosten erhöhen und die 

Versorgung verschlechtern. Die zentralen Risiken für die  

ambulante Versorgung liegen in faktischen Leistungskür-

zungen für Pflegebedürftige, wirtschaftlicher Gefährdung 

ambulanter Dienste, Verschärfung des Fachkräftemangels 

und Aufbau weiterer Bürokratie. Das alles gefährdet massiv 

die ambulante Versorgung.
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Um die Gesundheit am Arbeitsplatz zu 

fördern, hat der Gesetzgeber den ge-

setzlichen Krankenversicherungen die 

Möglichkeit gegeben, Unternehmen bei 

der Betrieblichen Gesundheitsförde-

rung (BGF) zu beraten und zu unterstüt-

zen. In einer gemeinsamen Initiative 

wurde dazu die BGF-Koordinierungs-

stelle geschaffen. Sie bündelt alle ge-

setzlichen Kassenarten (Betriebskran-

kenkassen, Allgemeine Ortskranken-

kassen, Ersatzkassen, Innungskranken-

kassen, die Knappschaft und die Sozial-

versicherung für Landwirtschaft, Fors-

ten und Gartenbau) in einem Angebot. 

Das über eine Internetplattform erreich-

bare Angebot gliedert sich für jedes 

Bundesland auf in Information und Be-

ratung sowie die Vermittlung einer 

BGF-Erstberatung. Zielgruppe sind ins-

besondere kleine und mittlere Unter-

nehmen, Krankenhäuser und Pflegeein-

richtungen sowie viele weitere Bran-

chen und Bereiche wie das verarbeiten-

de und das Gastgewerbe, aber auch 

Körperschaften und Privatpersonen.

Erreichte Unternehmen  

nach Branchen

Im Zeitraum vom 1. Mai 2017 bis 30. Sep-

tember 2025 konnten insgesamt 3.797 

Beratungsanfragen über ein Kontaktfor-

mular vermittelt werden, allein 1.060 

oder 28 % davon aus dem Bereich Ge-

sundheits- und Sozialwesen. Damit domi-

niert dieser Bereich mit deutlichem Ab-

stand vor anderen Anfragen. Dies ist er-

freulich und im Übrigen schlüssig. Denn 

auch nach Erkenntnissen des bpa setzen 

sich immer mehr Pflegeeinrichtungen 

und Einrichtungen der Eingliederungshil-

fe mit diesem Thema aktiv auseinander. 

Einrichtungen erweitern ihre Angebote 

der BGF zunehmend auch durch Maßnah-

men zur Wiedereingliederung, zum Ar-

beitsschutz und zur Gefährdungsbeurtei-

lung. Hierüber entsteht ein schlüssiges 

Gesamtkonzept zum Betrieblichen Ge-

sundheitsmanagement (BGM), ausge-

richtet an den individuellen Bedürfnissen 

und Anforderungen in der jeweiligen Ein-

richtung. Auch dafür hält der bpa über 

bestehende Partnerschaften mit zahlrei-

chen Krankenkassen, der Deutschen Ren-

tenversicherung und der Berufsgenos-

senschaft für Gesundheitsdienst und 

Wohlfahrtspflege (BGW) Beratungsange-

bote für seine Mitglieder vor.

Anlass zur Kontaktaufnahme

Typisch für die Befassung mit dem The-

ma ist zunächst immer die Frage „Wel-

che Angebote gibt es und was nützen 

sie?“ Denn jeder Betrieb möchte nach-

vollziehbar wissen, worauf er sich ein-

lässt bzw. einstellen muss. Demgegen-

über sind die bestehenden Probleme 

längst benannt: Ein hoher Kranken-

stand etwa, die Mehrfachbelastung bei 

der Vereinbarkeit von Familie und Be-

ruf, zunehmend auch bedingt durch die 

Pflege und Betreuung der eigenen An-

gehörigen, und schließlich eine über-

bordende Inanspruchnahme von Leih-

arbeit sowie die Verringerung der Ar-

beitszufriedenheit. Einrichtungen set-

zen deshalb zu Recht und nach einge-

hender Prüfung auf ein ganzheitliches 

Konzept und die BGF. Im Vordergrund 

stehen dabei die Steigerung der Ar-

beitszufriedenheit, der Erhalt und die 

Förderung der Arbeitsfähigkeit sowie 

gesunde Arbeitsbedingungen, etwa im 

Kontext von Stressbewältigung. 

Kooperationen auf Bundes- und  

Landesebene

Unabhängig davon fördern die Kran-

kenkassen in den 16 Bundesländern 

über die BGF-Koordinierungsstelle au-

ßerdem den Austausch und die Zusam-

menarbeit mit den für die Krankenhäu-

BGF-Koordinierungsstelle der Krankenkassen –  
Hohe Nachfrage im Gesundheits- und Sozialwesen 
Von Joachim Görtz
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ser und Pflegeeinrichtungen maßgebli-

chen Verbänden wie dem bpa, den Un-

fall- und Rentenversicherungsträgern 

und anderen regionalen Partnerinnen 

und Partnern. Der bpa steht in den Bun-

desländern wie auf Bundesebene in ak-

tiver Kooperation mit den BGF-Koordi-

nierungsstellen. 

In diesem Zusammenspiel konnte jüngst 

im Rahmen der bundesweiten Initiative 

der BGF-Koordinierungsstelle „49ge-

winnt“ auch ein deutliches Signal aus 

der Pflege gesendet werden. Von Febru-

ar 2025 bis Ende Mai 2025 waren Kleinst- 

und Kleinunternehmen mit ein bis zu 49 

Mitarbeitenden eingeladen, ihre Ideen 

zur Erhaltung und Förderung der Ge-

sundheit am Arbeitsplatz einzureichen. 

Die Vielfalt reichte von mentaler Gesund-

heit und Stressmanagement über Kom-

munikation und Teamentwicklung bis hin 

zu gesundheitsgerechter Führung, Be-

wegung und Ernährung im Arbeitsalltag. 

Am Ende lagen rund 180 Ideen aus ganz 

Deutschland vor. 

Einreichende Unternehmen kamen u.a. 

aus dem Handwerk, dem Handel, dem 

Bereich Erziehung und Unterricht, aber 

eben auch aus der ambulanten und  

stationären Pflege. Der Einladung zur 

Preisverleihung am 20. November 2025 

in Berlin waren zahlreiche Gäste ge-

folgt. Von den insgesamt 53 Gewinner-

ideen stammten 14 Gewinnerunterneh-

men aus dem Pflegebereich, darunter 

drei Pflegeheime und elf ambulante 

Pflegedienste – ganz überwiegend Mit-

glieder des bpa, insgesamt aus 13 Bun-

desländern. 

Der bpa ist stolz auf seine Mitglieder, 

die mit ihrem Engagement in der BGF 

auch auf diesem Wege auf sich auf-

merksam gemacht haben. Und die 

Pflege war unter den vielen Gewinner-

unternehmen mit einem satten Viertel 

aller Branchen überdeutlich stark ver-

treten. Die prämierten Ideen können 

unter https://49gewinnt.de/ eingese-

hen werden. Die Seite ist dynamisch 

und in Kürze soll die Entwicklung der 

einzelnen Ideen dort weiterverfolgt 

werden können, ebenso die konkreten 

Maßnahmen.

Vier Jahre Tariftreue – und nun die Rolle rückwärts?
Von Lars Becker 

Mit der Einführung der tariforientierten 

Vergütung im September 2022 verfolg-

te der Gesetzgeber klare Ziele: Die  

Bezahlung von Pflegekräften verbes-

sern und damit den Wettbewerb über 

niedrige Löhne beenden und die At-

traktivität des Pflegeberufs steigern. 

Vier Jahre später steht die Regelung 

nun zur Disposition. Der Referenten-

entwurf zum Pflegeneuordnungsge-

setz (PNOG) sieht vor, die Tariftreuere-

gelung von Anfang 2027 bis Ende 2030 

Erreichte Unternehmen nach Branchen
Zeitraum Mai 2017 – September 2025 (n = 3.797)

1.060Gesundheits- und Sozialwesen
Öffentliche Verwaltung

Sonstige Dienstleistungen
Verarbeitendes Gewerbe

Erziehung u. Unterricht
Information und Kommunikation

Sonstige wirtschaftl. Dienstleistungen
Baugewerbe

Freie Berufe, Wissenschaft u. Technik
Handel, Reparatur v. Kraftfahrzeugen

Finanzen u. Versicherungen
Verkehr u. Lagerei

Gastgewerbe
Energievorsorgung

Kunst, Unterhaltung u. Erholung
Grundstücks- u. Wohnungswesen

Wasserversorgung, Abfallentsorgung
Land- u. Forstwirtschaft

Körperschaften
Private Haushalte

Sonstige

526
298

240
185

167
151

140
123

78
78
74

55
42
36

16
16
17

5
3

487
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Welche Anlässe führen zu einer Kontaktaufnahme?
Zeitraum Mai 2017 – September 2025 (Mehrfachantworten möglich)

3093Information über Nutzen u. Angebote
Steigerung der Arbeitszufriedenheit

Stressbewältigung
BGF-Prozess

Gesunde Arbeitsbedingungen
Erhalt /Förderung der Arbeitsfähigkeit

Bewegungsförderliches Arbeiten
Mitarbeiterorientierte Führung

Gesundsgerechte Ernährung
Stärkung des Unternehmensimages

Fehlzeiten
Vernetzung, überbetriebliche Netzwerke

Vereinbarkeit von Familie und Beruf
Suchtprävention

Evaluation
Sontiges

2092
2017

1901
1817

1583
1557

1380
1261

1124
1062
744

668
620
352

1126
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auszusetzen. Damit stellt sich nicht nur 

die Frage nach der Zukunft der Pflegefi-

nanzierung, sondern auch nach den 

Auswirkungen auf die Entgeltverhand-

lungen der kommenden Jahre.

Die Folgen der Tariftreueregelung  

seit 2022

Pflegeunternehmen, die zuvor unterhalb 

des durchschnittlichen Tarifniveaus zahl-

ten, mussten ihre Gehälter teils deutlich 

anheben, um die gesetzlichen Vorgaben 

erfüllen zu können. Es wurde vorgege-

ben, dass die Pflege- und Betreuungs-

kräfte entweder in Höhe eines Tarifs oder 

des sogenannten regional üblichen Ent-

lohnungsniveaus (rüE) zu entlohnen 

sind. Für viele Pflegekräfte bedeutete 

dies eine reale und signifikante Einkom-

mensverbesserung (vgl. Abb.1). Da Per-

sonalaufwendungen den mit Abstand 

größten Kostenblock in Pflegeeinrichtun-

gen darstellen, schlugen sich diese Ent-

wicklungen unmittelbar in den Vergü-

tungssätzen nieder. Die Gehaltssteige-

rungen führten zu höheren Vergütungs-

forderungen der Pflegeunternehmen 

und damit auch zu steigenden Ausgaben 

der Pflegeversicherung und der Sozial-

hilfeträger. Gleichzeitig brachte die ge-

setzliche Regelung jedoch flexible und 

gleichzeitig, in Bezug auf die wirtschaftli-

che Angemessenheit von Einzelpositio-

nen, eindeutig definierte Verhandlungs-

möglichkeiten mit sich. Tarifliche und ta-

rifähnliche Vergütungen galten grund-

sätzlich als wirtschaftlich und damit re

finanzierungsfähig. In den Entgeltver-

handlungen musste nicht mehr über die 

Angemessenheit der Löhne für das Pfle-

ge- und Betreuungspersonal diskutiert 

werden, da eindeutig definierte Wirt-

schaftlichkeitsgrenzen eingeführt wur-

den. Diese gesetzliche Klarstellung sorg-

te vielerorts für mehr Planungssicherheit 

und reduzierte Konflikte über die grund-

sätzliche Anerkennung von Lohn- und 

Tarifsteigerungen. Auch auf dem Ar-

beitsmarkt zeigte die Tariftreue Wirkung. 

Die Lohnunterschiede zwischen einzel-

nen Trägern wurden reduziert und die 

Wettbewerbsbedingungen angeglichen. 

Angesichts des zunehmenden Fachkräf-

temangels galt die Zahlung nach dem re-

gional üblichen Entlohnungsniveau oder 

nach Tarif als wichtiger Baustein zur Per-

sonalgewinnung und Personalbindung.

Warum die Tariftreue nun ausgesetzt 

werden soll

Die Diskussionen rund um die ange-

spannte Finanzlage der sozialen Pflege-

versicherung sind allgegenwärtig. Nach 

Prognosen des Bundesgesundheitsmi-

nisteriums (BMG) droht im Jahr 2027 

ein Defizit von rund 7,6 Milliarden Euro. 

Der Referentenentwurf des Pflegeneu-

ordnungsgesetzes soll deshalb ver-

schiedene Maßnahmen zur Stabilisie-

rung der Pflegeversicherung bündeln. 

Ein zentraler Bestandteil ist die befriste-

te Aussetzung der Tariftreueregelung 

nach § 72 Abs. 3g SGB XI. 

Der Referentenentwurf sieht vor, dass 

neu verhandelte Entgelte von Pflegeein-

richtungen ab dem 02.01.2027 maximal 

um die Grundlohnsummensteigerung 

abzüglich 1 Prozentpunkt gesteigert 

werden können. Das BMG verspricht 

sich hiervon eine Begrenzung des An-

stiegs der Pflegeentgelte und damit ei-

ne Entlastung der Pflegeversicherung 

sowie der Sozialhilfeträger.

Die Auswirkungen der gesetzlichen 

Änderungen auf Vergütungsverhand-

lungen sind signifikant 

Während die Tariftreue bislang eine kla-

re gesetzliche Grundlage für die Aner-

kennung tariflicher Personalkosten ge-

schaffen hat, würde diese Vorgabe 

künftig entfallen. Einrichtungen oder 

ambulante Dienste können sich in den 

Verhandlungen nicht mehr auf den ge-

setzlichen Anspruch der Wirtschaftlich-

keit tariflicher Vergütungen bzw. Vergü-

tung nach dem regional üblichen Ent-

lohnungsniveau berufen. Stattdessen 

rücken Fragen der Angemessenheit 

und Wirtschaftlichkeit von Personalkos-

ten des Pflegepersonals wieder in den 

€19,75 
€20,27 €20,75 

€22,50 €23,64 

€15,00 

€20,00 

€25,00 

<2022 2022 2023 2024 2025 2026 2027 2028

Regional übliches Entlohnungsniveau
Pflege- und Betreuungskräfte ohne mindestens einjährige Berufsausbildung
Pflege- und Betreuungskräfte
Pflegefachkräfte

Abb. 1: Entwicklung der Stundenlöhne des regional üblichen Entlohnungsniveaus (2022-2026),  
bundesweit gewichtet nach Königsteiner Schlüssel
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Mittelpunkt, was die Verhandlungspra-

xis massiv belasten wird.

Die geplante Deckelung der Entgelte 

führt dazu, dass der finanzielle Spiel-

raum von Unternehmen in der Pflege 

weiter eingeschränkt wird. Bereits bei 

Personalaufstockungen oder hohen Ta-

rifabschlüssen ist die erlaubte Steige-

rungsrate der Entgelte rasch erschöpft. 

Es kann künftig dazu kommen, dass 

sich Pflegeunternehmer entscheiden 

müssen, ob entweder eine Personal-

Schlüssel-Verbesserung oder Gehalts-

steigerung umgesetzt werden soll. Bei-

des innerhalb einer Verhandlung durch-

zuführen, könnte unter Umständen 

nicht mehr möglich sein. Für andere 

Kostensteigerungen, insbesondere im 

Sachkostenbereich, verbliebe zudem 

kaum noch Verhandlungsspielraum. 

Für die Träger entsteht daraus ein er-

hebliches wirtschaftliches Risiko, da sie 

bei zukünftigen Gehaltssteigerungen 

eingeschränkt werden. Sollten die Kost-

enträger künftig argumentieren, dass 

Gehaltssteigerungen oberhalb des ge-

setzlichen Deckels (auch wenn sie tarif-

bedingt erfolgen müssen) nicht refinan-

zierungsfähig sind, verbleibt die Diffe-

renz als Defizit beim Träger. 

rüE-Entlohner sollten bis zum 

01.01.2027 neue Entgelte verhandeln

Besonders zu beachten ist der Um-

stand, dass das regional übliche Entloh-

nungsniveau im Jahr 2027 noch einmal 

von allen anwendenden Unternehmen 

umgesetzt werden muss. Die gesicher-

te Refinanzierung kann gemäß des 

PNOG allerdings nur erfolgen, wenn 

spätestens zum 01.01.2027 neu verhan-

delt wurde. Für Einrichtungen und 

Dienste mit einer Laufzeit über den 

01.01.2027 hinaus hat der Gesetzgeber 

bisher keine Ausnahmen definiert, wes-

halb es in Abhängigkeit der Neuveröf-

fentlichung des rüE für 2027 zu deutli-

chen Refinanzierungslücken kommen 

kann. Jedes Pflegeunternehmen, das 

nach dem rüE entlohnt, sollte daher 

zum 01.01.2027 neue Entgelte verhan-

deln, um sich für die Folgejahre abzusi-

chern. Allerdings droht im SGB V die si-

chere Refinanzierung der Tariftreue-Ge-

hälter bereits ab Sommer 2026 gestri-

chen zu werden, wovon insbesondere 

ambulante Dienste betroffen wären.

Für die Verhandlungspraxis ist generell 

mit einer deutlichen Zunahme von  

Konflikten zu rechnen. Die Kostenträger 

stehen unter erheblichem Kostendruck 

und können die neue Rechtslage nut-

zen, um die angestrebten Vergütungs-

steigerungen kritischer zu hinterfragen. 

Es ist davon auszugehen, dass es in  

der Folge vermehrt zu langwierigen 

Schiedsstellenverfahren kommen wird.

Gefahr für Fachkräftesicherung und 

Versorgung

Neben den finanziellen Auswirkungen 

hätte die Aussetzung auch arbeitsmarkt-

politische Konsequenzen. Die Tariftreue 

hat dazu beigetragen, dass sich die 

Lohnstrukturen im Pflegemarkt angenä-

hert haben. Wird dieser Rahmen ausge-

setzt, könnten sich die Unterschiede zwi-

schen einzelnen Trägern wieder vergrö-

ßern. Finanzstarke Pflegeeinrichtungen 

wären möglicherweise weiterhin in der 

Lage, Tarifsteigerungen vollständig um-

zusetzen, während andere Träger unter 

zunehmendem wirtschaftlichem Druck 

stünden. Auch das Abwandern von Per-

sonal aus dem Pflege- in den Kranken

haussektor ist denkbar. Dies könnte den 

Wettbewerb um Fachkräfte erneut ver-

schärfen und die Personalgewinnung 

insbesondere in wirtschaftlich schwä-

cheren Regionen erschweren.

Fazit

Vier Jahre nach Einführung der Tarif

treue lässt sich feststellen, dass die Re-

gelung ihre zentralen Ziele erfüllt hat: 

Die Gehälter in der Pflege sind gestie-

gen, Vergütungen auf Tarifniveau wur-

den zum Standard und die Refinanzie-

rung von Personalkosten erhielt eine 

klare gesetzliche Grundlage. 

Die geplante Aussetzung der Tariftreue 

würde die bislang erreichten Gehaltsni-

veaus nicht unmittelbar gefährden, al-

lerdings würde sie die Finanzierung 

künftiger Tarifsteigerungen infrage stel-

len und damit vor allem die Entgeltver-

handlungen wieder einmal grundlegend 

verändern. Es könnte zudem dazu kom-

men, dass das politische Ziel der Perso-

nalschlüsselverbesserung in den kom-

menden Jahren nicht erreicht werden 

kann, da sich die Träger aufgrund der 

geringen Gestaltungsmöglichkeiten auf 

die Anhebung der Gehälter konzentrie-

ren könnten und Schlüsselverbesserun-

gen dann nicht möglich wären. Aus ei-

nem System mit klaren gesetzlichen Re-

finanzierungseckwerten, die den Pflege-

unternehmen eine gewisse Flexibilität 

ermöglichten, würde wieder ein rigides 

System mit geringen Budgetentwick-

lungen werden, welches die Individuali-

tät der Unternehmen einschränkt. 

Die eigentliche Herausforderung bleibt 

damit ungelöst: Gute Pflege erfordert 

qualifiziertes Personal und angemesse-

ne Vergütung. Die Frage, wie diese Kos-

ten dauerhaft refinanziert werden kön-

nen, beantwortet auch das Pflegeneu-

ordnungsgesetz in der aktuellen Fas-

sung nicht.

Über den Autor

Lars Becker leitet den Bereich 

Entgelte der bpa Servicegesell-

schaft mbH. Als 100%ige Tochter 

des bpa e.V. begleitet die bpa Ser-

vicegesellschaft seit über 25 Jah-

ren private Pflegeunternehmen 

mit praxisnaher Beratung in allen 

unternehmerischen Phasen. Ihre 

Kernkompetenz sind erfolgreiche 

Entgeltverhandlungen zur Siche-

rung der Wirtschaftlichkeit von 

Pflegeunternehmen – ambulant, 

stationär und in spezialisierten 

Fachbereichen. 

Kontakt: 

entgelte@bpa-servicegesell-

schaft.de
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Landesgruppe Baden-Württemberg

Pflege braucht echten Aufbruch
Frühlingsempfang der Landesgruppe 

„Frühling ist Zeit des Aufbruchs. Wir 

können zusehen, wie die Natur förm-

lich explodiert und auch beim Men-

schen weckt er neue Energie sowie 

Lust auf Pläne und Veränderungen“. 

Mit diesen Worten begrüßte Nicole 

Schliz die Besucherinnen und Besucher 

zum Frühlingsempfang der bpa-Lan-

desgruppe Baden-Württemberg. Rund 

75 bpa-Mitglieder sowie Vertreterin-

nen und Vertreter aus Politik, Verbän-

den und Verwaltung konnte die Vorsit-

zende der bpa-Landesgruppe am 24. 

April in der Landesgeschäftsstelle in 

Stuttgart willkommen heißen.

Das aktuelle Sondierungspapier von 

Grünen und CDU stehe aus Sicht der 

Pflege nicht für einen notwendigen Auf-

bruch, machte Nicole Schliz deutlich. 

Keiner der insgesamt 48 Punkte greife 

die zentrale Frage auf, wie die pflegeri-

sche Infrastruktur in Baden-Württem-

berg angesichts des demografischen 

Wandels dauerhaft gesichert werden 

kann. Dabei seien die Forderungen des 

bpa an die künftige Landesregierung 

eindeutig formuliert: „Die weitere Um-

setzung der Landesheimbauverordnung 

in den Bestandseinrichtungen und der 

damit einhergehende Abbau von Pfle-

geplätzen müssen gestoppt werden.“ 

Auf Bundesebene sei Baden-Württem-

berg gefordert, sich für die Einführung 

der Kompetenzvermutung einzusetzen, 

um die Anerkennung internationaler 

Pflegekräfte deutlich zu beschleunigen, 

so die Landesvorsitzende.

In seinem anschließenden Grußwort zog 

Jochen Haußmann – langjähriger ge-

sundheitspolitischer Sprecher der FDP-

Fraktion, die dem neuen Landtag nicht 

mehr angehören wird – eine fundierte 

Bilanz und richtete zugleich den Blick 

nach vorn auf die pflegepolitischen Her-

ausforderungen im Land. Erstmals in der 

Amtszeit von Minister Lucha gebe es mit 

dem Gesetz für Teilhabe- und Pflegequa-

lität (TPQG) ein Gesetz, das tatsächlich 

zu einer spürbaren Entbürokratisierung 

in der Pflege beitragen könne. Allerdings 

bpa-Landesvorsitzende Nicole Schliz begrüßte die Gäste

Jochen Haußmann MdL (FDP) zog in seinem Grußwort eine fundierte Bilanz
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sei dieses Gesetz buchstäblich erst auf 

den letzten Metern der am 30. April 2026 

endenden Legislaturperiode zustande 

gekommen. Möglich geworden sei dies 

erst durch den Druck der Entlastungsalli-

anz. Von der neuen Landesregierung er-

warte er, dass sie den nun eingeschlage-

nen Kurs der Entbürokratisierung der 

Pflege konsequent weiterverfolge.

Nicole Schliz bedankte sich bei Jochen 

Haußmann, der sich über viele Jahre 

mit großem Engagement und hoher 

Fachkompetenz für die Pflege einge-

setzt und für die Anliegen des bpa im-

mer ein offenes Ohr gehabt habe. Bei 

schönem Frühlingswetter und einem 

vorzüglichen Buffet gab es anschlie-

ßend für die Teilnehmerinnen und Teil-

nehmer ausreichend Zeit, sich in ent-

spannter Atmosphäre auszutauschen 

und zu vernetzen. „Der zweite Früh-

lingsempfang der Landesgruppe war ei-

ne rundum gelungene Veranstaltung, 

die wir gerne zu einer Tradition machen 

wollen“, so das Resümee von Nicole 

Schliz. sk

Frühlingsempfang in Stuttgart: Zeit zum Austausch in entspannter Atmosphäre
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Landesgruppe Baden-Württemberg

Matrix reloaded: Strukturmodell 3.0/3.1 –  
bereit für die Zukunft
Fachtag zur Weiterentwicklung der Pflegedokumentation

Der Fachtag des Kooperationsgremiums Baden-Württemberg 

zum Strukturmodell fand Anfang Mai im Rahmen der Messe 

Pflege Plus in Stuttgart statt und wurde vom bpa als Mitglied 

des Kooperationsgremiums mitgestaltet. Mit über 200 Teilneh-

menden, darunter zahlreichen bpa-Mitgliedern, war die Veran-

staltung ein großer Erfolg. Im Mittelpunkt stand die Weiterent-

wicklung der Pflegedokumentation im Kontext aktueller fach-

licher, organisatorischer und digitaler Anforderungen. 

Gemeinsam mit engagierten Teilnehmenden und Referentin-

nen und Referenten wurde diskutiert, wie das Strukturmodell 

zukunftsfähig weiterentwickelt werden kann – insbesondere 

mit Blick auf die neuen Schulungsunterlagen 3.1. 

Impulse für die Weiterentwicklung

Ein zentrales Thema war das Potenzial von Künstlicher Intelli-

genz. Dabei wurden sowohl Chancen als auch Grenzen sowie 

konkrete Praxisbeispiele beleuchtet. Im Fokus stand die Fra-

ge, wie KI als unterstützendes Instrument eingesetzt werden 

kann, ohne die fachliche Verantwortung der Pflegefachperso-

nen zu ersetzen.
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Weitere Impulse betrafen das Update des Strukturmodells 

selbst. Dabei wurden die neuen Schulungsunterlagen 3.1 

ausgiebig diskutiert. Deutlich wurde: Das Strukturmodell ist 

eine Erfolgsgeschichte der Pflegedokumentation und bleibt 

ein dynamisches Instrument, das sich kontinuierlich an ver-

änderte Rahmenbedingungen und Anforderungen anpasst. 

Praxisnahe Workshops

Am Nachmittag konnten die Teilnehmer in fünf parallel statt-

findenden Workshops die zentralen Themen praxisnah ver-

tiefen. Der intensive Austausch zeigte deutlich, wie groß das 

Interesse an praktischen Lösungsansätzen und anwendungs-

orientierter Weiterentwicklung ist.

Eine zentrale Erkenntnis des Tages lautet: Pflegefachpersonen 

verfügen über eine hohe fachliche Kompetenz – und es braucht 

den Mut, im Alltag stärker auf diese Kompetenz zu vertrauen. 

Der Fachtag hat deutlich gemacht: Die Pflege befindet sich in 

einer Phase der Weiterentwicklung. Jetzt besteht die Chance, 

Pflege neu zu denken – strukturiert, digital unterstützt und 

gleichzeitig konsequent personenzentriert. bd

Partner des Kooperationsgremiums Baden-Württemberg zum Strukturmodell 3.0/3.1 in Stuttgart 
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Probleme nicht nur vertagen! Replik auf die Äußerungen 
von Sozialminister Hildenbrand zum Bestandsschutz
Von Jan Stefan Griese, Stellv. Vorsitzender der bpa-Landesgruppe Baden-Württemberg

Mit der Ankündigung im Koalitionsver-

trag, für stationäre Einrichtungen, die 

vor dem 01.09.2009 in Betrieb gegangen 

sind, einen Bestandsschutz hinsichtlich 

der Umsetzung von baulichen Anforde-

rungen vorzusehen, hat die neue Lan-

desregierung klare Erwartungen ge-

weckt. Diese Erwartungen sind nicht 

abstrakt. Sie betreffen konkrete Einrich-

tungen, konkrete Pflegeplätze, konkrete 

Mitarbeitende und konkrete Menschen, 

die auf Versorgung angewiesen sind.

Die nun in Aussicht gestellte Verlänge-

rung auslaufender Übergangsfristen 

oder befristeter Befreiungen bis Ende 

2027 mag kurzfristig etwas Druck aus 

dem Kessel nehmen. Gelöst wird da-

durch jedoch nichts. Die Probleme wer-

den lediglich vertagt.

Pflegeeinrichtungen brauchen Planungs- 

und Rechtssicherheit. Wer Pflegeplätze 

erhalten will, muss den Trägern eine ver-

lässliche Perspektive geben. Kann ein 

Standort dauerhaft weiterbetrieben wer-

den? Soll weiterhin investiert werden? 

Lohnt sich eine Sanierung? Können Mit-

arbeitende und Angehörige darauf ver-

trauen, dass die Einrichtung auch künftig 

Teil der regionalen Versorgungsstruktur 

bleibt?

Auf all diese Fragen gibt eine befristete 

Verwaltungslösung keine Antwort.

Bereits heute besteht ein erheblicher 

Mangel an stationären Pflegeplätzen, 

der sich angesichts der demografischen 

Entwicklung weiter verschärfen wird. 

Der Verweis darauf, ein genereller Platz-

abbau sei statistisch nicht erkennbar, 

greift deshalb zu kurz. Versorgung ent-

scheidet sich nicht in landesweiten 

Durchschnittswerten, sondern vor Ort – 

in Gemeinden, Stadtteilen und im länd-

lichen Raum. Wenn dort bewährte Ein-

richtungen Plätze abbauen müssen 

oder unter einem Ausnahmevorbehalt 

stehen, nützt es den betroffenen Famili-

en wenig, wenn an anderer Stelle rech-

nerisch Kapazitäten vorhanden sind.

Ebenso wenig überzeugt das Argument, 

häufig fehle eher Personal als Raum. 

Räume, Personal und wirtschaftliche 

Tragfähigkeit sind keine voneinander un-

abhängigen Faktoren. Wer Einrichtungen 

durch regulatorische Unsicherheit belas-

tet, erschwert Investitionen. Wer Investi-

tionen erschwert, gefährdet Arbeitsplät-

ze. Und wer Arbeitsplätze gefährdet, 

schwächt die Versorgung. Die Folgen 

treffen am Ende diejenigen, die auf eine 

verlässliche Pflege angewiesen sind.

Ein Bestandsschutz wäre auch nicht un-

fair gegenüber den Einrichtungen, die 

die baulichen Anforderungen bereits 

vollständig umgesetzt haben. Viele die-

ser Träger verfügten über die wirt-

schaftlichen, strukturellen oder bauli-

chen Voraussetzungen, die notwendi-

gen Maßnahmen zeitnah zu realisieren. 

Andere Bestandseinrichtungen haben 

sich den Anforderungen jedoch nicht 

verweigert. Sie haben aus nachvollzieh-

baren Gründen längere Umsetzungs-

fristen erhalten – nach intensiven Ab-

stimmungen mit den Heimaufsichtsbe-

hörden und auf der Grundlage rechts-

verbindlicher Entscheidungen. 

Der bpa erwartet deshalb mehr als ein 

weiteres Moratorium in Verwaltungs-

deutsch. Wir erwarten die Umsetzung 

dessen, was politisch zugesagt wurde: 

einen echten, rechtssicheren und pra-

xistauglichen Bestandsschutz für Ein-

richtungen, die seit vielen Jahren zuver-

lässig Pflege leisten und die Versor-

gung vor Ort sichern.

Jetzt ist der Zeitpunkt, diese Zusage mit 

Leben zu füllen. Nicht irgendwann. 

Nicht erst kurz vor Ablauf der nächsten 

Frist. Und nicht erneut durch Einzelfall-

entscheidungen, die Träger von Be-

scheid zu Bescheid hangeln lassen. Er-

forderlich ist eine klare gesetzliche Re-

gelung mit einer verbindlichen und dau-

erhaften Perspektive.

Wer die stationäre Pflege als unver-

zichtbaren Pfeiler der Versorgung be-

zeichnet, muss ihr auch ein tragfähiges 

Fundament geben. Ein Pfeiler trägt 

nicht, weil man ihn duldet. Er trägt, weil 

er auf einem stabilen Fundament steht.

Baden-Württemberg braucht deshalb 

keinen weiteren Aufschub, sondern ei-

ne zeitnahe Entscheidung. Die Pflege 

braucht Verlässlichkeit – bei den rechtli-

chen Rahmenbedingungen, bei der Re-

finanzierung und bei der Verantwor-

tung der öffentlichen Hand.

Unser Maßstab ist eindeutig: Bestands-

schutz muss Bestand haben. Alles andere 

ist keine Lösung, sondern nur eine weite-

re Duldung auf Zeit. Und auf Zeit lässt 

sich keine Pflegeinfrastruktur sichern.

Jan Stefan Griese, Stellv. Vorsitzen-

der der bpa-Landesgruppe Baden-

Württemberg
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Viele bürokratische Anforderungen – sei es durch Dokumen-

tationspflichten, Antragsverfahren oder die Erfassung von 

Leistungsnachweisen – kennzeichnen den Alltag ambulan-

ter Pflegedienste. Um diesen Problemen zu begegnen, star-

tete vor einem Jahr das Projekt „Bürokratieabbau in der am-

bulanten Pflege“ im Landkreis Berchtesgadener Land. Das 

Projekt konnte am 1. Juli mit einer Veranstaltung in Ainring 

sein Bergfest mit Vertretern aus Politik, Staatsministerium 

und allen Projektbeteiligten feiern. Der bpa wurde als Pro-

jektträger vom Landesvorsitzenden Kai A. Kasri und mehre-

ren hauptamtlichen Mitarbeitern vertreten.

Zu Beginn der Veranstaltung führte Georg Wetzelsperger als 

Mitverantwortlicher des Projektes in die Thematik ein, dem 

ein kurzes Grußwort der stellvertretenden Landrätin Iris 

Edenhofer folgte, die von eigenen Erfahrungen mit der Pflege 

ihrer Mutter berichtete. Der Vorsitzende des Ausschusses für 

Gesundheit, Pflege und Prävention im Bayerischen Landtag, 

Bernhard Seidenath, der das Projekt angestoßen hatte, wür-

digte anschließend das Projekt als bayernweites Modellvor-

haben, das auf einem sehr guten Weg sei. Christian Müller 

vom Bayerischen Staatsministerium für Gesundheit, Pflege 

und Prävention ergänzte, dass die gewonnenen Erkenntnisse 

nach Projektabschluss auf ganz Bayern übertragen werden 

sollen. Beide unterstrichen die Notwendigkeit, Vertrauen in 

die Kompetenz der Pflegefachkräfte zu stärken und unnötige 

Dokumentationspflichten abzubauen.

Die drei Projektkoordinatoren Irmgard Auer, Ursula Sorré 

und Robert Übelherr stellten den Zwischenstand des Pro-

jekts, das unter dem Motto „Einfach machen!“ steht, den 

Teilnehmern anhand der von Veronika Pfanzelt erstellten 

Übersichten vor. Die in den drei Arbeitskreisen „Pflegende 

Angehörige“, „Verordnungsmanagement“ und „Digitalisie-

rung und Entlassmanagement“ identifizierten Problemstel-

lungen und dort jeweils erarbeiteten Lösungsansätze wurden 

detailliert erörtert. Für die zweite Projektphase ist vorgese-

hen, den gesamten Versorgungsprozess anhand konkreter 

Landesgruppe Bayern

Projekt „Bürokratieabbau in der ambulanten  
Pflege“ im Landkreis Berchtesgadener Land  
feiert Bergfest

Von links: Georg Wetzelsperger (Projektleitung „Einfach machen!“), Kai A. Kasri (Vorsitzender bpa-Landesgruppe Bayern), 

Ursula Sorré, Irmgard Auer, Robert Übelherr, Veronika Pfanzelt und Stefan Hahnemann (bpa)
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Patientenfälle in einer Pilotumgebung praktisch zu testen und 

zu optimieren.

Stephanie Ludinsky von der bpa-Landesgeschäftsstelle  

Bayern stellte in einem Impulsvortrag anhand des Beispiels 

einer Schlaganfallpatientin die zukünftigen Möglichkeiten 

der Telematikinfrastruktur vor. Die Vision besteht darin, dass 

medizinische Informationen künftig den Patienten über alle 

Versorgungsbereiche hinweg begleiten und allen berechtig-

ten Akteuren zeitnah zur Verfügung stehen. Dadurch sollen 

Medienbrüche, Doppelarbeit und Informationsverluste redu-

ziert werden.

In der anschließenden Diskussion wurde deutlich, dass die 

ambulante Pflege derzeit noch nicht ausreichend in die digita-

le Infrastruktur eingebunden ist. Die Teilnehmenden sprachen 

sich für eine stärkere Berücksichtigung der Pflege bei zukünf-

tigen Ausbaustufen der Telematikinfrastruktur aus. hah

Landesgruppe Bayern

„Sektorenübergreifende Kommunikation über KIM“
Ein Projekt der Kassenärztlichen Vereinigung Bayerns mit dem  
bpa Bayern

Die Auftaktveranstaltung zum Projekt „Sektorenübergrei-

fende Kommunikation über KIM“ am 7. Mai 2026 hatte der 

bpa Bayern gemeinsam mit der Kassenärztlichen Vereini-

gung Bayern (KVB) initiiert. Ziel des Projekts ist es, die digi-

tale Zusammenarbeit zwischen Arztpraxen und Pflegeein-

richtungen praxisnah zu erproben und weiterzuentwickeln. 

Dabei begleiten bpa und KVB die Teilnehmenden fachlich 

und technisch bei der Einführung und Nutzung von KIM und 

wollen die gewonnenen Erfahrungen systematisch auswer-

ten, um daraus konkrete Handlungsempfehlungen für die 

Praxis abzuleiten.

Zur Erinnerung: Mit KIM – Kommunikation im Medizinwesen 

wird der vertrauliche und strukturierte Versand von Nach-

richten und Dokumenten zwischen den Beteiligten im Ge-

sundheitswesen ermöglicht. Neben einer hohen Datensi-

cherheit durch eine Ende-zu-Ende-Verschlüsselung sollen 

mögliche Schnittstellenprobleme in der Kommunikation 

sichtbar gemacht werden.

Darüber hinaus sollen die Erkenntnisse gezielt in relevante 

Gremien und Netzwerke eingebracht werden – unter ande-

rem in den Austausch mit der Gematik, dem Landeskompe-

tenzzentrum Pflege-Digital Bayern, Softwareherstellern so-

wie dem Verband für digitale Standards in der Pflege. Die ge-

wonnenen Erkenntnisse sollen in konkrete Verbesserungen 

technischer Lösungen und Prozesse münden. Einheitliche 

Standards gelten dabei als Schlüssel, um bestehende Schnitt-

stellenprobleme nachhaltig zu lösen.

Bereits in der Auftaktveranstaltung wurde deutlich, dass der 

Fokus auf der praktischen Anwendung liegt: Die Teilnehmen-

den werden KIM aktiv im Arbeitsalltag einsetzen, Erfahrun-

gen sammeln und Rückmeldungen zu Abläufen, Technik und 

Kommunikation in den geplanten weiteren Veranstaltungen 

zu dem Thema geben. 

Neben den Chancen wurden auch bestehende Herausforde-

rungen offen angesprochen. So unterstützen noch nicht alle 

Systeme sämtliche Funktionen – insbesondere die eNach-

richt ist derzeit noch nicht flächendeckend verfügbar. Auch 

organisatorische Fragen wie Zuständigkeiten, Rückmelde-

strukturen und Kommunikationswege wurden thematisiert. 

Positiv hervorgehoben wurde die aktive Einbindung der Teil-

nehmenden, unter anderem durch eine Mentimeter-Umfrage 

zum Wissensstand. Darüber hinaus wurde ihre Rolle als Test-

partner klar definiert: Sie sollen Technik, Prozesse, Inhalte 

und die Alltagstauglichkeit von KIM erproben und bewerten.

Zum Abschluss erhielten die Teilnehmenden einen klaren  

Impuls: nicht abwarten, sondern direkt starten. Ein Vertie-

fungstermin wurde bereits angekündigt, um erste Erfahrun-

gen gemeinsam auszuwerten und die Zusammenarbeit wei-

ter zu konkretisieren.

Die Auftaktveranstaltung machte deutlich, dass die sektoren-

übergreifende Kommunikation über KIM nicht nur ein techni-

sches Thema ist, sondern ein gemeinsamer Entwicklungs-

prozess zwischen Pflege, Ärzteschaft, bpa und KVB.

Die beiden größten Organisationen im Bereich Pflege und 

Ärzteschaft in Bayern setzen sich gemeinsam für die best-

mögliche Ausgestaltung der Regelungen ein. Der bpa wird 

weiter berichten. slu



A
kt

u
el

le
s 

au
s 

d
en

 L
än

d
er

n
28

Die vbw – Vereinigung der Bayerischen Wirtschaft e. V. traf 

sich Anfang Mai in Berlin zu einem zweitägigen Austausch 

mit Vertreterinnen und Vertretern der Bundespolitik. Rund 

50 Repräsentanten aus den Mitgliedsverbänden nahmen teil 

und diskutierten mit der Politik über aktuelle wirtschaftspo-

litische Themen. Für den bpa nahm Joachim Görtz, Leiter 

der Landesgeschäftsstelle Bayern, daran teil. 

Bereits zuvor konnten auf Einladung der vbw mit CSU-Frakti-

onschef Klaus Holetschek und vbw-Hauptgeschäftsführer 

Bertram Brossardt wichtige Themen zur Entbürokratisierung 

erörtert werden, etwa die Abschaffung von Doppelprüfun-

gen des Medizinischen Dienstes und der Heimaufsichten in 

Bayern. Dieses Vorhaben unterstützt auch der Beauftragte 

für Bürokratieabbau der Bayerischen Staatsregierung Walter 

Landesgruppe Bayern

Bürokratie abbauen, gute Arbeitsbedingungen und  
eine gesicherte Finanzierung in der Pflege 
bpa im Austausch mit Landes- und Bundespolitik

Austausch unter anderem mit vbw-Hauptgeschäftsführer Bertram Brossardt (links), CSU-Fraktionschef Klaus Holetschek 

(rechts) und BDI-Hauptgeschäftsführerin Tanja Gönner 
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Gruppe aus Vertretern der Ministerien, Verbände, Heimauf-

sichten des MD Bayern und bpa mit dem Entbürokratisie-

rungsbeauftragten Walter Nussel (rechts unten)

Fo
to

: M
. S

ch
ü

tz
, B

ay
er

is
ch

e 
S

ta
at

sk
an

zl
ei

Die Bevollmächtigte der Bundesregierung für Pflege  

Katrin Staffler und bpa-Landesgeschäftsstellenleiter 

Joachim Görtz
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Mit dem Richtfest am Halemweg 17 bis 19 in Berlin-Charlot-

tenburg-Nord wurde ein wichtiger Meilenstein für ein gene-

rationengerechtes Wohnquartier erreicht. Auf dem Grund-

stück entstehen 66 barrierefreie Seniorenwohnungen, Seni-

oren-Wohngemeinschaften, attraktive Freiflächen sowie ein 

Dachgarten. Ergänzt wird das Angebot durch Nahversor-

gung und eine öffentliche Durchwegung des Quartiers. Für 

den Bauherren Stephan Hüssen und seine Frau Anett Hüs-

sen (Geschäftsführerin von bpa-Mitglied Hauskrankenpflege 

Dietmar Depner GmbH) steht das Projekt für mehr als die 

Schaffung von Wohnraum. Sie betonen die Bedeutung von 

Freiheit, Eigenverantwortung und Leistungsbereitschaft. 

Menschen sollten die Möglichkeit haben, ihr Leben entspre-

chend ihren Fähigkeiten selbstbestimmt zu gestalten. Ent-

scheidend sei dabei nicht das Reden über Lösungen, son-

dern deren Umsetzung. „Machen statt reden“ beschreibe 

die Haltung, die das Projekt von Beginn an geprägt habe.

Bezirksstadtrat Christoph Brzezinski würdigte die zügige Um-

setzung des Vorhabens. Schnelles Bauen sei im Interesse aller 

Beteiligten und gerade in Berlin längst keine Selbstverständ-

lichkeit mehr. Das Projekt sei ein vorbildliches Beispiel dafür, 

wie auf bereits versiegelten, bislang kaum nutzbaren Flächen 

neue Angebote geschaffen werden können. Durch die Verbin-

dung von altersgerechtem Wohnen, Nahversorgung und Auf-

enthaltsqualität erfahre der Kiez eine spürbare Aufwertung.

Auch die Projektbeteiligten von Kondor Wessels hoben die 

gute und vertrauensvolle Zusammenarbeit mit den Bauher-

ren hervor. Ein Vertreter des Unternehmens bemerkte, dass 

die Verbindung zum Bauherrn bereits seit rund 20 Jahren be-

stehe – die meiste Zeit davon allerdings geprägt von Pla-

nungs- und Genehmigungsprozessen. Umso größer sei die 

Freude, dass das Vorhaben nun sichtbar Gestalt annehme.

Das Wohnquartier am Halemweg zeige beispielhaft, welchen 

Beitrag private Investoren zur Bewältigung des demografi-

schen Wandels leisten können. Es schaffe Wohnraum für ältere 

Menschen, stärke die lokale Infrastruktur und beweise, dass 

Nachverdichtung auf bestehenden Flächen gelingen könne. 

Gleichzeitig mache das Projekt deutlich, dass die Schaffung 

dringend benötigter Wohn- und Versorgungsangebote schnel-

lere und verlässlichere Genehmigungsverfahren erfordere. 

may

Landesgruppe Berlin

Generationengerechtes Wohnquartier  
Halemweg in Berlin feiert Richtfest

Richtfest für das Gebäude mit den Berlinovo-Wohnungen 

mit (von links): Bauherr Stephan Hüssen, Bezirksstadtrat 

Christoph Brzezinski, Alf Aleithe (Geschäftsführer Berlino-

vo), Isabell Hartmann (Mitarbeiterin von Stephan Hüssen) 

und Olaf Ilk (Senior-Projektleiter, Kondor Wessels)
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Nussel. Hiermit werden die Einrichtun-

gen entlastet, die Pflegekräfte und nicht 

zuletzt auch die Bewohnerinnen und 

Bewohner selbst. So bleibt mehr Zeit 

für die Pflege.

Holetschek äußerte sich allerdings kri-

tisch zu den Reformvorhaben in der 

Kranken- und Pflegeversicherung auf 

Bundesebene. Ein Thema, das auch der 

bpa bereits bundesweit erfolgreich in 

die Öffentlichkeit getragen hat. Im Ge-

spräch mit der Bevollmächtigten der 

Bundesregierung für Pflege, Katrin 

Staffler, konnte der bpa seine Kritik 

ebenfalls erfolgreich platzieren. Zwar 

ging Staffler auch weiterhin davon aus, 

dass es Veränderungen bei den Zugän-

gen zu den Pflegegraden geben werde. 

Ihre Bereitschaft aber, sich für eine 

sinnvolle Lösung in der Frage der Tarif-

refinanzierung in der Pflege einzuset-

zen, konnte sie signalisieren. Ferner 

sprach der bpa mit ihr über die Möglich-

keiten, die Arbeitsbedingungen in der 

Pflege weiter zu verbessern. Stafflers 

Projekt „Gute Arbeitsbedingungen in 

der Pflege zur Vereinbarkeit von Pflege, 

Familie und Beruf (GAP – Gute Arbeits-

bedingungen in der Pflege)“ unterstützt 

der bpa bereits im Rahmen seiner Initia-

tiven zur Steigerung der Arbeitgeberat-

traktivität bundesweit. Die Pflegebe-

vollmächtigte und der bpa konnten hier-

zu vereinbaren, die Zusammenarbeit im 

Projekt GAP zu intensivieren. jg



A
kt

u
el

le
s 

au
s 

d
en

 L
än

d
er

n
30

Sabine Brackmann, Geschäftsführerin 

der „Häusliche Krankenpflege Sabine 

Brackmann GmbH“ und bpa-Mitglied 

in Oranienburg, ist als ehemaliges Mit-

glied des bpa-Landesvorstands für die 

Qualitätszirkelarbeit zuständig. Sie 

nahm zusammen mit Pflegekräften 

und Leitungspersonen aus acht Ein-

richtungen in Brandenburg vom 18. bis 

20. Februar 2026 an einer Lernreise zu 

Pflegepraxiszentren (PPZ) am Johan-

nesstift Berlin und in Nürnberg teil. Ziel 

war es, sowohl technische als auch or-

ganisatorische Entlastungsmöglichkei-

ten im Pflegealltag kennenzulernen 

und gemeinsam zu reflektieren.

Die Lernreise wurde von „tamen – Entwick-

lungsbüro Arbeit und Umwelt“ im Rah-

men des Projekts ‚Starke Pflege durch Or-

ganisationsentwicklung, Chancengleich-

heit und Kompetenzerwerb‘ (SPOCK)* or-

ganisiert. Tamen organisiert auch Work-

shops und Fachveranstaltungen. 

„Der Besuch des Pflegepraxiszentrums 

brachte uns vielfältige Informationen 

und Anregungen“, sagte Sabine Brack-

mann. „Das PPZ ist Teil des bundeswei-

ten Clusters ‚Zukunft der Pflege‘ und 

bietet weit mehr als eine klassische Prä-

sentation neuer Technologien.“ Die 

praktische Erprobung habe sich als be-

sonders wertvoll erwiesen. So konnten 

Exoskelette getestet werden, die Pfle-

gekräfte beim Heben und Umlagern un-

terstützen und dadurch Rücken sowie 

Gelenke entlasten. Ebenso interessant 

waren intelligente Betten, die Patientin-

nen und Patienten automatisch umla-

gern und so einen wichtigen Beitrag zur 

Dekubitusprophylaxe leisten können. 

Ergänzt wurde das Spektrum u.a. durch 

Aktivierungs- und Vibrationskissen, die 

sowohl zur Stimulation als auch zur Be-

ruhigung eingesetzt werden können.

Neben den technologischen Einblicken 

habe der kollegiale und qualitative Aus-

tausch unter den Teilnehmenden eine 

zentrale Rolle gespielt. Fragen wie „Wo 

gibt es bereits praktische Erfahrun-

gen?“, „Welche Technologien werden 

schon eingesetzt?“, „Was funktioniert 

gut?“ oder „Welche Voraussetzungen 

und Hürden sind zu beachten?“ seien 

intensiv diskutiert worden. „Diese Ge-

spräche ermöglichten es, die Innovatio-

nen nicht nur theoretisch zu verstehen, 

sondern in den eigenen beruflichen 

Kontext einzuordnen“, so Brackmann. 

Ihr Fazit: Diese Lernreise zeigte deut-

lich, dass technisches Interesse allein 

nicht ausreicht, um Innovationen er-

folgreich in der Pflege zu implementie-

ren. Ebenso notwendig sind eine klare 

strategische Ausrichtung, organisatori-

sche Vorbereitung sowie kontinuierli-

che Reflexionsprozesse im Team. Insge-

samt war die Reise ein großer Erfolg. 

Abseits des beruflichen Alltags gelang 

es, Raum für Austausch, Inspiration und 

Veränderungen zu haben. 

Ihr besonderer Dank gelte dem Team von 

tamen sowie der engagierten Begleitung 

durch Sigrid Wölfing, Isabel Kozma und 

Michael Hacker, die maßgeblich zum Ge-

lingen dieser Lernreise beigetragen ha-

ben, so Sabine Brackmann. sbr/mah/sj

Landesgruppe Brandenburg

Lernreise zu Pflegepraxiszentren 
Technische und organisatorische Entlastungsmöglichkeiten  
im Pflegealltag kennenlernen 

*SPOCK wird im Rahmen des Programms „Wandel der Arbeit“ durch das Bundesministerium für Arbeit und Soziales und  

die Europäische Union über den Europäischen Sozialfonds Plus (ESF Plus) gefördert.

Sabine Brackmann (rechts) mit Teilnehmerinnen und Teilnehmern der Lernreise zu Pflegepraxiszentren in Berlin und Nürnberg
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Unter dem bewährten Motto „Feiern 

statt Verhandeln“ lud die bpa-Landes-

gruppe Brandenburg für den Nachmit-

tag des 21. Mai 2026 zu ihrem traditio-

nellen Maifest ein. Auch in diesem Jahr 

bot die Veranstaltung in Potsdam nicht 

nur einen festlichen Rahmen, sondern 

vor allem Raum für offene Gespräche 

und ehrliche Worte.

Als Gastredner begrüßten die Teilneh-

menden Brandenburgs Gesundheitsmi-

nister René Wilke, der die Gelegenheit 

nutzte, die aktuellen Herausforderungen 

in der Pflege und Eingliederungshilfe klar 

und ungeschönt zu benennen. Dabei 

ging der SPD-Politiker insbesondere auf 

die politischen Rahmenbedingungen so-

wie die derzeitigen Diskussionen auf 

Bundesebene ein. Zugleich betonte der 

Minister für Arbeit, Soziales, Gesundheit 

und gesellschaftlichen Zusammenhalt 

des Landes Brandenburg (MASGZ) die 

Bedeutung eines verlässlichen und kons-

truktiven Miteinanders zwischen Politik, 

Ländern und Leistungserbringern – als 

Grundlage für tragfähige Lösungen.

Doch trotz der inhaltlichen Tiefe blieb 

das Maifest seinem Leitgedanken treu: 

Im Mittelpunkt standen Begegnung und 

Austausch fernab klassischer Verhand-

lungssituationen. Der Anlass bot den 

Menschen hinter den täglichen Heraus-

forderungen in der Pflegebranche eine 

wertvolle Gelegenheit, innezuhalten, 

sich auszutauschen und gemeinsam 

Kraft zu schöpfen.

Zahlreiche Gäste aus Politik, Einrichtun-

gen der Pflege, Eingliederungs- sowie 

Kinder- und Jugendhilfe, Verbänden, 

Kostenträger und Kooperationspartner 

folgten der Einladung. Im festlich ge-

stalteten Gemeinschaftsgarten des bpa 

sorgten ein geschmückter Maibaum 

und frühlingshafte Dekorationen für ei-

ne stimmungsvolle Atmosphäre. 

Das Maifest 2026 hat einmal mehr ge-

zeigt, wie wichtig solche Formate für Di-

alog, Verständnis und Zusammenhalt in 

der Branche sind. Die Vorfreude auf das 

kommende Jahr ist bereits jetzt spürbar 

– wenn es wieder heißt: „Feiern statt 

Verhandeln!“ kol

Landesgruppe Brandenburg

Maifest 2026
Ehrlicher Austausch in besonderer Atmosphäre

Minister René Wilke (Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit und gesellschaft-

lichen Zusammenhalt des Landes Brandenburg (MASGZ)), Ellen Fährmann (Land-

tagsabgeordnete der CDU), Rainer Liesegang (Leitung Abteilung 2 des MASGZ) und 

Simone Leske (Vorsitzende der bpa-Landesgruppe Brandenburg)

Begegnung und Austausch fernab klassischer Verhandlungssituationen im Garten 

der bpa-Landesgeschäftsstelle in Potsdam

Fotos: Kathleen Friedrich 
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Großes Interesse und wertvolle Impulse prägten die Mitglie-

derversammlung der bpa-Landesgruppe Brandenburg am 

21. Mai 2026 in Potsdam. Der starke Zuspruch zeigte deut-

lich: Das Thema Digitalisierung gewinnt in der Pflegepraxis 

zunehmend an Bedeutung.

Durch das Programm führte die bpa-Landesvorsitzende Si-

mone Leske. Am Vormittag gab Pascal Tschörtner, bpa-Ge-

schäftsführer und Geschäftsbereichsleiter stationäre Versor-

gung, einen Überblick über aktuelle Entwicklungen auf Bun-

desebene sowie zentrale Themen, die den Verband derzeit 

beschäftigen.

Ein besonderer Höhepunkt war der Beitrag von Dr. Jeannette 

Winkelhage vom Kompetenzzentrum Digitalisierung und 

Pflege beim GKV-Spitzenverband. Sie stellte u. a. aktuelle Er-

gebnisse zur sprachgestützten Pflegedokumentation vor und 

präsentierte praxisnahe Erfolgsfaktoren, Checklisten und Ar-

beitshilfen für eine gelungene Umsetzung. Ergänzend dazu 

nahm Sandra Stange, bpa-Referentin Digitalisierung, die 

Teilnehmenden mit auf eine gedankliche Reise in die Zukunft 

der Pflege – mit der Erkenntnis: Viele digitale Lösungen sind 

bereits heute Realität.

Landesgruppe Brandenburg

Digitalisierung gewinnt in der Pflegepraxis an Bedeutung 
Mitgliederversammlung in Potsdam

Dr. Jeannette Winkelhage (Leitung Kompetenzzentrum 

Digitalisierung und Pflege, GKV-Spitzenverband)

Auszeichnung mit Brandenburger Sonderpreis (von rechts): 

Werner Mall (AOK Nordost), Reina Jung (Einrichtungsleite-

rin CURATA Lehnschulzenhaus Heidesee), Max Kowalke 

(Geschäftsführer OderHelden-Ambulanter Pflegedienst), 

Anne Wichmann (Fachkraft AscuVita GmbH) sowie 

Simone Leske (Vorsitzende der bpa-Landesgruppe 

Brandenburg)

Tauschten Erfahrungen mit digitalen Anwendungen aus 

(von rechts): Doreen Goltz (PDL pflegeteam havelland 

gmbh), Sandra Stange (bpa-Referentin Digitalisierung), 

Sabine Zörner (Geschäftsführerin adviCura GmbH), Katrin 

Eschenweck (Personalleiterin Ausbildung Victors Group, 

Pro Seniore Unternehmensgruppe), Becky Leutholf 

(Einrichtungsleitung Vitanas Senioren Centrum Am 

Volkspark), Simone Leske (Vorsitzende bpa-Landesgruppe 

Brandenburg), Chris Wharton (Voizetrainer Vitanas), Pascal 

Tschörtner (bpa-Geschäftsführer und Geschäftsbereichs-

leiter stationäre Versorgung), Cedric Macia (Geschäftsfüh-

rer Medizin-mobil-Nord) und Dr. Jeannette Winkelhage 

(Leitung Kompetenzzentrum Digitalisierung und Pflege)
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Im Rahmen der Veranstaltung wurden zudem langjährige Mit-

glieder für ihre Treue gewürdigt. Ein weiterer besonderer Mo-

ment war die Auszeichnung der drei Gewinner des Ideenwett-

bewerbs „49 gewinnt!“ mit dem Brandenburgischen Sonder-

preis. Prämiert wurden innovative Ansätze zur Mitarbeitenden-

förderung, Gesundheitsstärkung und Teamarbeit – von struktu-

riertem Personalmanagement über bewegungsfördernde Pro-

jekte bis hin zu ganzheitlichen Ernährungskonzepten.

Der frühe Nachmittag stand ganz im Zeichen der Praxis: Un-

ter dem Motto „Aus der Praxis für die Praxis“ berichteten 

Mitglieder offen über ihre Erfahrungen mit digitalen Anwen-

dungen. Dabei ging es unter anderem um Sprachdokumenta-

tion, Kommunikations-Apps für Angehörige, digitale Ausbil-

dungsformate, Buchungssysteme sowie vollelektronische 

Abrechnung. Neben konkreten Entlastungspotenzialen wur-

den auch Herausforderungen und Lösungsansätze diskutiert.

Die Veranstaltung bot damit nicht nur fundierten fachlichen 

Input, sondern auch wertvolle Einblicke in die praktische Um-

setzung – und stärkte den Austausch innerhalb der Branden-

burger Mitglieder nachhaltig. kol

Landesgruppe Bremen/Bremerhaven

Fachpolitischer Austausch über Pflegethemen
Bremer CDU besuchte die Tagespflege Lesum von  
bpa-Mitglied vacances

„Was für tolle, modern eingerichtete, großzügige Räume 

und alles so Licht durchflutet!“ – Rainer Bensch, Fraktions-

sprecher für Gesundheit und Pflege der CDU Bremen, war 

anlässlich eines Besuchs der Tagespflege von vacances Mo-

biler Sozial- und Pflegedienst in Bremen-Lesum begeistert. 

Gemeinsam mit der wissenschaftlichen Mitarbeiterin im 

CDU-Fraktionsbüro, Dr. Esther Schröder, ließ er sich alle 

Räume auf den zwei Etagen von Jürgen Weemeyer, bei va-

cances Mobiler Sozial- und Pflegedienst geschäftsführender 

Gesellschafter, zeigen, sprach mit Gästen und Mitarbeiten-

den, probierte die Ruhesessel aus, informierte sich über den 

Tagesablauf und diskutierte aktuelle Pflegethemen. 

Bensch ist als Altenpflegefachkraft und studierter Pflegewirt 

neben seiner Tätigkeit als Mitglied der Bremischen Bürger-

schaft noch in Teilzeit in der Pflege tätig – und als CDU-Frak-

tionssprecher für die Themen Gesundheit und Pflege zustän-

dig. Fanden bisher immer wieder Gespräche zwischen Politik 

und bpa in der Landesgeschäftsstelle statt, stand dieses Mal 

ein Besuch vor Ort in einer Pflegeeinrichtung auf der Agenda. 

Jürgen Weemeyer, selbst im Vorstand der Bremer bpa-Lan-

desgruppe, hatte diesen Termin organisiert und führte die 

Gäste gern durch das Haus.  

„Gemeinsam eine gute Zeit haben“, so fasste Jürgen 

Weemeyer das oberste Ziel der vacances-Tagespflege in Le-

sum zusammen. Die 25 Plätze sind immer voll belegt, die 

Warteliste ist lang. Die vielseitigen Aktivierungs-, Betreu-

ungs- und Therapieangebote reichen von kreativen Tätigkei-

ten wie Malen und Basteln über entspannte Momente zum 

Ausruhen und Lesen bis hin zum geselligen Beisammensein 

mit Bewegung und Gesellschaftsspielen oder auch gemein-

samem Kochen bzw. Backen. Das Angebot kann von einem 

bis fünf Tage die Woche gebucht werden und jeder dieser 

Wochentage beginnt ab 8 Uhr mit einem Frühstück. Eine im 

Gebäudekomplex integrierte Kindertagesstätte des DRK 

bringt Abwechslung im Alltag durch gemeinsame Aktivitäten 

oder auch spontane Begegnungen mit den Kleinen im ge-

schützten Garten. Vacances hat noch zwei weitere Tagespfle-

Besuch aus der Politik in der vacances-Tagespflege (von 

links): Dr. Esther Schröder, wissenschaftliche Mitarbeiterin 

im CDU-Fraktionsbüro, und Rainer Bensch (CDU), Mitglied 

der Bremischen Bürgerschaft mit Hannelore Bitter-Wirtz 

von der bpa-Landesgeschäftsstelle und Jürgen Weemeyer, 

geschäftsführender Gesellschafter von vacances.
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gen aufgebaut: eine ebenfalls in 

Bremen-Nord in Vegesack und 

eine in Bremen-Überseestadt. 

„Ihre Gäste wirken wirklich sehr 

zufrieden“, stellte CDU-Politiker 

Bensch beim Rundgang durch 

die Einrichtung und spontanen 

Gesprächen mit den älteren 

Menschen fest. „Wie stark wirkt 

sich der Personalmangel in der 

Pflegepraxis aus?“, interessier-

te sich Bensch beim fachpoliti-

schen Austausch. Vacances be-

schäftigt knapp 300 Mitarbei-

tende an elf Standorten. „Unse-

re Grundidee ist es, niedrig-

schwellige Hilfen von Anfang an 

anzubieten – in den eigenen vier 

Wänden durch individuelle Be-

treuung und Pflege bzw. Kran-

kenpflege oder eben wie hier tagsüber in Tageseinrichtun-

gen“, so Weemeyer, der seit 20 Jahren in leitender Position 

beschäftigt ist. 

Um dem Personalmangel entgegenzuwirken, setzt vacances 

auf attraktive Angebote zur Arbeitszeitgestaltung. Ein Bei-

spiel sind die sogenannten Elterntouren, d.h. die Arbeitszei-

ten werden auf die Kinderbetreuungszeiten abgestimmt. Das 

wird seitens der Belegschaft sehr begrüßt. Vacances enga-

giert sich auch besonders in Bezug auf das betriebliche Ge-

sundheitsmanagement, die Pflegeausbildung und bietet Plät-

ze für das Freiwillige Soziale Jahr an als erste Möglichkeit, den 

Pflegealltag kennenzulernen. „Bei uns arbeiten Menschen aus 

27 Nationen“, so Weemeyer. Aus diesem Grund ist auch ein 

hohes Engagement bei Projekten zur Diversität selbstver-

ständlich für den geschäftsführenden Gesellschafter. 

Beim Treffen mit dem Bremer Politiker wurden aber auch  

Problemstellen in der Praxis angesprochen. Zum Beispiel, 

dass in Bremen der politische Fokus der Regierungskoalition 

sehr stark auf Ehrenamtlichkeit im niedrigschwelligen Be-

treuungsbereich ausgerichtet ist. Die privaten Träger von 

Pflegediensten fühlen sich übergangen. Vor allem durch ein 

neues Projekt, das seit Anfang des Jahres im Rahmen der 

Aufsuchende Altenarbeit realisiert wird: die Bremer Hausbe-

suche. Alle älteren Menschen, die ihren 80. Geburtstag bege-

hen, erhalten einen Brief von der Sozialbehörde, in dem über 

Hilfen im Alltag informiert wird und Besuche angekündigt 

werden, bei denen es um die Unterstützung und Vermittlung 

von Angeboten geht. Diese sogenannten Besuchskräfte wer-

den von den Dienstleistungszentren in Trägerschaft der 

Wohlfahrtsverbände organisiert. Die privaten Träger fühlen 

sich nicht einbezogen, denn auch sie unterstützen ältere 

Menschen im niedrigschwelligen Bereich. 

Der bpa wird Gespräche mit der Behörde führen, im Dialog 

auf Augenhöhe sollen Lösungen gefunden werden. CDU-Po-

litiker Bensch sicherte zu, flankierend dazu seitens der Parla-

mentsfraktion eine parlamentarische Kleine Anfrage an den 

Senat formulieren zu lassen. Der Austausch wird auf jeden 

Fall dezidiert dazu fortgesetzt. hbw

vacances-Mitarbeiterinnen Birgit Hochmann (ganz links) und Manuela Tabe (ganz rechts), 

zeigten den Tagespflege-Gästen Anneliese G. (Mitte links) und Renate P. (Mitte rechts) 

gymnastische Übungen im Sitzen.

Rainer Bensch (links) testete einen Ruhesessel, Jürgen 

Weemeyer erklärte die Funktionen.
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Landesgruppe Hamburg

Rathausführung und pflegepolitisches  
Fachgespräch mit Bürgerschaftsabgeordneter  
Claudia Loss (SPD) 
bpa-Mitglieder stellen konkrete Forderungen auf

Claudia Loss, Mitglied der Hamburgischen Bürgerschaft 

(MdHB) und pflegepolitische Sprecherin der SPD, hatte der 

bpa-Landesgruppe Hamburg bei der vergangenen Landes-

gruppenversammlung angeboten, für den bpa und seine 

Mitglieder eine Rathausführung durchzuführen. Am 11. Juni 

2026 war es so weit: In den altehrwürdigen Räumen infor-

mierte Claudia Loss über die lange und bewegte Geschichte 

des Hamburger Rathauses. Von den Ratsherren bis zur heu-

tigen Bürgerschaft, über den großen Brand 1842 und den an-

schließenden Neubau – die Teilnehmenden erfuhren viele 

spannende und einprägsame Details. 

Im anschließenden Fachgespräch stellten die bpa-Mitglieder 

anhand zahlreicher Praxisbeispiele Probleme in ambulanten 

und stationären Pflegeeinrichtungen sowie sozialen Diens-

ten dar. Die weiterhin abnehmende Leistungsfähigkeit der 

Hamburger Sozialämter beschäftigt die Pflegeeinrichtungen 

und Sozialdienste außerordentlich. Claudia Loss bestätigte, 

dass sich diese Situation dringend verbessern müsse. Trotz 

vieler Bemühungen auch seitens der Sozialbehörde sei je-

doch bisher keine Besserung eingetreten. Weiterhin warteten 

Mitglieder monatelang auf Bewilligungen und Zahlungen. Da 

keine Verbesserung in Sicht ist, bekräftigte der bpa seine For-

derung nach Einführung einer Abschlagszahlung, damit Pfle-

geeinrichtungen und soziale Dienste nicht länger Kreditgeber 

des Sozialhilfeträgers sind.

Für stationäre Pflegeeinrichtungen sind weiterhin die Vor

gaben der Fachkraftquotierung entsprechend dem Hambur-

gischen Wohn- und Betreuungsqualitätsgesetz eine Hürde, 

die Pflegeeinrichtungen vollständig auszulasten – ohne  

Einschränkungen in der Qualität. Seit längerer Zeit laufen 

Gespräche zwischen Leistungserbringerverbänden und  

Kostenträgern – bisher jedoch enttäuschend ergebnislos. 

Die SPD-Abgeordnete bekräftigte, dass die Auslastung in 

den Pflegeeinrichtungen gesteigert werden sollte.

Der bpa wiederholte seine Forderung nach Anpassung der 

Vorgaben für Leitungen von Pflegediensten in Hamburg, wo-

nach diese – entgegen der leistungsrechtlichen Vorgabe von 

460 Stunden – bis zu 1.200 Stunden Weiterbildung benötigen, 

um als Leitung eingesetzt werden zu können. Ein Luxus, den 

sich nur die Freie und Hansestadt Hamburg leiste und nicht die 

umliegenden Bundesländer. Claudia Loss signalisierte, dass 

sie diese Sachlage prüfen werde und verabschiedete sich in 

die Sitzung des Gesundheitsausschusses der Hamburgischen 

Bürgerschaft. Weitere Gespräche inklusive Rathausführung 

mit Bürgerschaftsabgeordneten sind in Planung. eck

Im Plenarsaal der Hamburgischen Bürgerschaft (von links): 

Thomas Waskow (Domicil Senioren-Residenzen Hamburg 

SE), Claudia Loss (MdHB, SPD), Almut Antepohl (Pflegedienst 

Vier Jahreszeiten GbR), Anja Wolf (Ambulanter Pflegedienst 

Hansa Cura GmbH & Co. KG), Cinto Gerie (Elbstern GmbH) 

und Philip Eckhardt (Leiter bpa-Landesgeschäftsstelle) 
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Im Bürgermeistersaal (von links): Claudia Loss erläuterte 

den bpa-Mitgliedern das Gemälde mit der Geschichte des 

Einzugs der Ratsherren in das neue Rathaus.
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Landesgruppe Hessen

Neuer Rahmenvertrag vollstationäre  
Pflege Hessen: Wachsende Bürokratie erhöht  
Personalbedarfe im Verwaltungsbereich
Von Markus Ahne

Voraussichtlich zum 1. Juli 2026 soll in 

Hessen der neue Rahmenvertrag über 

die vollstationäre pflegerische Versor-

gung nach § 75 Abs. 1 SGB XI in Kraft 

treten. Nach mehr als einem Jahr inten-

siver Verhandlungen zwischen Leis-

tungserbringern, Kostenträgern und 

Sozialhilfeträgern wird damit insbeson-

dere die Umsetzung des Personalbe-

messungsverfahrens nach § 113c SGB 

XI in den vollstationären Einrichtungen 

verankert. 

Gleichzeitig wurden zahlreiche weitere 

Anpassungen an die aktuelle Gesetzes-

lage und die Versorgungspraxis vorge-

nommen, unter anderem zum Teil deut-

liche Verbesserungen bezüglich der 

personellen Ausstattung in verschiede-

nen Bereichen. 

Die größte Veränderung betrifft die Per-

sonalbemessung. Das bisherige hessi-

sche Pflegekennziffersystem wird künf-

tig durch die Personalrichtwerte nach  

§ 113c SGB XI ersetzt. Der neue Rah-

menvertrag regelt hierzu erstmals Min-

dest- und Höchstpersonalanhaltswerte 

sowie Übergangs- und Bestandsschutz-

regelungen. Einrichtungen, die bislang 

unterhalb der neuen Mindestwerte la-

gen, erhalten eine Übergangsfrist bis 

Mitte 2028, wodurch ein Beschluss der 

AG stationäre Pflege in Hessen aus dem 

Jahr 2023 nun rahmenvertraglich ver-

ankert wird. Gleichzeitig wurde klarge-

stellt, dass bereits bestehende höhere 

Personalausstattungen weiterhin ver-

einbart werden können.

Erfreulich aus Sicht vieler Einrichtun-

gen dürften auch die Verbesserungen 

bei den Personalrichtwerten für Haus-

wirtschaft sowie Leitung und Verwal-

tung sein. Hier ist es gelungen, ange-

sichts steigender Anforderungen an 

die Verwaltung durch vielfältige Melde-

verpflichtungen, Dokumentation und 

Behördenkommunikation einen Perso-

nalzuwachs von bis zu 25 Prozent ver-

einbaren zu können. Zusätzlich kann 

künftig erstmals ein eigener Stellenan-

teil für Qualitätsbeauftragte berück-

sichtigt werden.

Der neue Rahmenvertrag eröffnet da

rüber hinaus neue Möglichkeiten für fle-

xible Personaleinsatzmodelle. Zusätzli-

che Personalanteile für Springerkräfte, 

Springerpools oder vergleichbare Aus-

fallkonzepte können künftig auf Grund-

lage entsprechender Konzepte verein-

bart werden. Zudem enthält der Vertrag 

erstmals Regelungen zur Refinanzie-

rung von Anwerbekosten für Pflegeper-

sonal aus Drittstaaten. Anerkennungs-

fähig sind dabei grundsätzlich ange-

messene Kosten für die Gewinnung  

von Pflegefachkräften, Pflegehilfskräf-

ten und Pflegeauszubildenden aus dem 

Ausland, sofern eine nachvollziehbare 

Kostenaufstellung vorliegt.

Erstmals ausdrücklich geregelt wurden 

außerdem Hausgemeinschaften als be-

sondere wohnorientierte Versorgungs-

form. Der Rahmenvertrag beschreibt 

diese als kleine, alltagsnahe Wohnfor-

men mit festen Bezugspersonen, ge-

meinschaftlicher Lebensgestaltung und 

dezentraler Essenszubereitung. Die kon-

krete personelle Ausstattung bleibt je-

doch weiterhin vor Ort zu vereinbaren. 

Die Vereinbarung von Verfahrensgrund-

sätzen für eine praktikable und ressour-

censparende Durchführung von Pflege-

satzverhandlungen nach § 85 SGB XI 

wurde in eine UAG der AG stationäre 

Pflege in Hessen ausgelagert, nachdem 

im Rahmen der Vertragsverhandlungen 

keine Einigung erzielt werden konnte. 

Insgesamt stellt der Rahmenvertrag in 

seiner neuen Fassung seit der letzten 

Neuvereinbarung im Jahr 2018 keine 

grundlegende Neuausrichtung der voll-

stationären Versorgung in Hessen dar. 

Er enthält jedoch wichtige strukturelle 

Anpassungen an die aktuellen gesetzli-

chen Rahmenbedingungen und schafft 

insbesondere bei Personalbemessung, 

zusätzlichen Stellenanteilen und fle

xiblen Personaleinsatzkonzepten neue 

Möglichkeiten für die Einrichtungen. 

Wie weit diese in der Praxis tatsächlich 

refinanziert und umgesetzt werden kön-

nen, wird allerdings weiterhin maßgeb-

lich von den konkreten Ausgestaltun-

gen vor Ort abhängen.



A
kt

u
el

le
s 

au
s 

d
en

 L
än

d
er

n

37

Landesgruppe Mecklenburg-Vorpommern

Der bpa gratuliert zwei langjährigen  
Familienunternehmen

Frauen in der Pflege, familiengeführte 

Unternehmen und gelungene Generati-

onswechsel – sie stehen für Stabilität 

und Entwicklung zugleich. In Mecklen-

burg-Vorpommern zeigen zwei Firmen-

jubiläen exemplarisch, wie unterneh-

merische Verantwortung über Jahr-

zehnte getragen und erfolgreich an die 

nächste Generation übergeben werden 

kann. Die bpa-Mitglieder Pflegebien-

chen aus Bad Doberan und der Rosto-

cker Hauskrankenpflegedienst stehen 

für Verlässlichkeit, gewachsene Struk-

turen und die Fähigkeit, sich zugleich 

weiterzuentwickeln.

30 Jahre Pflegebienchen
Tradition trifft Zukunft

Mit einer emotionalen Abendveranstal-

tung feierten die Pflegebienchen jetzt 

ihr 30-jähriges Firmenjubiläum – ein 

Meilenstein für das traditionsreiche Fa-

milienunternehmen aus Bad Doberan. 

Gegründet wurde der Pflegedienst am 

1. März 1996 von Irmtraud Kords. Was 

mit nur zehn Patienten begann, ist heute 

ein vielseitiges Unternehmen mit rund 

110 Versorgten, Tagespflege und be-

treutem Wohnen sowie einem Team von 

etwa 70 Mitarbeitenden. 2023 erfolgte 

die Übergabe an Tochter Carolin Lubetz-

ki, die das Lebenswerk ihrer Mutter in 

gleicher Wertehaltung weiterführt.

Die Jubiläumsfeier war geprägt von be-

wegenden Momenten: In Reden und per-

sönlichen Beiträgen wurde auf drei Jahr-

zehnte Pflege mit Leidenschaft zurückge-

blickt. Ehemalige Mitarbeitende erinner-

ten an gemeinsame Zeiten, die vielen 

Gästen sichtbar unter die Haut gingen. 

Auch die enge Bindung an den bpa wur-

de gewürdigt – sei es durch die aktive 

Mitarbeit im Vorstand oder die langjähri-

ge Teilnahme an Qualitätszirkeln.

Eine besondere Anekdote zeigte, wie 

eng Geschichte und Identität des Unter-

nehmens verbunden sind: Das heutige 

Bienen-Logo entstand einst spontan 

während einer Weiterbildung und ist 

mittlerweile ein unverwechselbares 

Markenzeichen.

Seit 27 Jahren sind die Pflegebienchen 

Mitglied im bpa der Landesgruppe 

Mecklenburg-Vorpommern. Die Zusam-

menarbeit ist geprägt von Vertrauen, 

Fachlichkeit und großem Engagement 

für die Weiterentwicklung der Pflege. 

Carolin Lubetzki engagiert sich darüber 

hinaus persönlich im bpa-Vorstand und 

als Qualitätszirkelleiterin.

Deutlich wurde an diesem Abend vor al-

lem eines: Pflege bleibt hier ein persön-

lich geprägter Auftrag. Der Mensch 

steht im Mittelpunkt – getragen von ei-

nem Team, das den Erfolg des Unter-

nehmens maßgeblich ausmacht. Die 

neue Geschäftsführerin will diesen 

Weg fortführen, offen für Neues blei-

ben und gleichzeitig die gewachsenen 

Werte bewahren.

Der bpa dankt für die langjährige Ver-

bundenheit und freut sich auf die weite-

re Zusammenarbeit. cm

35 Jahre Rostocker  
Hauskrankenpflegedienst
Verwurzelt in Lütten-Klein

Der Rostocker Hauskrankenpflegedienst 

feierte am 1. Juni 2026 im IGA-Park sein 

35-jähriges Bestehen. Gemeinsam mit 

ihrem Team und langjährigen Wegbe-

gleitern blickten Gründerin Marlis Bellin 

und ihre Tochter Juliane Bellin-Bening 

auf eine Entwicklung zurück, die eng mit 

der Geschichte der ambulanten Pflege 

in Rostock verbunden ist. Die ehemalige 

Bei der Jubiläumsfeier der Pflege-

bienchen (von links): Carolin Möller 

(bpa-Landesreferentin), Carolin 

Lubetzki (Inhaberin der Pflegebien-

chen), Alexander Funke (bpa-Lan-

desreferent) und Irmtraud Kords 

(Gründerin der Pflegebienchen)

Foto: Susan Kords

Der Rostocker Hauskrankenpflege-

dienst feierte sein 35-jähriges Be-

stehen (von links): Maria-Elisa Fäcks 

(PDL), Laura Neitzel (stellv. PDL), 

Nadja Zimmer (Verwaltungsmitarbei-

terin), Juliane Bellin-Bening (Inha-

berin), Marlis Bellin (Gründerin) und 

Carolin Möller (bpa-Landesreferentin)

Foto: Dr. Andreas Toman
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Gemeindeschwester hatte den Pflege-

dienst 1991 in Rostock-Lütten Klein ge-

gründet – in einer Wohnung mit Schreib-

maschine und viel Pragmatismus. Die 

Rahmenbedingungen waren auch ganz 

andere als heute: Verträge gab es noch 

nicht, vieles wurde direkt mit Ärzten 

und Krankenkassen abgestimmt. „Man 

hat einfach gemacht“, erinnerte sich 

Marlis Bellin. 

Als einer der ersten privaten Pflege-

dienste nach der Wende entwickelte 

sich das Unternehmen zu einer festen 

Größe – immer mit dem Anspruch, nah 

an den Menschen zu bleiben. Bis heute 

prägen persönliche Betreuung und ein 

familiäres Miteinander die Arbeit.

Ein besonderer Meilenstein ist die er-

folgreiche Weitergabe an die nächste 

Generation: Mit Juliane Bellin-Bening 

führt heute die Tochter der Gründerin 

den Pflegedienst fort. Unterstützt wird 

sie von einem engagierten, jungen 

Team, das die Werte des Unternehmens 

sichtbar lebt. Beim Jubiläum wurde 

deutlich, wie sehr ein wertschätzender 

und persönlicher Umgang das tägliche 

Miteinander prägt.

Seit über zwei Jahrzehnten ist der Pfle-

gedienst Mitglied im bpa und gehört zu 

den langjährigen Partnern in der Lan-

desgruppe Mecklenburg-Vorpommern.

Die Jubiläumsfeier bot Raum für Rückbli-

cke, persönliche Gespräche und Einblicke 

in herausfordernde Zeiten. Sie machte 

deutlich, wie viel Engagement und Mut in 

35 Jahren ambulanter Pflege stecken.

Der bpa gratuliert herzlich zum Jubiläum 

und wünscht dem Rostocker Hauskran-

kenpflegedienst weiterhin viel Erfolg und 

alles Gute für die kommenden Jahre. cm

Landesgruppe Niedersachsen

REKA Ambulante Krankenpflege GmbH feiert  
25-jährige bpa-Mitgliedschaft

Die REKA Ambulante Krankenpflege 

GmbH aus Diekholzen bei Hildesheim 

blickt auf eine bewegte und zugleich 

erfolgreiche Firmengeschichte zurück. 

Das im Jahr 1994 gegründete Familien-

unternehmen wird heute in zweiter Ge-

neration von Diana Neumann geführt. 

Zuvor prägte ihr Vater, Karsten Neu-

mann, über viele Jahre als Landesvor-

sitzender die Arbeit der bpa-Landes-

gruppe Niedersachsen. Im April 2026 

konnte der ambulante Pflegedienst ein 

besonderes Jubiläum begehen: 25 Jah-

re Mitgliedschaft im bpa. Die Glück-

wünsche des Verbandes sowie die Ur-

kunde zum Jubiläum überbrachte bpa-

Landesbeauftragter Nils Schwichten-

berg-Zech persönlich.

Geschäftsführerin Diana Neumann be-

tont: „Ziel des Pflegedienstes ist es, 

Menschen so lange wie möglich in ihrer 

vertrauten Umgebung zu betreuen – 

und das nach ihren individuellen Wün-

schen.“ Werte wie Verlässlichkeit, Nähe 

zum Patienten und hohe fachliche Kom-

petenz prägen die Arbeit des REKA-

Teams. Die Pflege und Betreuung erfol-

gen in den Ortschaften Diekholzen, Bad 

Salzdetfurth, Sibbesse sowie im Stadt-

gebiet Hildesheim. Die Kundinnen und 

Kunden profitieren von einer persönli-

chen, nahen und ganzheitlichen Pflege, 

die sich an den Bedürfnissen jeder Ein-

zelnen orientiert.

Besonderes Gesprächsthema beim Jubi-

läumsbesuch waren die gravierenden 

Änderungen bei der Refinanzierung von 

Leistungen im SGB V. Künftig sollen Ver-

gütungssteigerungen – einschließlich der 

Tarifrefinanzierung – im Bereich der häus-

lichen Krankenpflege und der außerklini-

schen Intensivpflege an die (zusätzlich 

abgesenkte) Grundlohnsummenentwick-

lung gekoppelt werden. Gleichzeitig 

bleibt die Verpflichtung zur Zahlung von 

Tariflöhnen im SGB XI bestehen.

Glücklicherweise ist Diana Neumann 

Mitglied im bpa, der diese Pläne ent-

schieden ablehnt, da sie die wirtschaftli-

che Existenz vieler ambulanter Pflege-

dienste und die Versorgung der Patien-

tinnen und Patienten gefährden und 

bringt sich so in den Kampf gegen diesen 

politischen Irrweg ein. Auf die nächsten 

25 Jahre im und mit dem bpa! mba

Glückwünsche für 25 Jahre Treue 

zum bpa – Diana Neumann 

(Geschäftsführung) mit Nils 

Schwichtenberg-Zech (bpa-Landes-

beauftragter)
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Landesgruppe Niedersachsen

Recht, Praxis, Perspektiven: Die AG  
Wohngemeinschaften im Dialog

Welche rechtlichen und praktischen Her-

ausforderungen beschäftigen Versorger 

und/oder Betreiber ambulanter Wohnge-

meinschaften derzeit besonders? Ant-

worten auf diese Frage lieferte die On-

line-Sitzung der AG Wohngemeinschaf-

ten des bpa Niedersachsen am 12. Mai 

2026. Eingeladen hatte die bpa-Landes-

geschäftsstelle Niedersachsen, vertre-

ten durch den Landesbeauftragten Björn 

Aselmeyer und die Landesreferentin An-

nika Siekmann. Zahlreiche Mitgliedsun-

ternehmen, die eine ambulante Wohnge-

meinschaft versorgen oder betreiben, 

nutzten die Gelegenheit, Fragen aus ih-

rem Arbeitsalltag einzubringen und sich 

mit anderen bpa-Mitgliedern rund um 

das Thema „ambulante Wohngemein-

schaften“ auszutauschen.

Die AG verfolgt das Ziel, den Mitglie-

dern eine regelmäßige Plattform für 

den fachlichen Dialog zu bieten. Versor-

ger oder Betreiber ambulanter Wohn-

gemeinschaften stehen im Alltag häufig 

vor ähnlichen Herausforderungen: sei 

es bei Verhandlungen mit Sozialhilfeträ-

gern, bei Fragen zur Leistungsabrech-

nung oder bei der Gestaltung von Miet- 

und Betreuungskonzepten. In der AG 

können diese Themen offen angespro-

chen, Erfahrungen geteilt und praxisna-

he Lösungsansätze diskutiert werden.

Für die rechtliche Einordnung der auf-

geworfenen Fragen hatte der bpa die 

ausgewiesene Expertin im Heimrecht 

Rechtsanwältin Dr. Sylvia Hacke von 

der Kanzlei Dornheim Rechtsanwälte 

Hamburg eingeladen. Sie beantwortete 

Fragen aus der Praxis und erläuterte, 

welche rechtlichen Handlungsmöglich-

keiten zur Verfügung stehen.

Ein häufiges Problem stellt die Ableh-

nung der Wegepauschalen bzw. der 

Wegegelder durch Sozialhilfeträger dar. 

Dr. Sylvia Hacke machte deutlich, dass 

die Wegepauschalen bzw. Wegegelder 

grundsätzlich zu erstatten seien und  

eine pauschale Ablehnung rechtlich 

nicht haltbar sei. Den Mitgliedern wur-

de empfohlen, entsprechende Ansprü-

che konsequent geltend zu machen und 

ablehnende Entscheidungen kritisch 

prüfen zu lassen.

Darüber hinaus wurde die grundsätzliche 

Frage mit der Rechtsanwältin erörtert, 

welche Leistungen Sozialhilfeträger im 

Zusammenhang mit ambulanten Wohn-

gemeinschaften übernehmen müssten. 

So stehen etwa Leistungs- und Prüfungs-

vereinbarungen (LPV) – sofern sie über-

haupt vereinbart sind – vielerorts auf 

dem Prüfstand, zumal auch nach der ak-

tuellen Rechtslage keine gesetzliche Ver-

pflichtung auf den Abschluss einer LPV 

nach dem SGB XII besteht. 

Bei der mitunter problembehafteten 

Refinanzierung der Nachtpflege oder 

der Präsenzkraft werde es einfacher, 

wenn der MD den Bedarf festgestellt 

habe. In der Praxis zeige sich jedoch, 

dass Sozialämter regional sehr unter-

schiedlich entscheiden. Häufiger be

willigten Sozialhilfeträger sogenannte 

Pflegezuschläge, ohne die Präsenzkraft 

konkret zu benennen, meinten aber mit 

der kreativen Lösung eben diese Leis-

tung. Es handele sich dabei um einen 

zusätzlichen Anspruch. Tragender Ge-

danke dabei sei wohl, dass die Versor-

gung auch dann noch günstiger ist, als 

in einer vollstationären Einrichtung. Da-

her wurde empfohlen, entsprechende 

Pauschalen oder Zuschläge grundsätz-

lich zu beantragen. 

Auch mietrechtliche Fragen nahmen  

einen breiten Raum ein. Dabei wurde 

darauf hingewiesen, dass sich die Miet-

höhe am örtlichen Mietspiegel bezie-

hungsweise an der ortsüblichen Ver-

gleichsmiete orientieren sollte. Ge-

meinschaftsflächen dürfen ebenso in 

Online-Sitzung der AG Wohngemeinschaften des bpa Niedersachsen: Eingeladen 

hatte die bpa-Landesgeschäftsstelle Niedersachsen, vertreten durch den 

Landesbeauftragten Björn Aselmeyer und die Landesreferentin Annika Siekmann. 
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die Kalkulation einbezogen werden, wie 

Teilmöblierungen oder anteilige Neben-

kosten für gemeinschaftlich genutzte 

Räume, solange die Gesamtkalkulation 

nachvollziehbar und angemessen bleibt. 

Mitglieder berichteten auch hier über 

kreative Lösungen zusammen mit den 

Sozialhilfeträgern.

Der ehemalige Geschäftsführer (ambu-

lant) des bpa, Bernd Tews, gab einen 

kompakten Überblick über die aktuellen 

Entwicklungen rund um das sogenannte 

„stambulante“ Versorgungsmodell. Er 

erläuterte die Unterschiede zwischen 

ambulant betreuten Wohngemeinschaf-

ten und den neuen Möglichkeiten von ge-

meinschaftlichen Wohnformen mit Ver-

sorgungsvertrag nach § 92c SGB XI und 

zeigte Vor- und Nachteile der WG-For-

men für Pflegebedürftige und Dienste 

auf. Damit erhielten die Teilnehmenden 

eine wertvolle Einordnung in ein Thema, 

das in der konkreten Ausgestaltung der 

maßgeblichen Regelungen erst zeigen 

muss, ob es für die zukünftige Gestal-

tung von Wohn- und Versorgungsformen 

an Bedeutung gewinnen kann und wird. 

Der bpa wird die weitere Entwicklung kri-

tisch begleiten. Sofern ein Pflegedienst 

jedoch heute schon eine eigene Verein-

barung nach § 92c SGB XI abzuschließen 

plant, wird dringend empfohlen vorher in 

den Austausch mit der bpa-Landesge-

schäftsstelle zu gehen. 

Mit der AG Wohngemeinschaften schafft 

die bpa-Landesgeschäftsstelle Nieder-

sachsen ein praxisnahes Forum für dieje-

nigen Mitglieder, die eine ambulante 

Wohngemeinschaft versorgen oder be-

treiben. Die regelmäßigen Treffen er-

möglichen es, aktuelle Probleme frühzei-

tig zu identifizieren, rechtliche Entwick-

lungen einzuordnen und gemeinsam Lö-

sungen für die Herausforderungen im 

Zusammenhang mit ambulanten Wohn-

gemeinschaften zu erarbeiten. siek/ase

Dr. Johannes Dücker war über viele 

Jahre eine prägende Persönlichkeit 

des Verbandes und der Pflegebran-

che. Sein Engagement für den bpa 

begann bereits in den Jahren 1998 

bis 2000 als Vorstandsmitglied für 

den ambulanten Bereich. Von 2008 

bis 2012 gehörte er erneut – über 

zwei Amtsperioden hinweg – dem 

Vorstand der bpa-Landesgruppe Nie-

dersachsen an.

Darüber hinaus wirkte Dr. Dücker be-

reits in den 2000er Jahren als Mitglied 

der Schiedsstelle nach SGB XI und 

nahm diese verantwortungsvolle Auf-

gabe später über viele Jahre gemein-

sam mit Herrn Reisener (Senior) für 

den bpa Niedersachsen wahr. Noch 

bei der letzten Mitgliederversamm-

lung der Landesgruppe Niedersach-

sen stand er dem Verband als Wahllei-

ter zur Verfügung.

Seine Berichte aus den Sitzungen wa-

ren stets geprägt von hoher fachlicher 

Kompetenz und strategischer Weit-

sicht. Dr. Dückers breites Wissens-

spektrum und seine Erfahrung als Apo-

theker eröffneten für das unternehme-

rische Handeln in der Pflegebranche 

zudem wertvolle Perspektiven.

Nach der Gründung einer Apotheke in 

Bad Harzburg baute Dr. Dücker in den 

1990er Jahren mit dem Pflegedienst 

Apocare Nordharz ein Unternehmen 

auf, das er in den folgenden Jahren 

konsequent weiterentwickelte. Durch 

den Aufbau weiterer Einrichtungen 

entstand ein umfassendes Versor-

gungsangebot, das die ambulante, teil-

stationäre und stationäre Pflege um-

fasste. Seine unternehmerische Ex-

pansion nach Sachsen-Anhalt und die 

erfolgreiche Etablierung als bedeuten-

der Anbieter von Pflegeleistungen ste-

hen beispielhaft für seinen Weitblick.

Seit der Gründung seines Pflege-

dienstes war Dr. Dücker dem Verband 

– zunächst der AGH und später dem 

bpa – eng verbunden. Auch bei der 

Verschmelzung der AGH mit dem bpa 

in den Jahren 1997/1998 brachte er 

sich engagiert und konstruktiv mit Rat 

und Tat ein.

Als Mensch war er ein vertrauensvoller 

Gesprächspartner, der die Interessen 

der Ambulanten klar vertreten hat. Le-

gendär waren zudem seine Erzählun-

gen von zahlreichen Reisen in ferne 

Weltgegenden, die seine differenzierte 

und weltoffene Sicht auf die Dinge ein-

drucksvoll widerspiegelten.

Dr. Johannes Dücker ist viel zu früh 

von uns gegangen. Unsere Gedanken 

sind bei seiner Familie.

In stiller Anteilnahme

Bernd Meurer

bpa-Präsident

Ricarda Hasch

bpa-Landesvorsitzende Niedersachsen

Nachruf

Der bpa trauert um Dr. Johannes Dücker
24. März 1953  † 26. März 2026
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Moin! Ich bin 
Natalia Skugareva,

Teamleiterin bei der 
AS AG für den 

Raum Bayern.

MIT UNS GEPFLEGT 
ABRECHNEN 

JahreÜber

Anzeige

Landesgruppe Nordrhein-Westfalen

Besuch im Seniorenheim  
Haus Hochheim- 
Heppendorf in Elsdorf
Einblick in Herausforderungen  
familiengeführter Pflegeeinrichtungen
Von Daniel Wendorf

Bei ihrem gemeinsamen Besuch im Se-

niorenheim Haus Hochheim in Hep-

pendorf-Elsdorf haben Daniel Wen-

dorf, stellv. bpa-Landesvorsitzender in 

NRW und Sprecher der AG Kleine Ein-

richtungen, und Sascha Sassen, Mit-

glied des bpa-Landesvorstands, Ein-

blick gewonnen in Herausforderungen, 

mit denen kleinere Einrichtungen kon-

frontiert sind.

Das Haus Hochheim ist eine familienge-

führte Pflegeeinrichtung, die seit vielen 

Jahren von der Gründerfamilie mit gro-

ßem Engagement betrieben wird. In-

zwischen haben die beiden Töchter die 

Verantwortung übernommen und füh-

ren die Einrichtung in nächster Genera-

tion weiter. Neben dem Haus Hochheim 

in Heppendorf betreibt die Familie eine 

zweite, ebenfalls kleinere Einrichtung, 

das Haus Hochheim in Giesendorf. Bei-

de Häuser stehen exemplarisch für eine 

Versorgungsstruktur, die stark von per-

sönlicher Verantwortung, kurzen Ent-

scheidungswegen und einer engen Bin-

dung zwischen Leitung, Mitarbeitenden 

sowie Bewohnerinnen und Bewohnern 

geprägt ist.

Hohe Belastung durch regulatorische 

Anforderungen

Im offenen Austausch mit der Familie 

wurden zentrale Herausforderungen 

deutlich, mit denen insbesondere klei-

nere Einrichtungen zu kämpfen haben:

K	� Prüfungen, in denen regelmäßig neue 

Anforderungen formuliert werden

K	 �Unangekündigte Kontrollen – teilwei-

se auch in Urlaubszeiten

K	� Hohe Außenstände bei Sozialhilfe-

trägern

K	� Schwierigkeiten bei Pflegesatz- und 

Vergütungsverhandlungen

K	� Ein stetig wachsender bürokrati-

scher Aufwand

Gerade die schwierigen und verzöger-

ten Pflegesatzverhandlungen stellen ei-

ne erhebliche Belastung dar. Problema-

tisch ist insbesondere die Anerkennung 

einer ausreichend hohen Fachkraftquo-

te, die eine 24/7-Besetzung mit Fach-

kräften ermöglicht. Aufgrund früherer 

getroffener Vereinbarungen entfalten 

die in NRW gültigen Bestandsschutzre-

gelungen nicht in allen Fällen die erfor-

derliche Wirkung.

Strukturelle Herausforderungen  

kleiner Träger

Das Beispiel Haus Hochheim zeigt deut-

lich, dass die aktuellen Rahmenbedin-

gungen nicht immer ausreichend auf 

die Situation kleiner, familiengeführter 

Einrichtungen abgestimmt sind. Insbe-

sondere im Kontext der Personalbe-

messung in der Pflege (PeBeM) wird 

mehr Flexibilität benötigt, um individu-

elle Strukturen angemessen berück-

sichtigen zu können. 

Auch die Begleitung unangekündigter 

Prüfungen stellt eine Herausforderung 

dar. In familiengeführten Einrichtungen, 

in denen die Betreiberinnen und Betrei-

http://as-bremen.de/abrechnung-pflege.html
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ber operativ stark eingebunden sind, 

führen unangekündigte Prüfungen zu 

erheblichen Belastungen. Die Sorge vor 

kurzfristigen Kontrollen wirkt sich sogar 

auf die private Lebensgestaltung aus – 

längere Urlaube sind kaum planbar.

Engagement und Verantwortung  

rund um die Uhr

Trotz dieser Herausforderungen beein-

druckte beim Besuch vor allem das au-

ßergewöhnliche Engagement der Be-

treiberfamilie. Wie in vielen mittelstän-

disch geprägten Unternehmen ist die 

Familie nahezu rund um die Uhr für Be-

trieb und Versorgung der Bewohnerin-

nen und Bewohner im Einsatz. Dieses 

persönliche Engagement ist ein we-

sentlicher Bestandteil der Versorgungs-

qualität und prägt die Identität beider 

Einrichtungen nachhaltig. Sehr dankbar 

ist das Unternehmen für die gute Unter-

stützung durch seine Mitarbeitenden. 

„Viele unserer Mitarbeitenden sind 

schon lange bei uns und leisten täglich 

eine wirklich gute Arbeit. Ohne sie wür-

de hier am Ende nichts funktionieren.“

Bedeutung kleiner Einrichtungen  

im ländlichen Raum

Gerade im ländlichen Raum überneh-

men kleine, familiengeführte Einrich-

tungen wie das Haus Hochheim in Hep-

pendorf eine zentrale Rolle in der pfle-

gerischen Versorgung. Sie sichern 

wohnortnahe Angebote und ermögli-

chen Pflege in vertrauten sozialen 

Strukturen – ein Aspekt, der für Bewoh-

nerinnen und Bewohner sowie deren 

Angehörige von großer Bedeutung ist.

Der Mittelstand ist dabei das Rückgrat 

dieser Versorgungslandschaft. Kleine 

Träger agieren häufig flexibler, sind 

stärker in regionale Netzwerke einge-

bunden und tragen maßgeblich dazu 

bei, Versorgungslücken insbesondere 

außerhalb urbaner Zentren zu vermei-

den. Gleichzeitig sind sie jedoch auch 

besonders anfällig für wirtschaftliche 

und regulatorische Belastungen.

Fazit

Der Besuch im Haus Hochheim in Hep-

pendorf hat eindrucksvoll verdeutlicht, 

wie wichtig es ist, die Perspektive  

kleiner Einrichtungen stärker in politi-

sche und strukturelle Entscheidungs-

prozesse einzubeziehen. Familienge-

führte Pflegeeinrichtungen leisten ei-

nen unverzichtbaren Beitrag zur Ver-

sorgung, stehen jedoch unter erhebli-

chem Druck.

Ziel muss es sein, die Rahmenbedingun-

gen so weiterzuentwickeln, dass diese 

wichtigen mittelständischen Strukturen 

langfristig erhalten bleiben und ihre 

Stärken – insbesondere Nähe, Flexibili-

tät und persönliches Engagement – wei-

terhin in die pflegerische Versorgung 

eingebracht werden können.

Von links: Sascha Saßen, Daniel Wendorf, Jutta und Susanne Hochheim, Sabine Hochheim von Ameln und Günther Hochheim
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Landesgruppe Rheinland-Pfalz

Brennpunkt BeKo! 
PflegeGesellschaft Rheinland-Pfalz warnt: Zukunft der  
Pflegeberatung im Land sichern

Zu einem landesweiten Fachforum 

nach Mainz lud die PflegeGesellschaft 

Rheinland-Pfalz im Frühjahr Träger und 

Fachkräfte der Beratungs- und Koordi-

nierungsstellen (BeKo) in den Pflege-

stützpunkten ein. Bei der Veranstal-

tung „Brennpunkt BeKo“ am 5. März 

2026 diskutierten Träger, Fachkräfte 

und Vertreter des Ministeriums für Ar-

beit, Soziales, Transformation und Di-

gitalisierung über die aktuelle Lage so-

wie mögliche Zukunftsmodelle. 

Ziel war es, Erfahrungen aus der Praxis 

zusammenzuführen und klare Perspek-

tiven für eine stabile und verlässliche 

Beratungsstruktur im Land zu entwi-

ckeln. Hintergrund sind zunehmende fi-

nanzielle und strukturelle Probleme, die 

die Zukunft der Beratungsangebote für 

pflegebedürftige Menschen und ihre 

Angehörigen gefährden könnten.

Rheinland-Pfalz ist das erste Bundes-

land, das flächendeckend seit dem 1. Ja-

nuar 2009 Pflegestützpunkte auf der 

Grundlage der bisherigen 135 Beratungs- 

und Koordinierungsstellen im Land ein-

gerichtet hat. Ursprünglich war die Trä-

gerschaft einer BeKo den Pflegediensten 

der Wohlfahrtsverbände vorbehalten. 

Ein durch einen Pflegedienst in Mitglied-

schaft des bpa angestoßenes Gerichts-

urteil bestätigte jedoch die Öffnung des 

Bewerbungsverfahren für alle Pflege-

dienste, unabhängig davon, welchem 

Verband sie angehören. 

Seitdem haben auch Mitglieder der bpa-

Landesgruppe Rheinland-Pfalz eine Trä-

gerschaft für eine Fachkraft der Bera-

tung- und Koordinierung übernommen.

Die BeKos sind ein zentraler Bestandteil 

der pflegerischen Infrastruktur im Land. 

In den derzeit 135 Pflegestützpunkten 

beraten sie Pflegebedürftige und ihre 

Familien, helfen bei der Organisation 

von Unterstützung und koordinieren 

Leistungen zwischen Pflege, Medizin 

und sozialen Diensten. Gerade ange-

sichts steigender Pflegebedarfe kommt 

diesen Strukturen eine immer größere 

Bedeutung zu. Gleichzeitig berichten 

immer mehr Träger von erheblichen fi-

nanziellen Schwierigkeiten. Die derzei-

tige Förderstruktur deckt die tatsächli-

chen Kosten vieler Einrichtungen nicht 

mehr ab. In einzelnen Regionen konnten 

Stellen bereits nicht mehr nachbesetzt 

werden oder standen zeitweise leer – 

mit unmittelbaren Folgen für die Ver-

sorgung und Beratung vor Ort. 

Die PflegeGesellschaft Rheinland-Pfalz 

sieht dringenden politischen Hand-

lungsbedarf und fordert unter anderem 

eine verlässliche und auskömmliche Fi-

nanzierung der Beratungs- und Koordi-

nierungsstellen sowie eine klare politi-

sche Entscheidung für den langfristigen 

Erhalt dieser Strukturen. Dazu gehört 

insbesondere eine vollständige Finan-

zierung der Personalkosten und eine 

Dynamisierung der Fördermittel. 

Jutta Schier, Leiterin der bpa-Landes-

geschäftsstelle und Vorsitzende der 

PflegeGesellschaft Rheinland-Pfalz,  

äußerte sich dazu auf der Veranstal-

tung: „Die Beratungsstellen sind für 

viele Menschen der erste Ansprech-

Veranstaltung Brennpunkt BeKo in Mainz mit Jutta Schier (Leiterin bpa-Landesge-

schäftsstelle und Vorsitzende PflegeGesellschaft Rheinland-Pfalz) und Sebastian 

Rutten (Geschäftsführer PflegeGesellschaft Rheinland-Pfalz)

Foto: Barbara Goetsch

bpa-Landesreferentin Barbara Goe-

tsch in der Diskussion mit Teilneh-

mern an einem der Thementische

Foto: Sebastian Rutten
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partner, wenn Pflege plötzlich zum The-

ma wird. Wenn diese Strukturen aus fi-

nanziellen Gründen ausgedünnt wer-

den, trifft das unmittelbar Pflegebe-

dürftige und ihre Familien.“ 

Die Teilnehmenden konnten sich auf 

der Veranstaltung Brennpunkt BeKo 

aktiv einbringen und an drei verschie-

denen Thementischen diverse auf die 

Zukunft und Weiterentwicklung der Be-

kos gerichtete Fragen diskutieren. Die 

Ergebnisse hat die PflegeGesellschaft 

Rheinland-Pfalz zusammengetragen 

und dem Ministerium bereits vorge-

stellt. goe

Mit dem Start der neuen bundesweit 

einheitlich geregelten Pflegefachassis-

tenzausbildung zum 1. Januar 2027 

steht die Pflege in Deutschland vor ei-

nem entscheidenden Schritt zur Siche-

rung der pflegerischen Versorgung. 

Welche Chancen sich daraus ergeben 

und welche Voraussetzungen für eine 

gelingende Umsetzung notwendig 

sind, wurden beim bpa-Fachtag Pfle-

geausbildung am 7. Mai 2026 in Rade-

beul deutlich. Mehr als 150 Teilneh-

mende aus sächsischen Pflegeeinrich-

tungen, Schulen und der Politik kamen 

zusammen, um sich frühzeitig auf die 

neuen Rahmenbedingungen vorzube-

reiten und gemeinsam Perspektiven 

für eine erfolgreiche Umsetzung zu 

entwickeln.

Die Pflegefachassistenzausbildung ist 

ein Baustein, um dem steigenden Per-

sonalbedarf in der Pflege zu begegnen. 

Künftig sollen Pflegefachassistenzper-

sonen Pflegefachkräfte gezielt entlas-

ten und einen wichtigen Beitrag zur Si-

cherstellung der Versorgung, insbeson-

dere in der stationären Langzeitpflege, 

leisten. Einigkeit bestand unter den Teil-

nehmenden darin, dass der Erfolg maß-

geblich davon abhängt, wie praktikabel 

die Ausbildungsbedingungen gestaltet 

werden und ob es gelingt, ausreichend 

Ausbildungskapazitäten zu schaffen.

Im Mittelpunkt des Fachtages standen 

daher sowohl die aktuellen gesetzgebe-

rischen Vorgaben als auch die konkrete 

Ausgestaltung der neuen Ausbildung 

auf Landesebene. Kritisch äußerten sich 

die Teilnehmer darüber, dass mit dem 

geplanten Sächsischen Heilberufege-

setz (SächsHeilBG) und den dazugehöri-

gen Verordnungen Vorgaben diskutiert 

werden, die aus Sicht der Praxis unnöti-

ge bürokratische Hürden schaffen könn-

ten. Insbesondere starre Verhältnisrege-

lungen zwischen in der Pflegeeinrich-

tung, beschäftigten Pflegefachkräften 

und Auszubildenden seien inakzeptabel, 

da sie die dringend benötigten Aus

bildungskapazitäten begrenzten. „Jetzt 

kommt es darauf an, die richtigen Rah-

menbedingungen zu schaffen, damit 

ausreichend Pflegefachassistenzperso-

nen ausgebildet werden können“, beton-

te Igor Ratzenberger, Vorsitzender der 

bpa-Landesgruppe Sachsen.

Neben der Pflegefachassistenz standen 

beim bpa-Fachtag weitere Themen der 

Pflegeausbildung auf der Agenda, dar-

unter das Meldeverfahren des Sächsi-

schen Ausbildungsfonds Pflegeberufe, 

Referentinnen Laura Werzner und Steffi Grimm (BIP Chemnitz)

Moderatorin Judith Richter (Ge-

schäftsführerin BIP Chemnitz und 

Vorstandsmitglied der bpa-Landes-

gruppe Sachsen)

Fotos: Anne Barig

Landesgruppe Sachsen

Pflegeausbildung im Wandel: Sachsen richtet  
Blick auf die Pflegefachassistenz 2027
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Fördermöglichkeiten durch die Bundes-

agentur für Arbeit sowie die hochschu-

lische Pflegeausbildung. Auch Heraus-

forderungen im Ausbildungsalltag wur-

den praxisnah aufgegriffen und Lö-

sungsansätze für Einrichtungen und 

Praxisanleitungen vorgestellt.

Die Teilnehmenden bewerteten die Ver-

anstaltung als rundum gelungen. Ne-

ben fachlichen Impulsen fand der offe-

ne und konstruktive Austausch großen 

Anklang. Die Diskussionen haben ge-

zeigt, wie groß der Wille ist, die Ausbil-

dung aktiv weiterzuentwickeln. 

Der bpa wird diesen Dialog auch künftig 

aktiv fortsetzen, Formate zum Erfah-

rungsaustausch anbieten, gemeinsame 

Herausforderungen adressieren und 

die Umsetzung der Pflegeausbildung 

eng begleiten. bar

Zu Jahresbeginn vereinbarten das Sächsische Staatsminis-

terium für Soziales, Gesundheit und Gesellschaftlichen Zu-

sammenhalt und die bpa-Landesgruppe, dass sich das SMS 

und der bpa künftig regelmäßig im Rahmen eines Jour fixe 

über aktuelle pflegefachliche sowie ordnungsrechtliche Fra-

gestellungen austauschen wollen. Ein erster Austausch fand 

Ende April statt. Im Mittelpunkt standen die Auslegungshin-

weise zum im Jahr 2024 in Kraft getretenen Sächsischen 

Landesheimgesetz sowie zur darauf aufbauenden Verord-

nung. Anhand exemplarischer Regelungen konnten Praxis-

beispiele aus Sicht der Pflegeeinrichtungen erläutert und 

missverständliche Ausführungen in den Auslegungshinwei-

sen geklärt werden. 

Eine vertiefende Befassung mit diesen Punkten sowie zusätz-

liche Anmerkungen des bpa wurden vereinbart. Der bpa be-

grüßt die offene Gesprächsatmosphäre und bewertet den 

weiteren Austausch als wichtigen Beitrag für eine praxisnahe 

Umsetzung. jk

Landesgruppe Sachsen

Praxisnahe Umsetzung im Blick
Sächsisches Sozialministerium und bpa stärken  
gemeinsamen Austausch

Vor dem Sächsischen Staatsministerium für Soziales, 

Gesundheit und Gesellschaftlichen Zusammenhalt: Frank 

Zwinscher (stellv. bpa-Landesvorsitzender), Jacqueline 

Kallé (Leiterin der bpa-Landesgeschäftsstelle) und Stefan 

Vogler (bpa-Vorstandsmitglied in Sachsen)
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Pflege, Unternehmergeist und regiona-

le Verantwortung: Mit diesem Drei-

klang hat sich der Pflegedienst Bianka 

Schädlich, bpa-Mitglied aus Oberlung-

witz, am Wettbewerb um den Sächsi-

schen Unternehmerpreis 2026 betei-

ligt. Auch wenn der Preis am 8. Mai an 

einen anderen der 50 Kandidaten ver-

liehen wurde, überzeugte der Pflege-

dienst Bianka Schädlich im Wettbe-

werb mit einem starken unternehmeri-

schen Profil.

Der wichtigste Wirtschaftspreis des 

Freistaats wurde in diesem Jahr zum 21. 

Mal vergeben. Ausgezeichnet werden 

dabei Unternehmerpersönlichkeiten, 

die ihr Unternehmen in Sachsen lang-

fristig erfolgreich entwickeln, Innovati-

Landesgruppe Sachsen

Sächsischer Unternehmerpreis 2026
bpa-Mitgliedseinrichtung unter den Bewerbern
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on und Modernisierung vorantreiben 

und unter anderem Verantwortung für 

ihre Region übernehmen und ihre 

Transformationsfähigkeit ebenso unter 

Beweis stellen wie besondere unter-

nehmerische Leistungen im zurücklie-

genden Geschäftsjahr.

Unter dem Motto „Aegroti salus supre-

ma lex – Das Wohl des Patienten ist 

höchstes Gesetz“ ist der Pflegedienst 

der Eheleute Bianka und Mario Schädlich 

bereits seit 20 Jahren in Oberlungwitz im 

Landkreis Zwickau aktiv. In dem von Ein-

heimischen liebevoll als „Lungsch“ be-

zeichneten Ort sind die 45 Mitarbeiten-

den des Familienunternehmens unter 

den rund 180 Patienten als „Lungscher 

Lieblingspfleger“ und „Lungsche Lieb-

lingsschwester“ bekannt. 

Bianka Schädlich lernte ihren späteren 

Ehemann Mario 1995 im Krankenhaus 

Lichtenstein kennen. Sie war damals 

frisch ausgebildete Krankenschwester, 

er leistete dort seinen Zivildienst. Nach 

weiteren Ausbildungen gründete Bian-

ka Schädlich im März 2006 den heuti-

gen Pflegedienst. Mario Schädlich stieß 

einige Jahre später dazu und komplet-

tierte das Familienunternehmen. 

2021 wurde mit dem Wohnprojekt „Alte 

Druckerei“ der neueste Unternehmens-

zweig gegründet. Das Angebot richtet 

sich an Erwachsene im jüngeren und 

mittleren Lebensalter, die infolge eines 

Unfalls oder einer Erkrankung körper-

lich oder psychisch beeinträchtigt sind 

und nach der Akut- und Rehabilitations-

phase mit unterstützender Begleitung 

den Weg zurück in ein selbstbestimm-

tes Leben finden möchten. Familie 

Schädlich begreift das Wohnprojekt als 

sektorübergreifendes, neues und inno-

vatives Angebot einer Wohn- und Ver-

sorgungsform der Eingliederungshilfe.

Das Wohnprojekt stellt allen Bewoh-

nenden eine eigene voll ausgestattete, 

barrierefreie und rollstuhlgerechte 

Wohnung zur Verfügung. Es verbindet 

Pflege-, Assistenz- und therapeutische 

Leistungen sowie das selbstbestimmte 

Wohnen ohne institutionelle Brüche 

oder lange Wege. Ein Therapieraum so-

wie die rollstuhlgerecht angelegte Park-

anlage ermöglichen therapeutische An-

gebote im vertrauten Wohnumfeld. Der 

„Therapiegarten“ ergänzt das Konzept 

als barrierefreier Ort für Bewegung, 

Spaziergänge und Erholung im Freien.

Mit dem Bau einer Photovoltaik-Anlage 

zur Schaffung der energetischen Unab-

hängigkeit hat bereits das nächste Pro-

jekt für die „Alte Druckerei“ begonnen. 

Darüber hinaus entwickelt sich das  

Familienunternehmen Schädlich auch 

Die Zwillinge Lara und Luca Schädlich sind von der Arbeit ihrer Eltern Bianka und 

Mario begeistert und planen eine Ausbildung in der Krankenpflege.
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Mario und Bianka Schädlich mit Sachsens Ministerpräsi-

dent Michael Kretschmer …

… und dem sächsischen Wirtschaftsminister Dirk Panter
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Der Vorstand der bpa-Landesgruppe 

hat auf seiner Klausurtagung im Febru-

ar dieses Jahres verabredet, die Wirk-

samkeit der Verbandsthemen zu erhö-

hen und sich regelmäßig bei allen poli-

tischen Landesvertretern Gehör zu ver-

schaffen. 

Den Auftakt machte ein intensiver Aus-

tausch mit Jessica Steiner. Die Gesund-

heits- und Krankenpflegerin mit lang-

jähriger Berufserfahrung in Leipziger 

Krankenhäusern und auch in England, 

jüngste Leipziger Stadträtin (2014) ist 

seit 2024 Mitglied und pflegepolitische 

Sprecherin der CDU-Fraktion im Säch-

sischen Landtag. Dem schloss sich ein 

Gespräch mit Simone Lang, Kranken-

schwester, Trauertherapeutin mit Be-

rufserfahrung im Krankenhaus und ei-

ner Arztpraxis sowie als Koordinatorin 

in einem Hospiz und seit 2014 Mitglied 

für die SPD im sächsischen Landtag, an.

Im Mittelpunkt der Gespräche standen 

Fragen aus der Praxis: Finden wir künf-

tig Menschen, die bereit sind, diese Ver-

antwortung zu übernehmen? Wie kann 

sichergestellt werden, dass Erfahrun-

gen aus der Praxis stärker in Verwaltung 

und Gesetzgebung einbezogen werden? 

Die durchschnittlich 22 prüfenden Insti-

tutionen in Pflegeeinrichtungen binden 

erhebliche personelle Ressourcen, die 

in der direkten Versorgung fehlen und 

die ohnehin angespannte Personalsitu-

ation verschärfen. Daher seien eine 

deutliche Reduzierung und bessere  

Koordination der Prüfprozesse erfor-

derlich, um die Versorgungssicherheit 

nicht weiter zu gefährden. Politik und 

Verwaltung müssten mutiger entschei-

den, sich moderner aufstellen und digi-

tale Chancen nutzen. Unternehmeri-

sche Entscheidungen erforderten ei-

nen Planungshorizont von mindestens 

drei bis sechs Monaten. Über 50 unter-

schiedliche Berufe wirken heute in der 

Altenpflege zusammen. Der klare Ap-

pell des Vorstands: Hört der Praxis zu – 

und habt Vertrauen in unternehmeri-

sches Handeln! Weitere Termine wur-

den vereinbart. jk

Landesgruppe Sachsen

Politik hört zu: Austausch mit der Pflegepraxis des bpa

Vorstände des bpa Sachsen im Dialog mit Jessica Steiner MdL CDU
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Igor Ratzenberger (Vorsitzender der 

bpa-Landesgruppe Sachsen) und 

Jessica Steiner (Pflegepolitische 

Sprecherin CDU-Fraktion im Sächsi-

schen Landtag)

in weiteren Bereichen kontinuierlich 

weiter. Mit der Gründung eines eigenen 

Taxi- und Mietwagenunternehmens 

soll der Transport von Menschen im 

Rollstuhl unabhängig und verlässlich 

sichergestellt werden können. Auch 

hier bleibt das Unternehmensmotto 

handlungsleitend: Neben dem Sach-

kundenachweis zur Personenbeförde-

rung werden die künftigen Fahrerinnen 

und Fahrer pflegerisch geschult, so-

dass in Notfällen Erste Hilfe und pfle

gerische Unterstützung gewährleistet 

werden können. 

Damit zeigt das Familienunternehmen 

Schädlich, dass moderne Pflege weit 

über klassische Versorgungsstrukturen 

hinaus denken kann – immer mit dem 

Ziel, Menschen mit Unterstützungsbe-

darf mehr Selbstbestimmung, Sicher-

heit und Teilhabe zu ermöglichen. Und 

auch die nächste Generation steht be-

reits in den Startlöchern: Bianka und 

Mario Schädlich werden bereits tatkräf-

tig von ihren Kindern unterstützt. Die 

15-jährigen Zwillinge Lara und Luca pla-

nen bereits die Krankenpflegeausbil-

dung und verfolgen schon heute die 

Unternehmensentwicklung. nay
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Landesgruppe Sachsen-Anhalt

Projekt Berufs-Begleitung startet in  
Sachsen-Anhalt 
bpa als zentraler Partner für Fachkräftegewinnung in der Pflege

Mit dem Projekt Berufs-Begleitung 

(ProBe), das am 1. Januar 2026 gestar-

tet ist, geht Sachsen-Anhalt einen 

wichtigen Schritt zur Sicherung der 

Pflege- und Gesundheitsversorgung. 

Initiiert vom Deutschen Roten Kreuz 

(DRK) und unterstützt durch das Minis-

terium für Arbeit, Soziales, Gesundheit 

und Gleichstellung, zielt das Vorhaben 

darauf ab, mehr internationale Fach-

kräfte zu gewinnen und nachhaltig in 

den Arbeitsmarkt zu integrieren. Ein 

entscheidender Akteur bei der Umset-

zung ist der bpa, der als exklusiver  

Kooperationspartner neben dem DRK 

eingebunden werden soll. Damit unter-

streicht der bpa einmal mehr seine  

zentrale Rolle bei der Stärkung der 

Pflegebranche und der praktischen 

Umsetzung von Lösungen gegen den 

Fachkräftemangel.

Das Projekt, das bis zum 31. Dezember 

2028 läuft, setzt auf eine strukturierte 

und praxisnahe Unterstützung interna-

tionaler Auszubildender und Fachkräf-

te. Kern ist die sogenannte Berufs-Be-

gleitung: Speziell eingesetzte Berufsbe-

gleiterinnen und -begleiter unterstüt-

zen die Mitarbeitenden und die Einrich-

tungen im Alltag – etwa bei Behörden-

gängen, Sprachfragen oder der sozialen 

Integration. Gleichzeitig profitieren Ar-

beitgeber von einer spürbaren Entlas-

tung bei organisatorischen und büro-

kratischen Herausforderungen.

Inhaltlich gliedert sich „ProBe“ in drei 

flexible Säulen: die Gewinnung und Inte-

gration internationaler Fachkräfte, die 

umfassende Unterstützung beim berufli-

chen und sozialen Ankommen sowie ein 

Serviceangebot für Einrichtungen und 

Beschäftigte in der Pflege- und Gesund-

heitsbranche. Diese modulare Struktur 

ermöglicht es, gezielt auf die Bedarfe der 

Einrichtungen einzugehen.

Hier kommt dem bpa eine besondere 

Bedeutung zu: Neben der strategischen 

Kooperation besteht eine zentrale Auf-

Mathias Wilhelm (DRK),  Michaela Deichsel (Vitanas Demenz Centrum Am 

Schleinufer), Anja Girschik (bpa), Nadine Stephan (DRK), Nathalie Giesbrecht 

(DRK), Katja Wiechert (bpa), Sascha Bornkampf (DRK) 
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Nadine Stephan (DRK), Anja Girschik 

(bpa), Julia Streubel (DRK), Alexander 

Scheunpflug (bpa), Ministerin Petra 

Grimm-Benne, Katja Fischer (DRK)
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gabe des Verbandes darin, Pflegeein-

richtungen in der Region – insbesonde-

re in Magdeburg sowie in den Landkrei-

sen Altmark, Jerichower Land und Bör-

de – aktiv für die Teilnahme am Pro-

gramm zu gewinnen. Durch seine enge 

Vernetzung mit privaten Anbietern kann 

der bpa sicherstellen, dass die Angebo-

te von „ProBe“ in der Praxis ankommen 

und effektiv genutzt werden. Zahlreiche 

bpa-Mitglieder haben während der Auf-

taktveranstaltung Interesse an dem 

Projekt bekundet und Termine mit den 

Berufsbegleitern vereinbart.

Auch politisch wird das Projekt als wich-

tiger Baustein gesehen: Sachsen-Anhalt 

benötigt bis 2035 rund 24.000 zusätzliche 

Pflegekräfte. Ministerin Petra Grimm-

Benne betonte, dass internationale Fach-

kräfte ein wesentlicher Teil der Lösung 

sind – vorausgesetzt, sie erhalten ver-

lässliche Unterstützung beim Ankom-

men. Genau hier setzt „ProBe“ an.

Für die Mitglieder des bpa bietet das 

Projekt einen besonderen Mehrwert: 

Die Teilnahme ist weitgehend kosten-

frei und eröffnet konkrete Unterstüt-

zung bei der Fachkräftegewinnung und 

Integration. Damit stärkt der bpa nicht 

nur seine Mitgliedseinrichtungen, son-

dern trägt aktiv dazu bei, die Pflegever-

sorgung im Land langfristig zu sichern.

Das Projekt zeigt deutlich, wie durch die 

enge Zusammenarbeit zwischen Ver-

bänden, Trägern und Politik tragfähige 

Lösungen entstehen können. Der bpa 

nimmt dabei eine Schlüsselrolle ein – 

als Vermittler, Multiplikator und Interes-

senvertretung der privaten Pflegean-

bieter vor Ort. gir

Landesgruppe Sachsen-Anhalt

Ministerpräsident Sven Schulze besuchte  
ambulanten Pflegedienst 
Pflege bleibt zentrales Zukunftsthema

Sachsen-Anhalts Ministerpräsident Sven Schulze hat am 12. 

März 2026 den Roland Pflegedienst besucht, um sich vor Ort 

ein Bild von den Arbeitsabläufen und den aktuellen Heraus-

forderungen in der Pflege zu machen. Während eines Rund-

gangs durch die bpa-Mitgliedseinrichtung in Stendal infor-

mierten der Inhaber Christoph Schäfer, Ulrike Schaefer so-

wie Geschäftsleiter Michael Handtke den CDU-Politiker um-

fassend über Struktur und Organisation der ambulanten 

Pflegeeinrichtung. Der Ministerpräsident zeigte sich beein-

druckt von der Professionalität der Abläufe und würdigte 

insbesondere das Engagement der Mitarbeitenden, die täg-

lich eine unverzichtbare Arbeit für die Gesellschaft leisten.

Im Mittelpunkt des Gesprächs standen zentrale Herausforde-

rungen der Branche wie die hohe bürokratische Belastung 

sowie der zunehmende Kontrolldruck. Die Pflegeexperten 

hoben auch die wachsende Bedeutung der Zuwanderung 

qualifizierter Fachkräfte hervor, um die Versorgung langfris-

tig sicherzustellen. Diese Punkte decken sich mit den Positio-

nen des bpa. Der bpa fordert spürbare Entlastungen bei Do-

kumentationspflichten und Prüfverfahren, um Pflegekräfte 

von bürokratischen Aufgaben zu befreien und ihnen mehr 

Zeit für die eigentliche Versorgung zu ermöglichen. Gleich-

zeitig betont der bpa die Notwendigkeit, die Rahmenbedin-

gungen für private Pflegeanbieter zu stärken und die Gewin-

nung internationaler Fachkräfte gezielt zu fördern.

Einigkeit bestand darin, dass die Bedeutung der Gesund-

heitsversorgung insgesamt und die Pflege im Besonderen in 

den kommenden Jahren noch zunehmen werde. Vor allem im 

ländlichen Raum seien erhebliche Anstrengungen erforder-

lich, um eine verlässliche und stabile Versorgung sicherzu-

stellen. Der fortschreitende Rückzug von Gesundheitsdienst-

leistern aus der Fläche werde als kritische Entwicklung gese-

hen, der dringend entgegengewirkt werden müsse. gir

Von links: Sachsen-Anhalts Ministerpräsident Sven Schulze 

informierte sich beim Roland Pflegedienst in Stendal 

über zentrale Herausforderungen in der Pflege. Hier im 

Gespräch mit Inhaber Christoph Schäfer, Ulrike Schaefer 

sowie Geschäftsleiter Michael Handtke. 
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Landesgruppe Sachsen-Anhalt

WTG-Novelle Sachsen-Anhalt: Verpasste Chance  
für Bürokratieabbau

Die Landesheimgesetze eint ein übergeordnetes Ziel: der 

Schutz der Persönlichkeit, Würde und Selbstbestimmung 

der Bewohnerinnen und Bewohner in Pflegeheimen. Gleich-

zeitig regeln sie die Befugnisse der Heimaufsichtsbehörden. 

Dabei gerät zunehmend aus dem Blick, dass auch die Ein-

richtungen vor stetig wachsenden regulatorischen Anforde-

rungen geschützt werden müssen, damit sie langfristig leis-

tungsfähig auf wirtschaftlich stabiler Grundlage handeln 

können. Der Landtag von Sachsen-Anhalt hat am 20. Mai 

2026 die Novelle des Wohn- und Teilhabegesetzes Sachsen-

Anhalt (WTG LSA) beschlossen. Neben dem grundsätzlichen 

Ansinnen des Bewohnerschutzes sollte insbesondere auch 

unnötige Bürokratie abgebaut werden.

Aus Sicht der Leistungserbringer bleibt die Novelle jedoch 

deutlich hinter den Erwartungen an einen konsequenten Bü-

rokratieabbau zurück. Die Pflege zählt bereits heute zu den 

am stärksten regulierten Bereichen. Umfangreiche Melde-, 

Dokumentations- und Nachweispflichten binden erhebliche 

personelle Ressourcen und verschärfen den bestehenden 

Fachkräftemangel zusätzlich. Statt bestehende Belastungen 

spürbar zu reduzieren, wurden nun jedoch an mehreren Stel-

len neue Anforderungen geschaffen und bestehende Rege-

lungen weiter ausgeweitet.

Problematisch sind vor allem die komplizierten Abgrenzun-

gen zwischen anbieterverantworteten und selbstverantwor-

teten Wohngemeinschaften. Die bestehenden Regelungen 

sorgen weiterhin für Rechtsunsicherheiten und erschweren 

den Ausbau alternativer Wohn- und Versorgungsformen. Die 

Herausnahme anbieterverantworteter Wohngemeinschaften 

aus dem Heimrecht, wie jüngst in Baden-Württemberg voll-

zogen, wäre ein wichtiger Beitrag gewesen, den Auf- und 

Ausbau der Pflege-WGs insgesamt voranzutreiben.

Die angekündigte Reduzierung von Berichtspflichten wurde 

ebenfalls nicht konsequent angegangen. So wurden zusätzli-

che Dokumentationspflichten, etwa bei freiheitsentziehen-

den Maßnahmen, eingeführt, die weiteren Verwaltungsauf-

wand mit sich bringen. Auch ambulante Pflegedienste sind 

hiervon künftig betroffen.

Die Möglichkeit, dass Prüfungen der Heimaufsicht künftig nur 

alle zwei Jahre stattfinden sollen, ist grundsätzlich zu begrü-

ßen. Aber auch hier fehlt wieder die Konsequenz in der Aus-

gestaltung der gesetzlichen Regelung. Denn der verlängerte 

Prüfrhythmus gilt nur, wenn bei der letzten Prüfung durch die 

Heimaufsicht keine bzw. lediglich geringfügige Mängel fest-

gestellt wurden oder bei der letzten Qualitätsprüfung durch 

den Medizinischen Dienst (MD) eine besonders hohe Ergeb-

nisqualität festgestellt wurde. Vor dem Hintergrund, dass  

aufgrund der viel zu strikten Kriterien letzteres nicht einmal  

10 Prozent der Einrichtungen erfüllen und „geringfügige Män-

gel“ im kompletten Ermessen der jeweiligen Heimaufsicht 

stehen, ist die Regelung bereits jetzt zum Scheitern verurteilt. 

Zudem erfolgen Regelprüfungen weiterhin grundsätzlich un-

angemeldet, obwohl dies erhebliche organisatorische Belas-

tungen für Einrichtungen, Beschäftigte sowie Bewohnerinnen 

und Bewohner verursacht und auf Bundesebene für die Quali-

tätsprüfungen zuletzt eine verpflichtende Ankündigung zwei 

Arbeitstage vorher eingeführt wurde. So kann eine echte Ent-

lastung für die Einrichtungen nicht erreicht werden. Dass es 

anders geht, zeigt Bayern. Dort soll die Heimaufsicht künftig 

nur noch anlassbezogen tätig werden, Doppelprüfungen von 

MD und Heimaufsicht dürften damit überwiegend der Ver-

gangenheit angehören.

Kritisch zu bewerten ist darüber hinaus die Einführung eines 

digitalen Pflegeplatzfinders mit verpflichtender Meldung  

freier Kapazitäten. Die vorgesehene Meldepflicht verursacht 

zusätzlichen Verwaltungsaufwand, ohne die strukturellen 

Probleme der Unterversorgung zu lösen. Erfahrungen aus 

anderen Bundesländern zeigen, dass tagesaktuelle Meldun-

gen in der Praxis kaum umsetzbar sind und häufig keinen er-

kennbaren Mehrwert schaffen. So entlastet das Land Sach-

sen-Anhalt allenfalls die Sozialdienste der Krankenhäuser,  

indem zusätzliche Aufgaben bei den Pflegeeinrichtungen ab-

geladen werden. 

Insgesamt verfehlt die Novelle des WTG LSA das Ziel, eine 

spürbare Entbürokratisierung für die Pflegeeinrichtungen 

umzusetzen. Weder orientiert sie sich am Vorbild anderer 

Bundesländer, die ihr Ordnungsrecht konsequent vereinfacht 

haben, noch setzt sie die Vereinbarung des Zukunftspakts 

Pflege um, in dem sich die Länder verpflichtet haben, Einrich-

tungen von unnötiger Bürokratie zu entlasten. Stattdessen 

wurden vielfach zusätzliche Dokumentations- und Melde-

pflichten geschaffen. Damit wurde die Chance verpasst, die 

Einrichtungen spürbar zu entlasten, die Attraktivität der Ar-

beitsbedingungen zu verbessern und die vorhandenen per-

sonellen Ressourcen stärker auf die unmittelbare Versorgung 

pflegebedürftiger Menschen auszurichten. 
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Sozialministerin Aminata Touré und 

Iris Kröner, Landesdirektorin der AOK 

Nordwest, haben auf dem Jahresemp-

fang der bpa-Landesgruppe am 29. Ap-

ril den Förderbescheid über rund 1,2 

Millionen Euro für das Projekt „ZAPF@

DigitAl – Zentrale Anlaufstelle Pflege 

zur Digitalisierung und Alltagsgestal-

tung“ an Mathias Steinbuck, bpa-Lan-

desvorsitzender, und Michael Saitner 

als Sprecher des Forum Pflegegesell-

schaft e. V. überreicht. Das Projekt 

wird vom bpa für das Forum Pflegege-

sellschaft durchgeführt.

Mit dem geförderten Projekt entsteht 

eine neue Anlaufstelle, die Pflegeein-

richtungen, Fachkräfte und pflegende 

Angehörige dabei unterstützen soll, di-

gitale Lösungen alltagsnah zu nutzen 

und in die Versorgung zu integrieren. 

Ziel ist es, Digitalisierung nicht nur the-

oretisch zu vermitteln, sondern sie un-

mittelbar erlebbar zu machen und damit die Versorgungs-

qualität zu verbessern sowie Pflegende zu entlasten.

Sozialministerin Aminata Touré hob die Bedeutung des Pro-

jektes für die Weiterentwicklung der Pflege im Land hervor. 

Digitalisierung und eine moderne Alltagsgestaltung in der 

eigenen Häuslichkeit der Pflegebedürftigen seien zentrale 

Bausteine, um Pflege zukunftsfest aufzustellen und die 

Selbstbestimmung Pflegebedürftiger zu stärken. „Für die 

professionelle Pflege gibt es schon sehr viele Anwendun-

gen, die das Potenzial haben, die Pflege zu entlasten. Mit 

dem Projekt wollen wir dazu beitragen, dass dieser Wandel 

in den Pflegediensten schneller voranschreitet und Pflege-

bedürftige und Angehörige zu digitalen Anwendungen in 

der Häuslichkeit, deren Förderung und der Nutzung beraten 

werden können“, so die Ministerin.

Touré betonte, wie wichtig es sei, Fachkräfte und Pflege-

haushalte mitzunehmen, damit digitale Anwendungen tat-

sächlich in der Praxis ankommen. Gleichzeitig fand sie deut-

liche Worte zur Bundespolitik: Die geplanten Rücknahmen 

pauschaler Leistungsverbesserungen seien problematisch 

und würden die Eigenanteile der Pflegebedürftigen erhöhen. 

Umso erfreulicher sei es, dass die Zusammenarbeit in 

Schleswig-Holstein reibungslos funktioniere und man ge-

meinsam an Lösungen arbeite. Auch Iris Kröner von der AOK 

Nordwest hob hervor, dass ZAPF@DigitAl ein wichtiges 

Testfeld für neue digitale Pflegeanwendungen sein könne, 

sobald diese bundesweit anerkannt werden.

Für die bpa-Landesgruppe steht nun vor allem die schnelle 

Umsetzung im Vordergrund. Mathias Steinbuck und Michael 

Saitner machten deutlich, dass das Projekt den Einrichtungen 

praktische Unterstützung bieten und helfen soll, Ressourcen 

effizienter zu nutzen und neue Handlungsspielräume zu 

schaffen. Das Modellvorhaben läuft bis Ende 2028. Das Land 

stellt für Modellprojekte im Rahmen des § 123 SGB XI insge-

samt vier Millionen Euro als Co-Finanzierung bereit. Ergänzt 

durch Mittel aus dem Ausgleichsfonds der Pflegeversiche-

rung stehen damit insgesamt acht Millionen Euro für inno

vative Pflegeprojekte in Schleswig-Holstein bis Ende 2028  

zur Verfügung.

Landesgruppe Schleswig-Holstein

Sozialministerin Aminata Touré überreichte  
Förderbescheid für eine zentrale Anlaufstelle  
Pflege zur Digitalisierung und Alltagsgestaltung 

Feierliche Übergabe des Förderbescheids (von links): bpa-Landesvorsitzender 

Mathias Steinbuck, Ministerin Aminata Touré, Landesdirektorin AOK Nordwest 

Iris Kröner und Sprecher Forum Pflegegesellschaft e.V. Michael Saitner

Foto: Fenja Hardel
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Der Jahresempfang des bpa bot den passenden Rahmen für 

diesen Aufbruch. In den frisch eingeweihten, modernen 

Räumlichkeiten der bpa-Landesgeschäftsstelle in Kiel kamen 

Vertreterinnen und Vertreter aus Politik, Pflege und Verbän-

den zusammen, um sich auszutauschen, zu vernetzen und die 

neuen Impulse zu diskutieren.

Auch kritische Worte an der aktuellen Politik fanden in die-

sem Rahmen Platz. So brachte der bpa-Landesvorsitzende 

Mathias Steinbuck gemeinsam mit bpa-Geschäftsstellenlei-

ter Kay Oldörp seine bestehenden Einwände gegen den Ent-

wurf des GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetzes zum Aus-

druck und zeigte die möglichen Folgen für die ambulante 

Pflege auf. 

Ein Schnellzeichner und ein gemeinsames Quiz sorgten für 

Unterhaltung. Die Atmosphäre war geprägt von Aufbruchs-

stimmung, vielen Gesprächen und der gemeinsamen Über-

zeugung, dass Digitalisierung in der Pflege kein fernes Zu-

kunftsthema ist, sondern jetzt gestaltet werden muss. So 

wurde der Abend nicht nur zur offiziellen Vorstellung eines 

wichtigen Projekts, sondern auch zu einem lebendigen Zei-

chen dafür, wie engagiert Schleswig-Holstein die Zukunft der 

Pflege angeht. yma

Sozialministerin Aminata Touré beim Jahresempfang des 

bpa in Kiel

bpa-Landesvorsitzender und Mitglied des bpa-Präsidiums 

Mathias Steinbuck 

bpa-Landesgeschäftsstellenleiter Kay Oldörp
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Der direkt gewählte CDU-Bundestagsabgeordnete für das 

Herzogtum Lauenburg – Stormarn-Süd Henri Schmidt hat 

sich in der Pflegeeinrichtung „Haus Seeblick“ in Mölln einen 

Eindruck vom Pflegealltag verschafft – in einer Einrichtung, 

die auf die stationäre Pflege erwachsener Menschen spezia-

lisiert ist, die nach Unfällen oder schweren Erkrankungen 

dauerhaft einen sehr intensiven Pflege- und Betreuungsbe-

darf haben. Das verlangt im Pflege-Alltag viele Hände, eng 

abgestimmte Teamarbeit, hohe Fachlichkeit und vor allem 

Zeit am Menschen – gerade in komplexen Pflegesituationen. 

„Ich habe einen hautnahen Eindruck von Pflege bekommen. 

Ich bewundere die Arbeit der Menschen vor Ort. Ihr Einsatz 

ermöglicht vielen Pflegebedürftigen in unserer Region ein 

Leben in Würde.“

Zu Beginn des Besuchs tauschte sich der Bundestagsabge-

ordnete mit Einrichtungs-, Pflegedienst- und Geschäftslei-

tung über die Rahmenbedingungen in der Pflege, die aktuel-

len Herausforderungen im Betrieb und konkrete Erwartungen 

an die Politik aus.

Dabei wurden bundeseinheitliche, praxisnahe Regelungen 

zur Gewinnung internationaler Auszubildender und Mitarbei-

tender eingefordert – etwa realistische Sprachanforderungen, 

verfügbare und refinanzierte Sprachkurse, weniger und bes-

ser koordinierte Behördenverfahren sowie breitere Zugangs-

wege auch für Hilfskräfte aus dem Nicht-EU-Ausland. Zudem 

wurden Regelungen thematisiert, die den Dienstbetrieb und 

die Motivation im Team belasten, darunter die telefonische 

Krankschreibung sowie die Entgeltfortzahlung inklusive Zu-

schlägen bei Ausfall. Auch der Bedarf wurde betont, neue 

Vorgaben zwischen Bund und Ländern vorab abzustimmen 

und finanziell abgesichert umzusetzen.

Im Anschluss folgte der Blick in die Praxis. Henri Schmidt be-

gleitete eine Grundpflege inklusive Mobilisierung bei einem 

Bewohner und erhielt bei einer Medikamentenrunde Einblick 

in die Abläufe auf der Station. Der direkte Praxisblick zeigte, 

wie anspruchsvoll und zeitintensiv die Versorgung schwerst-

pflegebedürftiger Bewohnerinnen und Bewohner ist – und wie 

konzentriert, verantwortungsvoll und professionell die Mitar-

beitenden dabei arbeiten. Schmidt war vom Engagement und 

der fachlichen Qualität des Teams nachhaltig beeindruckt. 

Der Besuch machte deutlich: Politik muss die Realität in den 

Einrichtungen kennen und die Sorgen der Verantwortlichen 

und Mitarbeitenden verstehen, um Entscheidungen zu tref-

fen, die Pflegeeinrichtungen verlässlich unterstützen. Nur so 

kann deutschlandweit die Pflege dauerhaft erbracht werden, 

wie Pflegebedürftige sie benötigen. hh

Landesgruppe Schleswig-Holstein

Henri Schmidt MdB (CDU) zu Gast  
im Haus Seeblick in Mölln
Die bpa-Einrichtung ist auf die stationäre Pflege  
junger Menschen spezialisiert

CDU-Bundestagsabgeordneter Henri Schmidt begleitete 

Pflegefachkraft Patrizia Rohde bei einer Grundpflege inklu-

sive Mobilisierung.
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Dirk Behrens, bpa-Landesbeauftragter, und Jörg Kornatz, 

Vorstand der bpa-Landesgruppe Schleswig-Holstein, haben 

sich bei ihrem Antrittsbesuch im „Therapiezentrum Famili-

enräume“ in Pinneberg mit Familienräume-Bereichsleitung 

Myriam Möller (SGB IX u. SGB V) und Familienräume-Ge-

schäftsführer Raphael Krause intensiv zur Eingliederungs-

hilfe und Kinder- und Jugendhilfe ausgetauscht.

Sowohl die Eingliederungshilfe als auch die Kinder- und Ju-

gendhilfe in Schleswig-Holstein stehen vor entscheidenden 

Veränderungen. Das Bundesteilhabegesetz legt den Fokus 

auf die Stärkung der Selbstbestimmung, eine personenzent-

rierte Gestaltung der Leistungen und eine wirksamere Teilha-

be. Mit dem Ersten Gesetz zur Strukturreform der Kinder- und 

Jugendhilfe (1. KJHSRG) werden die Eingliederungshilfe-

Leistungen für Kinder und Jugendliche vom SGB IX in das 

SGB VIII überführt. Diese Änderung wird nach Ansicht des 

bpa nicht ohne bedeutsame Konsequenzen bleiben. Die am-

bulanten Hilfen für Kinder und Jugendliche, beispielsweise 

Schulbegleitungen, würden dadurch ihre Schiedsstellenfä-

higkeit verlieren.

Sowohl im System der Eingliederungshilfe nach SGB IX als 

auch in der Kinder- und Jugendhilfe nach SGB VIII handeln 

private Leistungserbringer nicht in einem Raum uneinge-

schränkter Vertragsfreiheit. Sie unterliegen den gesetzlichen 

Strukturprinzipien des Sozialrechts. Gleichzeitig schützt das 

Grundgesetz ihre unternehmerische Angebots- und Kalkulati-

onsfreiheit. Entsprechend des Leistungsbestimmungsrechts 

dürfen sie fachliche Konzepte und Leistungsvereinbarungen 

eigenständig entwickeln, Organisationsstrukturen festlegen 

und betriebsnotwendige Kosten realistisch kalkulieren und 

als prospektive Vergütungsvereinbarung vortragen.

Mit der Gründung der KOSOZ AöR* als zentrale Verhandlungs- 

und Steuerungsinstanz für die Eingliederungshilfe in Schles-

wig-Holstein hat sich die Macht- und Verhandlungsstruktur 

deutlich verändert. Leistungs- und Vergütungsvereinbarun-

gen nach § 125 SGB IX sind öffentlich-rechtliche Verträge, die 

echte Verhandlungen auf Augenhöhe erfordern. In der Praxis 

berichteten viele Träger jedoch von einer zunehmenden Stan-

dardisierung, Zentralisierung und faktischen Vorstrukturie-

rung der Verhandlungsergebnisse. Da die KOSOZ AöR auch 

die Verhandlungen für die Kostenträger der Kinder- und Ju-

gendhilfe übernehmen möchte, wird sich diese Verhandlungs-

kultur voraussichtlich in diesem Rechtsbereich fortsetzen.

„Unter unseren Mitgliedern und den Leistungserbringern 

insgesamt herrscht erhebliche Verunsicherung bezüglich der 

rechtlichen Stellung, der demokratischen Legitimation sowie 

der tatsächlichen Kompetenzen der KOSOZ“, sagte Behrens. 

Es sei unklar, ob sie als Dienstleisterin der kommunalen Trä-

ger oder faktisch als zentrale Steuerungsbehörde mit norm-

setzender Wirkung agiere. Ebenso ungeklärt sei ihre Rolle im 

Zusammenspiel von örtlicher Trägerverantwortung, kommu-

naler Selbstverwaltung und Vertragsautonomie. Diese Fra-

gen seien bisher nicht zufriedenstellend beantwortet. In Ge-

sprächen und Beratungen werde deutlich, wie groß die Unsi-

cherheit darüber sei. „Dies führt bei Verhandlungen oft zu 

wirtschaftlich nachteiligen Ergebnissen für unsere Mitglie-

der“, stellte Behrens fest.

In der Eingliederungshilfe begleitet die Schiedsstelle als Ver-

tragsunterstützungsorgan die Verhandlungsparteien. In der 

Jugendhilfe hingegen würden ambulante Dienste, sollte es 

keine weitere gesetzliche Anpassung geben, künftig unge-

schützt möglicher Willkür und aufgezwungenen Sparzwän-

gen ausgesetzt.

Vor diesem Hintergrund bewertet der bpa in Schleswig-Hol-

stein die Überlegungen, solche zentralen Steuerungsannah-

men auch auf die Jugendhilfe zu übertragen, mit großer 

Landesgruppe Schleswig-Holstein

Herausforderungen für ambulante Dienste befürchtet 
Austausch zur Eingliederungs- sowie Kinder- und Jugendhilfe 

Antrittsbesuch im Therapiezentrum Familienräume: 

Myriam Möller (Bereichsleitung Familienräume SGB IX u. 

SGB V), Dirk Behrens (bpa-Landesbeauftragter) und Jörg 

Kornatz (Vorstand bpa-Landesgruppe S-H)
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Mit großer Betroffenheit und tiefer 

Trauer haben wir vom viel zu frühen 

Tod von Christian Pittelkow erfahren. 

Wir sind erschüttert und sehr traurig 

über die Nachricht, dass er nicht 

mehr unter uns ist. Das langjährige 

Vorstandsmitglied des bpa in Schles-

wig-Holstein verstarb am 12. März 

2026 nach langer, schwerer Krankheit 

im Alter von nur 63 Jahren.

Christian Pittelkow hatte sich früh mit 

seiner Ambulanten Krankenpflege in 

Neustadt/Holstein selbstständig ge-

macht. Seit 1991 steht sein Pflege-

dienst für Qualität und Menschlichkeit 

in der häuslichen Betreuung pflege-

bedürftiger Menschen. Aus dem da-

maligen Zwei-Mann-Betrieb entwi-

ckelte sich ein Unternehmen mit heu-

te 125 Mitarbeitenden, die an zwei 

Standorten – Neustadt und Lütjen-

burg – mehr als 1.000 Patientinnen 

und Patienten versorgen.

Angefangen hatte alles in den Privat-

räumen seines Kompagnons Rein-

hard Jürs – das Schlafzimmer war Bü-

ro, die Küche Aufenthaltsraum. Doch 

der Pflegedienst wuchs rasant: Be-

reits Ende 1992 zählte das Team neun 

Mitarbeitende, die täglich bis zu 35 

Patientinnen und Patienten – teils 

dreimal täglich – versorgten.

Noch 1992 zog „Jürs & Pittelkow“ in 

das erste eigene Büro um, und kurze 

Zeit später kamen die ersten Dienst-

fahrzeuge hinzu – deren Fuhrpark 

mittlerweile 40 Fahrzeuge umfasst. 

Am 1. April 1999 folgte der Umzug in 

die heutigen Büroräume „Vor dem 

Kremper Tor“.

Besonders wichtig war Christian Pit-

telkow die Gesundheit und Wertschät-

zung seiner Mitarbeitenden. Unter sei-

ner Leitung entstand ein umfassendes 

Gesundheitsmanagement mit Kran-

kenzusatzversicherung, Pilates, Yoga, 

Massagen, Physiotherapie, Rücken-

schule, Ernährungsberatung, Hyp-

nosecoaching und vielem mehr – ein 

Angebot, das bis heute die besondere 

Unternehmenskultur widerspiegelt.

Von 2009 bis 2025 engagierte sich 

Christian Pittelkow ehrenamtlich als 

Vorstandsmitglied der bpa-Landes-

gruppe Schleswig-Holstein.

Christian Pittelkow war ein außeror-

dentlich geschätztes Vorstandsmit-

glied, das auch während seiner schwe-

ren Krankheit stets den Kontakt zur 

Landesgeschäftsstelle in Kiel hielt. 

Sein Engagement, seine Wärme und 

sein unverwechselbarer Humor wer-

den uns sehr fehlen.

In diesen schweren Stunden sind un-

sere Gedanken bei seiner Familie.

Wir werden Christian Pittelkow sehr 

vermissen und ihm ein ehrendes An-

denken bewahren.

Bernd Meurer

bpa-Präsident

Mathias Steinbuck 

bpa-Präsidiumsmitglied und  

bpa-Landesvorsitzender in  

Schleswig-Holstein

Nachruf

Der bpa trauert um Christian Pittelkow
31. Dezember 1962  † 12. März 2026

Skepsis und Sorge. Eine weitere Verdichtung von Steue-

rungs- und Prüfstrukturen könne gewachsene regionale Ver-

handlungskulturen verdrängen und die unternehmerische 

Gestaltungsfreiheit noch weiter einschränken. 

Sein Anliegen ist eindeutig: Der bpa SH fordert Transparenz, 

rechtsstaatliche Klarheit und faire Verhandlungsbedingun-

gen. Die sozialrechtliche Kooperationsordnung basiert auf 

Pluralität, dem Wettbewerb unterschiedlicher Konzepte und 

verantwortungsbewusster unternehmerischer Initiative, nicht 

auf administrativer Vereinheitlichung.

Ebenso deutlich ist: Einzelne Träger, besonders kleine, haben 

kaum Einfluss auf strukturelle Entwicklungen. Gemeinsam kön-

nen sie jedoch viel bewirken, und genau dafür wird sich der bpa 

in Schleswig-Holstein weiterhin intensiv engagieren. beh

*Koordinierungsstelle soziale Hilfen der schleswig-holsteinischen Kreise Anstalt des öffentlichen Rechts (KOSOZ AöR).
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Die Reformvorhaben der Bundesregierung in der gesetzli-

chen Kranken- und der sozialen Pflegeversicherung standen 

im Mittelpunkt des Hauptstadtkongresses (HSK) vom 23. bis 

25. Juni 2026 in Berlin. Der Referentenentwurf zum Pflege-

neuordnungsgesetz (PNOG) sieht erhebliche Leistungskür-

zungen vor. Der bpa als Programmpartner des Deutschen 

Pflegemanagementkongresses beim HSK machte seine Posi-

tionen in Podiumsdiskussionen, Fachforen und zahlreichen 

Gesprächen mit politischen Entscheidungsträgern deutlich. 

Ist die Pflegeversicherung langfristig sicher? Über diese Frage 

diskutierten Norbert Grote (bpa-Hauptgeschäftsführer), Oli-

ver Blatt (Vorstandsvorsitzender GKV-Spitzenverband) und 

Simone Fischer (Pflegepolitische Sprecherin von Bündnis 90/

Die Grünen) in der Arena-Session zur Pflegereform 2026. 

bpa-Hauptgeschäftsführer Norbert Grote nannte den Refe-

rentenentwurf des Pflegeneuordnungsgesetzes (PNOG) „pu-

res Gift für die Langzeitpflege, insbesondere für die ambulan-

te und teilstationäre Versorgung“. Er machte dies an einigen 

Punkten fest. „Wir haben in diesem Referentenentwurf erst-

mals eine offensive Kürzung von Leistungen.“ Die Dynami-

sierung von Leistungen wird entgegen der früheren Ankündi-

gungen um zwei Drittel zusammengestrichen, die Abschaf-

fung von gewachsenen Strukturen der Pflegeberatung und 

zusätzliche Begrenzung für die Einrichtungen drohen die Ver-

sorgung weiter zu gefährden. 

Die Dynamisierung des BEEP (Gesetz zur Befugniserweite-

rung und Entbürokratisierung in der Pflege) habe dafür Sorge 

getragen, „dass wir 2028 noch eine Dynamisierung der Leis-

tungen bekommen, indem kumulativ für die letzten drei Jah-

re die Kerninflationsrate zusammengerechnet wird.“ Diese 

Dynamisierung werde nun auf die durchschnittliche Steige-

rung zusammengestrichen. „Das ist faktisch nichts anderes 

als eine Leistungskürzung“, führte Grote aus. 

Die Leistungszuschläge nach § 43c SGB XI würden gestreckt 

und kämen damit weniger Menschen zugute. „Das ist auch 

eine Kürzung.“ Pures Gift sei das geplante Gesetz auch, „weil 

es bestehende Pflegeberatungsstrukturen zerschlägt, die wir 

in Deutschland 15 Jahre lang aufgebaut haben. Und das mit 

einem Federstrich, indem eine neue Pflegebegleitung einge-

führt wird.“ Es sei für ihn nicht nachvollziehbar, wie das rea-

listisch umgesetzt werden solle. 

Der Referentenentwurf führe zu einer Unterfinanzierung in 

den Pflegeeinrichtungen. „Durch eine Begrenzung der Lohn-

finanzierung und Refinanzierung erhalten die Einrichtungen 

nicht die Spielräume, die sie brauchen.“ Grote erinnerte an 

die bestehende Personalmangelsituation, die aufgrund der 

Babyboomer-Problematik in ein paar Jahren noch drastisch 

werde. In Bezug auf die Refinanzierung von Vergütungen ge-

be es im Vergleich mit der Akutversorgung in Kliniken einen 

Wettbewerbsnachteil für die Langzeitpflege.

Das alles führe dazu, „dass der bpa eine sehr kritische Auffas-

sung zum Entwurf zur Pflegereform hat. Ein positiver Punkt: 

Digitalisierung. Es wird extrabudgetär Geld zur Verfügung 

gestellt. Das ist ein positiver Aspekt, aber sonst ist alles aus 

unserer Sicht hochkritisch“, so Grotes Fazit. 

Die Zeit bis zum Kabinettsbeschluss und zur anschließenden 

parlamentarischen Befassung müsse nun genutzt werden, 

um die gravierendsten Fehlentwicklungen noch zu korrigie-

ren. Es komme jetzt darauf an, die Digitalisierung und Entbü-

rokratisierung konsequent voranzutreiben. Angesichts des 

zunehmenden Fachkräftemangels brauchen Pflegeeinrich-

tungen mehr Flexibilität beim Personaleinsatz, um die Ver-

sorgung verlässlich organisieren zu können. 

Der Vorstandsvorsitzende des GKV-Spitzenverbandes Oli-

ver Blatt formulierte es so: „In der Pflege brennt die Hütte. 

Das ist leider so. Am Ende dieses Jahres werden wir etwa ei-

ne Milliarde Euro Minus machen in der sozialen Pflegeversi-

cherung. Und das, obwohl es schon ein Bundesdarlehen über 

3,2 Milliarden Euro gegeben hat, d.h. die Pflegeversicherung 

Die Pflegereform ist „pures Gift für die Langzeitpflege“ 
Der bpa auf dem Hauptstadtkongress 2026 

Ist die Pflegeversicherung langfristig sicher? Oliver Blatt 

(Vorstandsvorsitzender GKV-Spitzenverband) und Norbert 

Grote (bpa-Hauptgeschäftsführer) 
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hat auch noch Schulden beim Bund derzeit. Und wir fürchten 

auch, wenn jetzt nicht bald etwas passiert, dass wir noch im 

vierten Quartal diesen Jahres Probleme bekommen in der Li-

quidität. Das heißt, dass die Pflegekassen Finanzhilfen bean-

tragen müssen.“

Und für 2027 sehe es im Grunde auch nicht besser aus. „Wir 

erwarten derzeit, dass wir einen zusätzlichen Finanzbedarf 

von 10 Milliarden Euro in 2027 haben werden. Die Zahlen klin-

gen nicht schön. Sie sind auch nicht schön“, sagte Blatt und 

stellte fest, „dass wir jetzt vor der Wahl stehen, mit einer Pfle-

gereform zwischen unbequemen und ganz unbequemen Maß-

nahmen, um finanziell wieder in das Fahrwasser zu kommen.“

Seiner Meinung nach habe man politisch viel zu lange gewar-

tet, das Thema anzugehen. Nicht erst seit gestern sei be-

kannt, „dass wir in der Pflegeversicherung Riesenprobleme 

bei der Finanzierung haben.“ Dennoch: „Nichts tun ist keine 

Option. Jedenfalls nicht ohne die soziale Pflegeversicherung 

tatsächlich in Gefahr zu bringen. Wir sind uns alle einig, dass 

neben der gesetzlichen Krankenversicherung die soziale Pfle-

geversicherung mindestens genauso wichtig ist als Anker in 

der Demokratie für unsere Versorgung.“ 

Deshalb sei der GKV-Spitzenverband froh, dass die Bundesre-

gierung jetzt einen Referentenentwurf auf den Tisch gelegt ha-

be. Gut sei, „dass dieser Entwurf sich gewisse Gedanken macht 

über die Frage, wie wir die Pflegeversicherung zukünftig finan-

ziell wieder gut auf die Beine gestellt kriegen.“ Auch inhaltliche 

Themen, ein stärkerer Fokus auf Prävention beispielsweise, 

aber auch neue Leistungen, neue Budgets für Pflegebedürftige 

einzuführen, hält Blatt für durchaus beachtenswert. 

Großer Kritikpunkt bleibe, „dass sich Bund und Länder wei-

terhin einen recht schlanken Fuß machen bei der Frage der Fi-

nanzierung, mit Blick auf den Bund weiterhin, dass die Bei-

tragszahler jedes Jahr 5 Milliarden Euro ausgeben für Leis-

tungen, die nicht in der Pflegeversicherung liegen. Und die 

Länder werden weiterhin nicht die Investitionskosten über-

nehmen, was konkret bedeutet, dass Pflegebedürftige wei-

terhin die 500 Euro jeden Monat bezahlen müssen, wenn sie 

in einem Heim leben.“

Simone Fischer (Pflegepolitische Sprecherin von Bündnis 90/

Die Grünen) fehlen klare politische Prioritäten und verbindli-

che Entscheidungen: „Statt einer strukturellen Reform sehen 

wir vor allem Maßnahmen, die die Lasten auf Pflegebedürfti-

ge, pflegende Angehörige und Beitragszahlende verlagern.“ 

Die entscheidende Frage bleibe unbeantwortet: „Wie wird die 

Pflegeversicherung dauerhaft finanziell stabilisiert und wie 

werden pflegebedürftige Menschen wirksam vor steigenden 

Eigenanteilen geschützt?“. Gerade hier bleibe die Koalition 

hinter ihrem eigenen Anspruch zurück, so Fischer. Notwendi-

ge Schritte, die zur nachhaltigen Stabilisierung wichtig wären, 

würden weiterhin vertagt, zum Beispiel die Erstattung versi-

cherungsfremder Leistungen oder der faire Abgleich zwi-

schen sozialer und privater Pflegeversicherung.

Wie kann die Versorgung von Pflegebedürftigen gesichert 

werden? 

Der Referentenentwurf zum Pflegeneuordnungsgesetz 

(PNOG) sieht erhebliche Leistungskürzungen vor. Die Belas-

tungen für Pflegebedürftige und deren Angehörige steigen 

weiter. Was kommt auf die Pflege zu und wie ist das Ganze 

einzuordnen? Darum ging es in der Podiumsdiskussion „Die 

Verzweiflung hat die Seiten gewechselt: Pflegebedürftige 

auf der Suche nach Versorgung“.

Im Mittelpunkt stand die zunehmend schwierige Situation 

von Pflegebedürftigen und ihren Angehörigen. Christiane 

Hüppe (Vorstand des Angehörigenverbandes „wir pflegen 

e.V.“) schilderte die Probleme vieler Familien, die trotz aner-

kanntem Pflegebedarf schon heute zunehmend Schwierig-

keiten hätten, die benötigte Versorgung zu finden. 

Es gebe nur wenig zugehende Beratung und nur wenige Men-

schen seien in der Lage, sich dort Hilfe zu holen. „Wir wissen 

doch alle, was es bedeutet, sich durch diesen Bürokratie-

Dschungel durchzuarbeiten.“ Viele fielen völlig durchs Netz. 

Es gebe eine große Verunsicherung, „weil genau bei denen 

gespart werden soll, die in unserer Gesellschaft hier die Ar-

beit tragen.“ Seit vielen Jahren werde ein Großteil der pflege-

bedürftigen Menschen von ihren Angehörigen gepflegt. 

„Wenn man weiß, 86 Prozent sind pflegende Angehörige und 

versorgen ihre Menschen in der Häuslichkeit. Dann möchte 

ich mal sehen, was passiert, wenn wir nur einen Tag unsere 

Hände in den Schoß legen. Unser Pflegekind wäre tot“, sagte 

Christiane Hüppe. 

Simone Fischer (Pflegepolitische Sprecherin von Bündnis 

90/Die Grünen), Oliver Blatt (GKV-Spitzenverband) und 

Norbert Grote (bpa) diskutierten über die Vorschläge zur 

Pflegereform 
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Das Hauptthema der pflegenden Angehörigen sei die Entlas-

tung. Hier gebe es viel zu wenig Angebote. Christiane Hüppe 

wünscht sich, dass die pflegenden Angehörigen gefragt wer-

den und mit am Tisch sitzen. „Die haben Expertise. Das sind 

nicht alles Leute, die sich das Pflegegeld in die Tasche packen 

wollen, um ein schönes Leben zu haben.“

Die Pflegebevollmächtigte der Bundesregierung Katrin 

Staffler sagte dazu: „Wir brauchen ein System, das diese fle-

xible Handhabung ermöglicht und wir haben dafür gekämpft, 

dass wir endlich in Richtung Budgetlösungen gehen, dass die 

Familien selber entscheiden können, wie sie das Setting bau-

en, je nachdem, was vor Ort vorhanden ist und wie man es 

wirklich umsetzen kann.“ Sie sei froh, „dass es uns gelungen 

ist, das jetzt auch irgendwie im Gesetzentwurf zu verankern.“

Der Gesetzentwurf sei kein reines Spargesetz, sondern habe 

einen großen Anteil, „wo wir wirklich in die Versorgung rein-

gehen, wo wir uns überlegen, wie können wir tatsächlich die 

Versorgung verbessern.“ 

Bislang habe man sehr stark auf die Versorgung in Pflegehei-

men gesetzt. Nun sei es gelungen, die Pflege in der Häuslichkeit 

stärker in den Blick zu nehmen. Staffler sprach das Thema Not-

fallversorgung an. „Was ist denn, wenn der pflegende Angehö-

rige irgendwann wegen Krankheit, wegen Unfall, was auch im-

mer, die Pflege nicht mehr übernehmen kann?“ Da müsse man 

Strukturen aufbauen. „Das sind Themen, wo ich glaube, dass 

man ganz explizit die pflegenden Angehörigen im Blick habe 

und wo wir echte Verbesserungen auch mitbringen.“

Doch auch die Versorgungssituation der Pflegeheime ist prob-

lematisch. „Einrichtungen müssen täglich Anfragen ablehnen, 

weil Personal und Kapazitäten fehlen“, berichtete Lars Wöhler, 

bpa-Vorstandsmitglied aus Niedersachsen. „Es steckt jeweils 

immer ein Schicksal dahinter. Und das lässt uns natürlich auch 

nicht unberührt.“ Aber die Kapazitäten seien begrenzt und das 

habe auch mit politischen Rahmenbedingungen zu tun. „Ehrli-

cherweise kann ich viele Kolleginnen und Kollegen verstehen, 

die sagen, wir bleiben bei dem, was wir haben, auch wenn wir 

den Bedarf sehen. Aber wir expandieren eben nicht oder 

schaffen eben keine neuen Versorgungsplätze.“

Dass Wöhler, der sein Familienunternehmen in dritter Gene-

ration betreibt, dennoch vorsichtig expandieren wird, sei kein 

Widerspruch. Darauf weist bpa-Hauptgeschäftsführer Nor-

bert Grote hin. „Natürlich gibt es noch Träger, die expandie-

Wie kann die Versorgung gesichert werden? Podiumsdis-

kussion mit Norbert Grote (bpa-Hauptgeschäftsführer), 

Christiane Hüppe (wir pflegen), Katrin Staffler (Pflegebe-

vollmächtigte der Bundesregierung), Lars Wöhler (bpa-

Vorstand in Niedersachsen), moderiert von Martin von 

Berswordt (Leiter Public Affairs, bpa)

Christiane Hüppe (Vorstand vom An-

gehörigenverband „wir pflegen e.V.“)

Katrin Staffler (Pflegebevollmächtig-

te der Bundesregierung) 

Lars Wöhler (bpa-Vorstandsmitglied 

aus Niedersachsen)
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ren. Aber wir haben eine Trendwende im 

Bereich der Pflegeentwicklung“, so Grote. 

Erstmals seit 2023 sei bei vollstationären 

Plätzen ein Rückwärtstrend zu verzeichnen. 

„Wir hatten im Jahr 2023 17.000 bis 18.000 

Plätze weniger. „Das gab es seit der Einfüh-

rung der Pflegeversicherung nicht einmal. 

Es ging immer bergauf. Das heißt, diese 

Trendwende ist das Problem.“ Die große 

Herausforderung bestehe darin, dass tat-

sächlich auch in die vollstationäre Pflege 

weiter investiert werde. 

Ein Teil des Problems sei, so Grote, „dass die politisch Verant-

wortlichen uns erklären, wie man Pflege voranbringt und wie 

man strukturell guckt, dass man pflegerische Versorgung si-

cherstellt. Dann kommen Ideen auf wie die Pflegebegleitung 

oder gemeinschaftliche Wohnformen „stambulant“, von de-

nen die gesamte Branche sagt, wir brauchen keinen neuen 

Sektor, wir brauchen ganz andere Lösungen.“ Grotes Bot-

schaft: „Die Bundesregierung muss die Praxis stärker einbe-

ziehen und die Personalsicherung endlich ins Zentrum ihrer 

Reformen stellen. Neue Parallelstrukturen lösen keine Versor-

gungsengpässe, wenn gleichzeitig die Kapazitäten in der Pfle-

ge nicht gestärkt werden.“

Für Pflegeunternehmer Wöhler sind die überbordende Büro-

kratie und mangelnde Flexibilität mit ein Grund für den Ver-

sorgungsmangel. „Ich versuche in Niedersachsen seit länge-

rem einen Gesamtversorgungsvertrag zu bekommen.“ Das 

sei nahezu unmöglich. Die stationäre Einrichtung und die Ta-

gespflege seines Unternehmens liegen nur 100 Meter vonei-

nander entfernt. „Da Flexibilität reinzubringen und zu sagen, 

der Mitarbeiter unterstützt mal in der stationären Einrich-

tung, wenn dort gerade viel los ist, das ist in unseren Struktu-

ren ehrlicherweise undenkbar. Und das hemmt einfach neue 

Versorgungsstrukturen.“

Katrin Staffler sprach das Thema Pflegeberatung bzw. Pfle-

gebegleitung an. Der Referentenentwurf enthalte noch kein 

fertiges Konzept, sondern im Gesetz stehe, dass dieses Kon-

zept jetzt erarbeitet werde. „Wir brauchen eine durchgängige 

Struktur, deutschlandweit, wo jeder dann auch genau das be-

kommt, was er in so einer schwierigen Situation braucht, 

nämlich jemanden, der an die Hand nimmt und dafür sorgt, 

dass dieser Pflegeprozess auch richtig aufgegleist wird.“

Grote pflichtet ihr bei, dass es wichtig sei, die Menschen am 

Anfang intensiv zu beraten, aber es dürfe nicht dazu führen, 

dass man jetzt einen zusätzlichen neuen Bereich der Pflege-

begleitung aufbaut. „Wir müssen mit den Strukturen, die wir 

haben, arbeiten können“, forderte Grote. „Wir sind in der 

Zielrichtung gar nicht auseinander“, aber er wehre sich ent-

schieden dagegen, gut ausgebaute und bewährte Pflegebe-

ratungs- und Schulungsstrukturen durch Streichung der Pfle-

geberatung und Schulungen pflegender Angehöriger durch 

die ambulanten Pflegedienste zu zerschlagen. Denn so stehe 

es im Gesetzentwurf drin und solle ab 2028 kommen. „Das ist 

hochriskant“, warnte Grote.

Grote sprach auch das Personalproblem an. „Dass unsere de-

mografische Herausforderung jetzt dazu führt und die Baby-

boomer-Thematik virulent wird, dass wir schlicht und einfach 

viel weniger Personal haben werden als heute schon, das be-

antwortet die Politik nicht.“ 

Das Problem: weniger Azubis als Renteneintritte. „Das ist der 

Kipppunkt, das ist das Neue in Deutschland. Das gab es vor-

her nicht“, so Grote. „Im PNOG finden Sie dafür keine Ant-

wort. Sie müssen demografiefest, zukunftsfest, die pflegeri-

sche Versorgung ausgestalten.“

Als Pflegeunternehmer, der sich zudem in der Kommunalpo-

litik engagiert, kennt Lars Wöhler die Situation vor Ort genau. 

Zum Gedanken, die Kommune vor Ort in ihren Planungskom-

petenzen zu stärken, sagte er: „Die Ressourcen in der Kom-

mune sind ehrlicherweise dafür nicht da. Und ich glaube, 

dass wir auch sehr große Kraftanstrengungen unternehmen 

müssten, um diese Ressourcen überhaupt zu schaffen. Aber 

wir haben die Anbieter vor Ort. Das ist eine Expertise, die 

weiter ausgebaut werden muss.“ Das könne man im Zusam-

menspiel auch mit der Kommune machen, aber auf gar kei-

nen Fall ohne die Anbieter. 

Grote griff das Stichwort Kommune auf. „Die Kommunen 

zahlen heute schon jedem fünften Pflegeheim nicht das Geld, 

das ihm zusteht für Sozialhilfeempfänger. Über eine halbe 

Milliarde Euro schulden die Sozialämter inzwischen den Pfle-

geeinrichtungen, weil sie mit der Bearbeitung der Anträge 

„Hilfe zur Pflege“ nicht hinterherkommen.“ 

Fehlende Liquidität in Pflegeheimen gefährde die Versorgung, 

das habe auch die Unternehmensberatung PWC herausge-

stellt. Grote wünscht sich, dass sich die politisch Verantwortli-

chen damit befassen.. sj

Gespräche mit politischen Entscheidungsträgern – hier am bpa-Stand



60

b
p

a-
p

rä
se

n
t/

M
es

se
n

 u
n

d
 K

o
n

g
re

ss
e

Im Fachforum „Telematikinfrastruktur-

Anbindung: Ein Jahr danach“ diskutier-

ten Heiko Gerber (gematik), Frank  

Lehmköster (Geschäftsleitung Pflege-

werk Köln) und Dr. Kristina Spöhrer  

(1. Stellv. Vorsitzende des Hausärztin-

nen- und Hausärzteverbandes Nieder-

sachsen e.V.) über die bisherigen Ent-

wicklungen und die nächsten Schritte bei 

der digitalen Vernetzung des Gesund-

heitswesens. Sven Wolfgram, bpa-Ge-

schäftsführer und Geschäftsbereichslei-

ter ambulante Versorgung, moderierte.

„Wir würden uns wünschen, dass die TI 

eine große Verbreitung findet und da-

durch einen größeren Nutzen bietet“, 

sagte Heiko Gerber. Mehrwert für die 

Pflege sieht der Produktmanager bei 

der Gematik im Bereich der Effizienz-

steigerung, Sicherheit der Datenüber-

tragung und bei der Transparenz. 

Wie sieht die Telematikinfrastruktur- 

Anbindung aus? Gerber verglich die Zah-

len vom 1. Juli 2026 mit denen vom 1. Ju-

li 2025 (Zahlen in Klammern). Demnach 

haben 84 % (63 %) einen Antrag für eine 

SMC-B gestellt. Sie haben diesen Identi-

tätsträger beantragt, um an die Infra-

struktur angeschlossen zu werden. Wer 

eine SMC-B (Karte ist im Begriff bereits 

enthalten = Security Module Card Typ B) 

hat, muss sie freischalten lassen. Erst 

dann erhält man einen Verzeichnisdienst

eintrag (VZD). Mit dem VZD ist die tech-

nische Anbindung überhaupt erst mög-

lich. 63 % (33 %) verfügen inzwischen 

über einen VZD-Eintrag und 44 % (14 %) 

nutzen die TI-Anwendung KIM (Kommu-

nikation im Medizinwesen). KIM ist ein 

standardisierter, sicherer E-Mail-Dienst 

für das deutsche Gesundheitswesen. 

KIM ermöglicht es Arztpraxen, Kranken-

häusern, Apotheken, Krankenkassen und 

Pflegeeinrichtungen sensible medizini-

sche Daten wie Befunde, Röntgenbilder, 

Abrechnungen oder elektronische Arzt-

briefe datenschutzkonform und ver-

schlüsselt über die Telematikinfrastruk-

tur (TI) auszutauschen. Anwendungsfälle 

für KIM in der Pflege sind etwa Rezeptan-

forderungen, koordinierte Absprachen, 

Medikamentenmanagement sowie Ent-

lass- und Überleitungsmanagement.

Gerber möchte die Leute mitnehmen 

und anhand guter Beispiele vom Nutzen 

der TI überzeugen. Hier könnten auch 

Schulungen von Multiplikatoren in den 

Pflegekompetenzzentren helfen. Die 

Gematik könne jedoch nicht auf die 

Softwarewelt einwirken. 

Die Digitalisierung im Gesundheitswe-

sen sinnvoll anzulegen, ist auch ein zen-

trales Anliegen von Dr. Kristina Spöh-

rer. Die stellv. Landesvorsitzende des 

Hausärztinnen- und Hausärzteverban-

des Niedersachsen leitet eine Lehrpra-

xis für Allgemeinmedizin, in der sie die 

TI bereits früh eingeführt hat. Sie ist 

froh, dass die Anbindung der Pflege an 

die TI läuft, dass die Zahlen hochlaufen, 

aber es sei ein Unterschied, ob man an 

etwas theoretisch angeschlossen sei 

oder ob man es auch tatsächlich nutze. 

„Es ist sehr erfreulich, dass die Pflege-

einrichtungen zunehmend angeschlos-

sen werden, aber die Frage, ob das wirk-

lich in der Versorgung und in der Nut-

zung ankommt und bis wann ich in mei-

nem Versorgungsalltag in der Praxis  

sagen kann, OK, jetzt kann ich über die 

Telematikinfrastruktur Pflege sinnvoll 

gestalten, da haben wir noch einen lan-

gen Weg vor uns.“ Helfen würden Clus-

ter, die als Vorbildfunktion funktionie-

ren. Spöhrer empfiehlt, sich mit anderen 

Nutzern vor Ort zu verbinden, um die 

Umstellung gemeinsam zu bewältigen. 

Frank Lehmköster, Leiter eines klassi-

schen ambulanten Pflegedienstes in 

Köln, berichtete von seiner Erfahrung 

mit TI in der Pflege. Sein Schwerpunkt 

liegt in der Optimierung der Verwal-

tungsbereiche, inzwischen läuft sein 

Workflow digital. In seinem Pflegeunter-

nehmen begann die Digitalisierung be-

reits 2018 mit der digitalen Tourenpla-

nung und Smartphones für die Pflege-

kräfte. Schritt für Schritt baute er den 

elektronischen Prozess aus. Im Jahr 

2021/2022 stellte er komplett auf die digi-

tale Pflegedokumentation um. Alle klas-

sischen Papierakten beim Kunden zu-

hause werden fortan nur noch digital ge-

Telematikinfrastruktur-Anbindung: Ein Jahr danach

Podium TI und Pflege (von links): Frank Lehmköster (Geschäftsleitung Pflegewerk 

Köln), Dr. Kristina Spöhrer (Stellv. Vorsitzende Hausärztinnen- und Hausärztever-

band Niedersachsen), Sven Wolfgram (bpa) und Heiko Gerber (gematik)
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pflegt. Um die Abrechnungen zu digitali-

sieren, führte er im Mai 2022 den elekt-

ronischen Leistungsnachweis mit digita-

ler Unterschrift auf dem Smartphone 

ein. Und als die Software auf dem aktu-

ellsten Stand war, konnte er die KIM 

wählen und Kontakt mit Arztpraxen auf-

nehmen. Auch die Abrechnung erfolgt 

inzwischen per TI. „Wir können alle Leis-

tungen mit der Pflegeversicherung (SGB 

XI) papierlos abrechnen. Wir verwenden 

nicht nur ein digitales Tool, sondern alle 

Prozesse sind zusammengewachsen. 

Und plötzlich merkt man, die Digitalisie-

rung hat tatsächlich funktioniert“, be-

richtete Lehmköster. 

Als er im Frühjahr 2025 mit der digitalen 

Abrechnung angefangen habe, wusste 

keiner wie es funktioniert. „Die Soft-

wareanbieter hatten keine Erfahrung, da 

bis dahin kein Probelauf erfolgt war. Die 

Kostenträger mussten teilweise aufge-

klärt werden, wie die Abrechnung nun 

umgesetzt wird. Uns war klar, wenn wir 

diesen schwierigen Weg gehen, dann 

sind wir der Brückenbauer für andere“, 

so der Pflegeunternehmer. Wichtiger 

Baustein ist die KIM. Hier funktioniere 

die Digitalisierung inzwischen gut. Lei-

der funktioniere der digitale Datenaus-

tausch mit Arztpraxen oft noch nicht so 

gut. Hier laufe vieles noch über Fax. 

Trotz aller Schwierigkeiten, der Weg ist 

für Lehmköster der Richtige. „Wir se-

hen die Vorteile: Zeit für die Qualität, 

Zeit für die eigentliche Pflege. Wir ha-

ben zufriedene Mitarbeiter. Und vor al-

lem die hohe Sicherheit: Die Fehlerquo-

te bei der Abrechnung liegt nahezu bei 

null.“ Sein Appell: Starten Sie jetzt! sj

Drei intensive Tage auf der Altenpflege 

2026 in Essen haben einmal mehr ge-

zeigt, wie angespannt die Lage in der 

Pflege ist – und wie dringend politische 

Lösungen gebraucht werden. Steigen-

de Kosten, unsichere Refinanzierung 

und Entscheidungen, die häufig an der 

Praxis vorbeigehen, prägen den Alltag 

vieler Einrichtungen. Gleich zur Kon-

gresseröffnung wurde das deutlich. 

Für den bpa brachte es Präsidiumsmit-

glied und Landesvorsitzender Schles-

wig-Holstein, Mathias Steinbuck, auf 

den Punkt: „Die Luft und das Eis sind 

extrem dünn.“

Verzögerte Refinanzierungen und zusätz-

liche Vorgaben bei der Lohnanpassung 

verschärfen die wirtschaftliche Situation 

vieler Betriebe. Neben den finanziellen 

Herausforderungen wurde auch die öf-

fentliche Wahrnehmung des Pflegebe-

rufs thematisiert. Steinbuck machte deut-

lich, dass die Verdienstmöglichkeiten oft 

unterschätzt werden. Mehr Transparenz 

und realistische Einblicke seien notwen-

dig, um Fachkräfte zu gewinnen und das 

Bild der Branche zu korrigieren.

Im weiteren Kongressverlauf standen 

zentrale wirtschaftliche Fragestellun-

gen im Fokus. In der Session „Wagnis 

und Gewinn“ diskutierten Michael Tam-

minga-Wessels (IEGUS) und Pascal 

Tschörtner (bpa-Geschäftsführer und 

Geschäftsbereichsleiter stationäre Ver-

sorgung) über unternehmerische Risi-

ken und deren angemessene Berück-

sichtigung in der Vergütung. 

Daran anschließend bot Arnaud Limin-

ski (bpa Servicegesellschaft) einen 

Überblick zu Pflegesatzverhandlungen. 

Realität trifft Anspruch 
Der bpa auf Messe und Kongress Altenpflege 2026 

Wie kann die Pflege zukunftsfest gestaltet werden? bpa-Präsidiumsmitglied Ma-

thias Steinbuck (3. von rechts) vertrat die Positionen des bpa in der Eröffnungsdis-

kussion des Kongresses. Dabei waren u.a. Elke Ronneberger (Bundesvorständin 

Sozialpolitik Diakonie Deutschland), Thomas Knieling (Bundesgeschäftsführer 

VDAB) und Prof. Dr. Heinz Rothgang (SOCIUM Forschungszentrum Ungleichheit 

und Sozialpolitik, Universität Bremen). 
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Diese haben einen direkten oder indirekten Einfluss auf die 

Wirtschaftlichkeit der Pflegeeinrichtungen und stellen einen 

Kernprozess für jede Einrichtung dar, die ihre Leistungen so-

lide refinanzieren möchte. Liminski zeigte auf, welche Kosten 

tatsächlich refinanziert werden und wo sich in Verhandlun-

gen Chancen eröffnen.  

Großen Andrang gab es auch am bpa-Stand. Der persönliche 

Austausch mit Mitgliedern, Interessierten und politischen 

Akteurinnen und Akteuren stand im Mittelpunkt. Zu den Gäs-

ten zählten unter anderem die Pflegebevollmächtigte der 

Bundesregierung Katrin Staffler sowie Sandra Postel, Präsi-

dentin der Pflegekammer NRW.

Die Pflegebevollmächtigte der Bundesregierung Katrin 

Staffler (links) und Sandra Postel, Präsidentin der Pflege-

kammer NRW, im Gespräch mit bpa-Präsidiumsmitglied 

Mathias Steinbuck.

Arnaud Liminski (bpa Servicegesellschaft) erläuterte die 

Notwendigkeit von Pflegesatzverhandlungen. 

Sprachen über die Finanzierung der Digitalisierung in der 

Pflege (von links): Sven Wolfgram (bpa-Geschäftsführer 

und Geschäftsbereichsleiter ambulante Versorgung), Dr. 

Carsten Steinhoff (stellv. Vorstand VdSP), Daniela Muck 

(vdek) und Sandra Stange (bpa-Stabsstelle Digitalisierung) 

Mitglieder und Gäste im lockeren Austausch mit Bernhard 

Rappenhöner (bpa-Landesvorsitzender NRW)

Fachgespräche am bpa-Stand 
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Die Kongress- und Fachmesse Medcare 

findet alle zwei Jahre in Leipzig statt. 

In diesem Jahr öffnen sich die Türen 

des Leipziger Congress Centers vom  

1. bis 2. September 2026. Ein besonde-

res Highlight der Medcare 2026 ist das 

erstmals stattfindende „1. Forum Pfle-

gemanagement“, das in Partnerschaft 

mit dem bpa organisiert wird. 

Als langjähriges Mitglied des Fachbei-

rats bringt der bpa seit den 1990er-Jah-

ren seine fachliche Expertise, Praxiser-

fahrung und strategische Perspektive 

aktiv in die Weiterentwicklung der Ver-

anstaltung ein. Durch dieses kontinuier-

liche Engagement prägt der bpa die  

inhaltliche Ausrichtung der Kongress- 

und Fachmesse maßgeblich mit und 

setzt wichtige Impulse für die Pflege in 

Mitteldeutschland.

Mit dem neuen Forum Pflegemanage-

ment wird dieser Anspruch konsequent 

weitergeführt. Ziel ist es, ein länder- 

und sektorenübergreifendes, qualitativ 

hochwertiges Fortbildungsangebot für 

die Pflege weiter auszubauen und ge-

zielt auf aktuelle Herausforderungen 

der Branche auszurichten. Im Fokus ste-

hen dabei zentrale Zukunftsthemen für 

Pflegeunternehmen.

Das Forum greift unter anderem Fragen 

der digitalen Transformation in Pflege-

unternehmen, der Einsatzmöglichkeiten 

Künstlicher Intelligenz in der Prozessop-

timierung sowie der sprachgestützten 

Pflegedokumentation auf. Darüber hin-

aus stehen weitere hochaktuelle Themen 

auf dem Programm, darunter die neue 

Pflegefachassistenzausbildung, Arbeits-

bedingungen und generationenspezifi-

sche Veränderungen in der Pflege, Ver-

sorgungsplanung, Nachhaltigkeit sowie 

die vollelektronische Abrechnung.

Die Medcare bietet damit nicht nur fun-

dierte Fortbildung, sondern auch einen 

wichtigen Rahmen für Austausch und 

Vernetzung. Teilnehmende können neue 

Produkte, Trends und Lösungen für ih-

ren Arbeitsalltag kennenlernen und mit 

Entscheiderinnen und Entscheidern aus 

Klinik, ambulanter und stationärer Ver-

sorgung ins Gespräch kommen.

Das Kongressprogramm umfasst Semi-

nare und Workshops zu verschiedenen 

Themenfeldern, darunter Wundversor-

gung, Hygiene, Schmerztherapie und 

Management. Ergänzt wird das Pro-

gramm durch etablierte Fachveranstal-

tungen wie die 11. Leipziger Wundtage 

und die 9. Mitteldeutschen Intensivpfle-

getage. Die Inhalte sind praxisnah aus-

gerichtet und wurden in Zusammenar-

beit mit führenden Fachgesellschaften 

und Verbänden entwickelt. nay

Kongressprogramm und Informationen 

zu Tickets und Preisen können auf der 

Homepage eingesehen werden. 

https://www.medcare-leipzig.de/ 

MEDCARE 2026 in Leipzig:  
Pflege vernetzen, Wissen teilen, Zukunft gestalten

Hinweis für bpa-Mitglieder:

Auf Nachfrage bei der sächsi-

schen Landesgeschäftsstelle kön-

nen bpa-Mitglieder für sämtliche 

Ticketkategorien einen Rabatt-

code in Höhe von 10 % erhalten.

Der bpa freut sich auf den ge-

meinsamen Austausch und auf 

viele Begegnungen bei der Med-

care 2026 in Leipzig.

Am zweiten Kongresstag rückte ein 

Thema in den Fokus, das die Branche 

seit Jahren begleitet: die Digitalisierung 

in der Pflege. In der Session zur Finan-

zierung wurde deutlich, dass zwischen 

politischen Erwartungen und wirt-

schaftlicher Realität weiterhin eine er-

hebliche Lücke besteht. Für den bpa 

diskutierten Sandra Stange (Stabsstelle 

Digitalisierung) und Sven Wolfgram 

(Geschäftsführer und Geschäftsbe-

reichsleiter ambulante Versorgung) ge-

meinsam mit Vertreterinnen und Ver-

tretern anderer Organisationen über 

Wege, digitale Lösungen nachhaltig zu 

refinanzieren.

Parallel dazu blieb der Stand in Halle 8 

ein zentraler Treffpunkt für Austausch, 

Vernetzung und Einblicke in aktuelle 

Projekte – darunter auch der bpa-eige-

ne TI-Chatbot PIA.

Die Altenpflege 2026 hat erneut gezeigt: 

Der Handlungsbedarf in der Branche ist 

dringend. Gleichzeitig wurde deutlich, 

wie viel Engagement, Expertise und Inno-

vationskraft in der Branche steckt. Ent-

scheidend wird sein, dass die politischen 

Rahmenbedingungen Schritt halten. 

Die nächste Altenpflege findet unter 

neuem Namen als care:xpo vom 20. bis 

22. April 2027 in Nürnberg statt. ans/sj 
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In diesem Jahr ist es soweit: Der bpa 

wird erstmals mit einem Messestand 

auf der Rehacare in Düsseldorf vertre-

ten sein – und zwar vom 23. bis 26. Sep-

tember 2026. 

Die Rehacare ist eine internationale 

Fachmesse für Rehabilitation, Präventi-

on, Inklusion und Pflege. Internationale 

Unternehmen präsentieren neueste 

Hilfsmittel und Technologien (z. B. Ak-

tivrollstühle, Prothesen, Kommunikati-

onshilfen und barrierefreie Wohnkon-

zepte). Ergänzt wird die Ausstellung 

durch praxisnahe Foren, Podiumsdis-

kussionen und Fachkongresse zu aktu-

ellen Themen rund um Inklusion, Pflege 

und Barrierefreiheit. Unter dem Leitge-

danken „Selbstbestimmtes Leben“ 

bringt sie Menschen mit Behinderung, 

chronischer Erkrankung und im Alter 

mit Lösungsanbietern, Start-ups, Ver-

bänden und politischen Entscheidungs-

trägern zusammen. 

Der bpa-Stand befindet sich in Halle 1 

und hat die Standnummer 1E33. 

Kongressprogramm und Informationen 

zu Preisen können auf der Homepage 

eingesehen werden. 

https://www.rehacare.de/

Der bpa erstmals auf der Rehacare 

Hinweis für bpa-Mitglieder:

Auf Nachfrage bei der bpa-Lan-

desgeschäftsstelle NRW können 

bpa-Mitglieder für Tagestickets  

einen Rabattcode in Höhe von  

10 % erhalten.

Verdiente Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter

In den vergangenen Monaten konnten zahlreiche Mitarbeiterinnen  
und Mitarbeiter des bpa ihr Betriebsjubiläum feiern

Verantwortung und Leidenschaft für den 

Verband und die privaten Anbieter zeich-

nen Manfred Mauer aus. Keine Diskussi-

on wird gescheut, wenn es darum geht, 

privates Unternehmertum in der Pflege zu 

stützen. Von den Positionen des bpa ist er 

100-prozentig überzeugt. Seit einem Vier-

teljahrhundert prägt Manfred Mauer die 

Arbeit der bpa-Landesgeschäftsstelle in 

Wiesbaden maßgeblich und hat die Ent-

wicklung des bpa in Hessen engagiert 

und kontinuierlich vorangetrieben. Am  

1. März 2026 konnte der Leiter der bpa-

Landesgeschäftsstelle sein 25-jähriges 

Dienstjubiläum beim bpa begehen.

Im Rahmen einer Klausur des Landes-

vorstands überbrachten der Vorsitzen-

de Ralf Geisel und der stellvertretende 

Vorsitzende Dirk Mohr auch die persön-

lichen Grüße und Glückwünsche des 

bpa-Präsidenten und dankten Manfred 

Mauer für seine langjährige, verlässli-

che und erfolgreiche Arbeit. bpa-Haupt-

geschäftsführer Norbert Grote war 

über eine Videokonferenz zugeschaltet 

und bedankte sich für die enge und ver-

trauensvolle Zusammenarbeit. 

Mauers Fachwissen und seine Meinung 

werden ebenso von anderen Akteuren 

wie Leistungsträger, Landesämter und 

Politik angefragt und wertgeschätzt. Mit 

seiner langjährigen Erfahrung macht 

ihm keiner so schnell etwas vor. Mauer 

agiert politisch und strategisch ge-

schickt, ist ein brillanter Rhetoriker, hat 

Humor und ist sehr schlagfertig. Oben-

drein ist er ein begnadeter Rapper und 

Manfred Mauer, 25 Jahre bpa

Kleine Feier am Rande der Klausur-

tagung: Landesgeschäftsstellenlei-

ter Manfred Mauer mit dem 

Landesvorsitzenden Ralf Geisel und 

dem stellvertretenden Vorsitzenden 

Dirk Mohr
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Seit ihrem Einstieg im Jahr 2001 hat sie die Arbeit des bpa in 

ganz besonderer Weise geprägt. Was zunächst als Tätigkeit 

als Assistentin der Geschäftsführung in Bonn begann, entwi-

ckelte sich schnell zu einer beeindruckenden juristischen 

Laufbahn innerhalb des Verbandes. Am 1. Juni 2026 konnte 

Ise Neumann, Leiterin des Justitiariats, auf 25 erfolgreiche 

Jahre beim bpa zurückblicken – ein außergewöhnliches Jubi-

läum und ein schöner Anlass für eine herzliche Gratulation 

und ein ebenso herzliches Dankeschön!

Bei einer kleinen Feier in der Bundesgeschäftsstelle in Berlin 

würdigten bpa-Präsident Bernd Meurer und bpa-Hauptge-

schäftsführer Norbert Grote die Leistung von Ise Neumann. 

Bereits kurz nach dem Umzug der Bundesgeschäftsstelle von 

Bonn nach Berlin hatte sie als Justitiarin Verantwortung 

übernommen – und in den folgenden Jahren mit großem En-

gagement und bemerkenswerter Kompetenz das Justitiariat 

des bpa aufgebaut.

Dass aus einer einzelnen Juristin heute ein starkes Team mit 

mehreren Juristinnen und Juristen sowie einer Sachbearbei-

tung geworden ist, ist ganz wesentlich ihr Verdienst. Ebenso 

hat Ise Neumann das Rechtsanwälte-Netzwerk des bpa auf-

gebaut und über viele Jahre unzählige Musterverfahren be-

gleitet. Ihre Arbeit an Heim-, Patienten- und Ausbildungsver-

trägen gab den Mitgliedseinrichtungen wertvolle Orientie-

rung und rechtliche Sicherheit.

Besonders geschätzt werden ihr enormer Sachverstand, ihre 

Präzision und ihre strukturierte, klare Art. Sie behält stets den 

Blick über den Tellerrand und verliert dabei nie das Ziel aus 

den Augen. Gerade weil Ise Neumann Sachverhalte klar be-

nennt und juristisch sauber einordnet – auch wenn dies 

manchmal unbequem sein mag –, genießt sie großes Ver-

trauen und hohe Anerkennung.

Zugleich verbindet sich ihre fachliche Stärke mit einer außer-

gewöhnlichen Hands-on-Mentalität. Viele erinnern sich noch 

gut daran, dass Ise Neumann beim Umzug nach Berlin nicht 

nur organisatorisch unterstützt, sondern sogar die Telefonan-

lage in der damaligen Bundesgeschäftsstelle in der Hannover-

schen Straße eingerichtet hat. Dass einige der damals verge-

benen Durchwahlnummern bis heute bestehen, passt irgend-

wie wunderbar zu ihrer nachhaltigen Wirkung auf den bpa.

Auch ihr persönlicher Einsatz für den Verband verdient be-

sondere Anerkennung. Ihre hohe Identifikation mit dem bpa, 

ihre Verlässlichkeit und ihr Engagement über all die Jahre 

hinweg beeindrucken sehr. 

Auch im Namen des Präsidiums gilt Ise Neumann großer 

Dank für ihre Einsatzbereitschaft, Expertise und Loyalität. 

Das Team der Bundesgeschäftsstelle in Berlin, die Kollegin-

nen und Kollegen überall in Deutschland und der bpa-Haupt-

geschäftsführer danken für 25 Jahre begeisternde und er-

folgreiche Arbeit im bpa und freuen sich sehr auf die weitere 

Zusammenarbeit. 

Ise Neumann, 25 Jahre bpa

bpa-Präsident Bernd Meurer und bpa-Hauptgeschäftsführer 

Norbert Grote gratulierten Ise Neumann, Leiterin des 

Justitiariats, zum 25-jährigen Dienstjubiläum beim bpa. 

Sänger, wie man spätestens bei den 

Verabschiedungsvideos für die ehemali-

gen Geschäftsführer erfahren durfte. 

Als künstlerischer Mastermind und Re-

gisseur der Landesgeschäftsstelle Hes-

sen steuert er diese mit vollem Einsatz. 

Die Mitglieder und der Vorstand schät-

zen seine Arbeit, seine Persönlichkeit 

und sein Engagement sehr.  

Die Kolleginnen und Kollegen in der Lan-

desgeschäftsstelle und der bpa-Haupt-

geschäftsführer kennen und schätzen 

Manfred Mauer als aufrichtigen, ehrli-

chen, anständigen Charakter. Die Zu-

sammenarbeit mit ihm ist wertschät-

zend, konstruktiv und vertrauensvoll. 

Sein Augenmerk liegt auf einer rück-

sichtsvollen Ausgestaltung der Zusam-

menarbeit und entsprechenden Hand-

lungs- und Entscheidungsspielräumen.

Als feste Stütze des Verbandes und  

sichere Bank der Interessenvertretung 

für unsere Mitgliedseinrichtungen freu-

en wir uns sehr, ihn an unserer Seite  

zu wissen. 

Auch im Namen des Präsidiums gilt 

Manfred Mauer großer Dank für seine 

Einsatzbereitschaft, Expertise und Lo-

yalität. Das Team der  Landesgeschäfts-

stelle, die Kolleginnen und Kollegen 

überall in Deutschland und der bpa-

Hauptgeschäftsführer danken für 25 

Jahre begeisternde und erfolgreiche 

Arbeit im bpa und freuen sich sehr auf 

die weitere Zusammenarbeit.
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Seit vielen Jahren überzeugt sie durch 

ihr ausgeprägtes Engagement, ihre ho-

he Identifikation mit dem bpa sowie ih-

re bemerkenswerte Durchsetzungsstär-

ke gegenüber den Partnern der Selbst-

verwaltung. Am 1. April 2026 konnte die 

bpa-Landesbeauftragte Sabine Söngen 

ihr 15-jähriges Dienstjubiläum beim 

bpa feiern. Im Rahmen einer kleinen 

Feier überbrachte der stellvertretende 

Vorsitzende Dirk Mohr die Glückwün-

sche des Vorstands. 

Sie begegnet Herausforderungen stets 

offen und direkt und leistet damit einen 

wichtigen Beitrag, um die berechtigten 

Interessen der Mitglieder unseres Ver-

bandes voranzubringen. 

Darüber hinaus kennen wir sie als enga-

gierte Teamplayerin. Ihre kommunikati-

ve, lösungsorientierte und stets konst-

ruktive Art stärkt das Miteinander im 

Team und schafft eine vertrauensvolle 

Arbeitsatmosphäre. Ihre Bereitschaft, 

Kolleginnen und Kollegen zu unterstüt-

zen und sich aktiv in gemeinsame Pro-

zesse einzubringen, ist ein wesentlicher 

Teil ihres Erfolgs – und des gemeinsa-

men Erfolgs des bpa. Dafür wird Sabine 

Söngen nicht nur vom Haupt- und Ehren-

amt des bpa, sondern auch von den Mit-

gliedseinrichtungen überaus geschätzt. 

Als feste Stütze des Verbandes und siche-

re Bank der Interessenvertretung für un-

sere Mitgliedseinrichtungen freuen wir 

uns sehr, sie an unserer Seite zu wissen. 

Auch im Namen des Präsidiums gilt Sa-

bine Söngen großer Dank für ihre Ein-

satzbereitschaft, Expertise und Loyali-

tät. Das Team der  Landesgeschäftsstel-

le, die Kolleginnen und Kollegen überall 

in Deutschland und der bpa-Hauptge-

schäftsführer danken für 15 Jahre be-

geisternde und erfolgreiche Arbeit im 

bpa und freuen sich sehr auf die weitere 

Zusammenarbeit.

Seit ihrem Einstieg beim bpa im Jahr 2006 ist sie aus der Bun-

desgeschäftsstelle und insbesondere aus dem Justitiariat 

kaum mehr wegzudenken. Mit großer Sorgfalt, Verlässlich-

keit und einem ausgeprägten Blick fürs Detail unterstützt Ste-

phanie Ahlig-Lauter die Arbeit des bpa seit vielen Jahren. Am 

1. Mai 2026 konnte sie auf 20 Jahre beim bpa zurückblicken – 

ein schöner Anlass für eine herzliche Gratulation und ein 

ebenso herzliches Dankeschön!

Wer einmal mit einer von ihr erstellten Synopse gearbeitet 

hat, weiß: Wenn Stephanie Ahlig-Lauter etwas geprüft hat, 

darf man sich auf das Ergebnis verlassen. Schon oft hat sie 

dem Justitiariat und der Geschäftsführung des bpa damit die 

Arbeit erheblich erleichtert. 

Neben ihrer fachlichen Sorgfalt schätzen die Kolleginnen und 

Kollegen auch ihre hilfsbereite und unkomplizierte Art. Sie 

macht den Kolleginnen und Kollegen die Zusammenarbeit 

leicht – nicht zuletzt, weil Stephanie Ahlig-Lauter auch an be-

sonders arbeitsreichen Tagen ihre gute Laune bewahrt. Das 

trägt viel zu einem guten Miteinander in der Geschäftsstelle bei.

Danke – auch im Namen des Präsidiums – für 20 Jahre erfolg-

reiche, engagierte und loyale Arbeit im bpa. Die Leiterin des 

Justitiariats, die Kolleginnen und Kollegen in der Bundesge-

schäftsstelle und der bpa-Hauptgeschäftsführer freuen sich 

sehr auf die weitere Zusammenarbeit.

Stephanie Ahlig-Lauter,  
20 Jahre bpa

bpa-Hauptgeschäftsführer Norbert Grote und die Leiterin 

des Justitiariats Ise Neumann gratulierten Stephanie 

Ahlig-Lauter zum 20-jährigen Dienstjubiläum beim bpa.   

Der Leiter der bpa-Landesgeschäfts-

stelle Hessen Manfred Mauer und 

der stellv. Vorstandsvorsitzende Dirk 

Mohr gratulierten der bpa-Landesbe-

auftragten Sabine Söngen zum 

15-jährigen Dienstjubiläum beim bpa.

Sabine Söngen, 15 Jahre bpa
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Elena Sonntag betreut die Personalverwaltung für über 200 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der bpa-Familie. Am 1. Mai 

2026 beging sie ihr 15-jähriges Dienstjubiläum beim bpa. Bei 

einem Team-Frühstück in der bpa-Geschäftsstelle Verwaltung 

Bundesangelegenheiten in Bonn bedankte sich Geschäftsbe-

reichsleiterin Monika Weber-Beckensträter bei Elena Sonntag 

für ihre immer äußerst verlässliche Arbeit. Mit den Jahren hat 

Elena Sonntag ihren Arbeitsbereich beständig ausgebaut, sich 

stets aktiv neuen Herausforderungen gestellt und stellt für die 

Geschäftsleitung eine wichtige Stütze dar. Elena Sonntag ist 

als äußerst vertrauenswürdige und hochkompetente Mitarbei-

terin geschätzt und aus dem bpa nicht mehr wegzudenken. 

Elena Sonntag, 15 Jahre bpa

Monika Weber- 

Beckensträter, 

Geschäftsbereichslei-

terin Zentrale Dienste 

und Organisation, 

gratulierte Elena 

Sonntag zum 

15-jährigen bpa-

Dienstjubiläum.

Anja Welenz trat im Mai 2016 als Landes-

referentin in die bpa-Landesgeschäfts-

stelle Mecklenburg-Vorpommern ein 

und übernahm früh Verantwortung für 

die stationäre Pflege im Land. Was die 

Kolleginnen und Kollegen in Schwerin 

besonders mit ihr verbinden: ihre Fähig-

keit, komplexe Sachverhalte präzise auf-

zubereiten und lösungsorientiert in Ver-

handlungen einzubringen, ihre Verläss-

lichkeit und analytische Stärke – und ihre 

ruhige, strukturierte Art, mit der sie seit 

zehn Jahren eine tragende Säule des 

bpa-Teams in Mecklenburg-Vorpom-

mern ist. Wer mit ihr arbeitet, merkt 

schnell: Fachlich stark und menschlich 

warmherzig – das schließt sich nicht aus. 

Genau diese Mischung macht Anja  

Welenz, inzwischen bpa-Landesbeauf-

tragte, für die Mitglieder des bpa und die 

Kolleginnen und Kollegen so wertvoll.

Auf viele weitere gemeinsame Jahre 

freuen sich der Leiter der bpa-Landes-

geschäftsstelle Dietmar Schmidt, der 

Vorstand der bpa-Landesgruppe MV 

sowie die Kolleginnen und Kollegen des 

bpa-Teams in Schwerin. 

Anja Welenz, 10 Jahre bpa

Der bpa-Landesvorsitzende Michael 

Beermann gratulierte der bpa-Lan-

desbeauftragten Anja Welenz zum 

10-jährigen Dienstjubiläum beim bpa.  

Der Leiter der bpa-Landesgeschäfts-

stelle Manfred Mauer gratulierte 

Sekretärin Karina Tschistjakow zum 

10-jährigen Dienstjubiläum beim bpa.

Karina Tschistjakow, 10 Jahre bpa
Karina Tschistjakow konnte am 1. Mai 

2026 auf zehn Jahre erfolgreiche Arbeit 

im Sekretariat der bpa-Landesge-

schäftsstelle Hessen zurückblicken. 

Als erste Ansprechpartnerin am Tele-

fon für ratsuchende Mitglieder, aber 

auch alle anderen Gesprächspartnerin-

nen und -partner, widmet sie sich mit 

Einfühlungsvermögen dem Anliegen 

der Anrufer. Ruhig, strukturiert und mit 

klarem Blick fürs Wesentliche geht Ka-

rina Tschistjakow ihre Aufgaben an. 

Sie behält den Überblick, ordnet ein 

und sorgt ganz selbstverständlich für 

Verlässlichkeit im Alltag. Dabei begeg-

net sie allen mit Freundlichkeit und  

einer angenehm positiven Art, die  

die Zusammenarbeit sehr angenehm 

macht. Sie ist stets bereit, zu helfen 

und Lösungen zu finden und kümmert 

sich mit viel Herz um das Wohl der Kol-

leginnen und Kollegen in der Landes-

geschäftsstelle in Wiesbaden, kurzum: 

Sie ist ein unverzichtbarer Teil des 

Teams. Wir freuen uns sehr auf die 

weitere Zusammenarbeit. 
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Gemeinsam erfolgreich – Unsere Jubilare in der  
bpa Servicegesellschaft 

Die bpa Servicegesellschaft durfte in den vergangenen Monaten  
erneut treue und geschätzte Mitarbeitende ehren.

Claudia Breuninger aus dem Büro Mainz feierte ihr 10-jähriges Jubiläum seit ihrem Arbeitsbeginn am 

16.03.2016. Mit ihrer strukturierten Arbeitsweise, ihrem großen Engagement und ihrer Zuverlässigkeit ist 

sie seit vielen Jahren eine wertvolle Unterstützung im Team.

 

Michael Diehl, ebenfalls im Büro Mainz tätig, blickte auf beeindruckende 20 Jahre Betriebszugehörigkeit 

seit dem 01.04.2006 zurück. Seine Erfahrung, Zuverlässigkeit und sein langjähriger Einsatz prägen die  

Zusammenarbeit bis heute.

 

Thomas Geier feierte sein 15-jähriges Jubiläum und gehört seit dem 15.04.2011 zur Servicegesellschaft. 

Mit seiner langjährigen Erfahrung und seinem Engagement ist er ein geschätzter Teil des Teams.

 

Dustin Deichsel aus dem Berliner Büro gehört seit dem 28.06.2016 und damit seit 10 Jahren zur Service-

gesellschaft. Er wird für seine kollegiale Art und sein Engagement sehr geschätzt.

Wir bedanken uns bei der Jubilarin und den Jubilaren herzlich für ihre Treue, ihren täglichen Einsatz und die angenehme  

Zusammenarbeit und freuen uns auf viele weitere gemeinsame Jahre.
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Staffellauf vor dem Reichstag 

bpa und apm mit drei Teams erfolgreich

„Wir halten die Pflege am Laufen“ – un-

ter diesem Motto gingen am 3. Juni 

erstmals drei Laufstaffeln des bpa ge-

meinsam mit der apm an den Start der 

5x5-Kilometer-Team-Staffel der Berli-

ner Wasserwerke. Bei perfektem Lauf-

wetter und angefeuert von Kolleginnen 

und Kollegen auf der Picknick-Wiese im 

Berliner Tiergarten können sich die Er-

gebnisse sehen lassen: 

K	� Gold ging an Staffel 2 (Oliver Böse-

ner, Ines Neumann, Sven Wolfgram, 

Nico Kling und Elisabeth Baum) mit 

einer Gesamtzeit von 02:25:56.

K	� Silber ging an die apm-Staffel (Den-

nis Poppmann, Marion Mackenzie, 

Christian Friedow, Christina Stein-

bach, Lucy Wanjiku Muhugu) mit ei-

ner Zeit von 02:29:58.

K	� Bronze erhielt die Staffel 1 (Katja Rie-

del-Bentz, Lisa Böttger, Marco Batt-

mer, Noa Hettich, Alexander Mühle) 

bei einer Zeit von 02:31:35

Ein besonderer Dank gilt Alexandra Si-

dorenko, die sich um das köstliche Pick-

nick inklusive Decken und Bollerwagen 

gekümmert und dafür gesorgt hat, dass 

alle satt wurden und niemand auf ge-

kühlte Getränke verzichten musste. Vie-

len Dank ebenfalls an Tina Schneider, 

weil sie die Läuferinnen und Läufer an-

gemeldet, die Organisation übernom-

men und dafür gesorgt hat, dass alle ei-

ne Startnummer nebst Staffelstab er-

halten haben. irn

Das Team von bpa und apm bei der 5x5-Kilometer-Staffel vor dem Reichstag
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Ihre Ansprechpartner beim bpa

Bundesgeschäftsstellen
Friedrichstraße 148 · 10117 Berlin
Hauptgeschäftsführer: Norbert Grote
Geschäftsführer: Pascal Tschörtner  
(Leiter des Geschäftsbereichs stationäre Versorgung)  
Sven Wolfgram  
(Leiter des Geschäftsbereichs ambulante Versorgung)
Büroleiterin des Hauptgeschäftsführers:  
Alexandra Nuy
Mobil: +49 151 74112553
Leiterin Geschäftsbereich Recht: Ise Neumann
Leiter Geschäftsbereich Public Affairs: Martin v. Bers
wordt-Wallrabe
Leiter der Bundesgeschäftsstelle: Axel Schnell
Telefon: +49 30 308788-60
Telefax: +49 30 308788-89
bund@bpa.de

Leiterin Geschäftsbereich Zentrale Dienste und 
Organisation: Nathalie Kinder
Oxfordstraße 12 – 16 · 53111 Bonn
Telefon: +49 228 60438-0
Telefax: +49 228 60438-99
info@bpa.de

Leiter Geschäftsbereich Wirtschaft: 
Nico Kling
Mehringdamm 68 · 10961 Berlin
Telefon: +49 30 30111066
kling@bpa-servicegesellschaft.de

Baden-Württemberg
Stefan Kraft
Mobil: +49 172 4154918
Berthold Denzel
Mobil: +49 173 5222451
Sven Schumacher
Mobil: +49 160 98187594
Christian Aigner
Mobil: +49 171 6538350
Nicole Küstner
Mobil: +49 173 2092456 
Dominic David Steinbrenner
Mobil: +49 171 7796573
Anne Swoboda
Mobil: +49 160 5855636
Marienplatz 8 · 70178 Stuttgart
Telefon: +49 711 96049-60
Telefax: +49 711 96049-70
baden-wuerttemberg@bpa.de

Bayern
Joachim Görtz
Mobil: +49 174 3463969
Fritz Habel
Mobil: +49 173 7000943
Stefan Hahnemann
Mobil: +49 173 9004059
Falk Roßkopf
Mobil: +49 151 11601408
Johannes Keller
Mobil: +49 151 23894889
Stephanie Ludinsky
Mobil: +49 151 57256349
Martin Fichtner
Mobil: +49 151 58496208
Westendstraße 179 · 80686 München
Telefon: +49 89 890448320
Telefax: +49 89 890448321
bayern@bpa.de

Berlin
Margarete May
Mobil: +49 175 1091507
Adrian Imhof
Mobil: +49 172 4154943
Romana Pawlak
Mobil: +49 151 74555227
Spichernstraße 12 A · 10777 Berlin
Telefon: +49 30 338475250
Telefax: +49 30 338475279
berlin@bpa.de

Brandenburg
Sabrina Weiss
Mobil: +49 152 21732243
Uwe Mahrla
Mobil: +49 172 4154939
Sarah Kolbe
Mobil: +49 151 58441210 
Dana Russow
Mobil: +49 160 3192025 
Schopenhauerstraße 7 · 14467 Potsdam
Telefon: +49 331 97 92 33 70
Telefax: +49 331 97 92 33 79 
brandenburg@bpa.de

Bremen/Bremerhaven
Carsten Adenäuer
Mobil: +49 152 51672305
Inga Zahn
Mobil: +49 151 74128429
Wachtstraße 17–24 · 28195 Bremen
Telefon: +49 421 68544175
Telefax: +49 421 68544177
bremen@bpa.de

Hamburg
Philip Eckhardt
Mobil: +49 151 15885353
Michael Lorenz
Mobil: +49 151 21561400
Sören Fenner
Mobil: +49 174 1837313
Süderstraße 24 · 20097 Hamburg
Telefon: +49 40 25307160
hamburg@bpa.de

Hessen
Manfred Mauer
Sabine Söngen
Mobil: +49 172 9911727
Stefan Hißnauer
Mobil: +49 172 2438503
Oliver Hauch
Mobil: +49 172 4103485
Markus Ahne
Mobil: +49 151 72317292
Astrid Jestel-Rücker
Mobil: +49 173 2751623
Mirjam Abraham
Mobil: +49 151 41498624
Kristina Bogimov 
Mobil: +49 151 57692536
Steffi Krüger
Mobil: +49 175 4165966
Schiersteiner Str. 86 · 65187 Wiesbaden
Telefon: +49 611 341079-0
Telefax: +49 611 341079-10
hessen@bpa.de

Mecklenburg-Vorpommern
Dietmar Schmidt
Mobil: +49 173 5186323
Anja Welenz
Mobil: +49 172 3275680
Carolin Möller
Mobil: +49 160 90159111
Alexander Funke
Mobil: +49 172 5329688
Köpmarkt – Am Grünen Tal 19 · 19063 Schwerin
Telefon: +49 385 3992790
Telefax: +49 385 3992799
mecklenburg-vorpommern@bpa.de

Niedersachsen
Carsten Adenäuer
Mobil: +49 1525 1672305
Jens Krüger
Mobil: +49 173 6024877
Hinrich Ennen
Mobil: +49 174 3051402
Björn Aselmeyer
Mobil: +49 172 2832135
Marco Battmer
Mobil: +49 173 9138325
Nils Schwichtenberg-Zech
Mobil: +49 160 92625800
Nele Tegtmeier
Mobil: +49 160 94759736

Annika Siekmann
Mobil: +49 162 1321678
Herrenstraße 5 · 30159 Hannover
Telefon: +49 511 123513-40
Telefax: +49 511 123513-41
niedersachsen@bpa.de

Nordrhein-Westfalen
Andrea Grote
Mobil: +49 173 2062868
Iris Potthof
Mobil: +49 160 92628199
Sandra Mertins 
Mobil: +49 151 50945463
Henning Sittlinger
Mobil: +49 160 3321459
Sonja Hammerstein
Mobil: +49 162 1343919
Ulrich Kochanek
Mobil: +49 160 3355892
Kirsten Hinz
Mobil: +49 173 6434880
Julia Rother
Mobil: +49 151 70254198
David Schulz
Mobil: +49 162 2431280
Marcel Lamotte
Mobil: +49 173 1792829
Klaus Domhan
Mobil: +49 162 1311314
Friedrichstraße 19 · 40217 Düsseldorf
Telefon: +49 211 311393-0 
Telefax: +49 211 311393-13
nordrhein-westfalen@bpa.de

Rheinland-Pfalz
Jutta Schier
Mobil: +49 173 2063932
Petra Therre
Mobil: +49 151 19115274
Katrin Möller
Mobil: +49 172 5300969
Jan-Christoph Harnisch
Mobil: +49 170 8079188
Barbara Goetsch
Rheinallee 79 – 81 · 55118 Mainz
Telefon: +49 6131 88032-0
Telefax: +49 6131 88032-10
rheinland-pfalz@bpa.de

Saarland
Angela Eicher
Mobil: +49 173 7464956
Mechthild Hoffmann
Mobil: +49 151 15282066
Heinrich-Barth-Straße 18 · 66115 Saarbrücken
Telefon: +49 681 9488840
Telefax: +49 681 9488842
saarland@bpa.de

Sachsen
Jacqueline Kallé
Mobil: +49 162 1341356
Olaf Schwabe
Mobil: +49 173 7053759
Rudolf Pietsch
Mobil: +49 172 2009392
Hannah Sophie Nayyal-Schmidt
Mobil: +49 171 1271380
Anne Barig
Mobil: +49 172 6138210
Käthe-Kollwitz-Straße 5 · 04109 Leipzig
Telefon: +49 341 52904460
Telefax: +49 341 52904489
sachsen@bpa.de

Sachsen-Anhalt
Daniel Heyer
Mobil: +49 172 2690689
Anja Girschik
Mobil: +49 160 8444538
Katja Wiechert
Mobil: +49 151 59931449
Haeckelstraße 9 · 39104 Magdeburg
Telefon: +49 391 24358630
Telefax: +49 391 24358659
sachsen-anhalt@bpa.de
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Schleswig-Holstein
Kay Oldörp
Mobil: +49 174 3327860
Lars Tosch
Mobil: +49 160 5566654
Dirk Behrens 
Mobil: +49 151 27960932
Yvonne Martini
Mobil: +49 151 40730927
Dr. Wienke Jacobsen
Mobil: +49 151 17214324
Hopfenstraße 31 · 24103 Kiel
Telefon: +49 431 66947060
Telefax: +49 431 66947089
schleswig-holstein@bpa.de

Thüringen
Thomas Engemann
Mobil: +49 172 3167969
Mathias Räder
Theresa Schafroth
Mobil: +49 151 21304878
Haarbergstraße 61a · 99097 Erfurt
Telefon: +49 361 6538688
thueringen@bpa.de

Seminare
Regine Arnhold
Oxfordstraße 12–16 · 53111 Bonn
Telefon: +49 228 60438-0
Telefax: +49 228 60438-99
seminare@bpa.de

bpa Europavertretung
europa@bpa.de
Tel. +49 30 30878860
Fax +49 30 30878889

bpa Servicegesellschaft
Servicegesellschaft mbH des Bundesverbandes 
privater Anbieter sozialer Dienste e.V.

Geschäftsführung
Nico Kling 
Mehringdamm 66 · 10961 Berlin

Entgeltverhandlungen
entgelte@bpa-servicegesellschaft.de
Tel. +49 30 30111066
Leitung: Lars Becker  

Kooperationen/Mitgliedervorteile
kooperationen@bpa-servicegesellschaft.de
Telefon: +49 6131 930240
Leitung: Michael Diehl  

Unternehmensnachfolgeregelung
nachfolge@bpa-servicegesellschaft.de
Telefon: +49 89 57879857
Leitung: Michael Haile  

Vermittlung internationaler Pflegekräfte
info@bpa-personal.de
Mobil: +49 151 21230365
Leitung: Marco de las Heras

Versicherungsdienst
versicherungen@bpa-servicegesellschaft.de
Telefon: +49 6221 53970
Hans-Jürgen Erhard
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Fragen zur TI?
Frag´ Pia! Ihre persönliche  
Assistentin auf bpa.de


